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!Die Geschäftsstelle in der Möckernstraße 92, Ecke Yorckstraße, 
10963 Berlin, ist täglich von 10 bis 13 Uhr und 14 bis 18 Uhr geöffnet, 
außer Mittwochnachmittag (Die Räume stehen dann ab 16 Uhr der 
Kreuzberger Mittwoch-Beratungsstelle zur Verfügung).

Fahrverbindung: � Möckernbrücke, Mehringdamm, Yorckstraße, 
�Yorckstraße, 
Telefon: 2 16 80 01

Die MieterGemeinschaft bietet ihren Mitgliedern derzeit Mietrechts-
beratung in den Beratungsstellen (auf Seite 32), von denen die behinder-
tengerechten durch � gekennzeichnet sind. 

Achtung! In unserer Geschäftsstelle – und in den Vor-Ort-Büros findet
während der Öffnungszeiten keine Rechtsberatung statt. 

✄
✄

Probleme mit dem Vermieter?
Bei der Berliner MieterGemeinschaft können Ratsuchende
kostenlos folgende Informationsblätter bestellen:

Bitte ankreuzen und mit Briefmarken im Wert von 1,50 DM ein-
fach an folgende Adresse schicken:
Berliner MieterGemeinschaft e.V. 
Möckernstr. 92
10963 Berlin

Absender:

Name

Vorname

Straße

PLZ Ort

❏ Betriebskosten
❏ Eigentümerwechsel
❏ Umwandlung 

in Eigentums-
wohnungen

❏ Heizkosten-
abrechnung

❏ Kein Zutritt ohne 
Voranmeldung

❏ Kündigung
❏ Mängelbeseitigung
❏ Mieterhöhung (Ost)
❏ Mieterhöhung (West)
❏ Mietvertrag
❏ Modernisierung
❏ Untermiete
❏ Wohnfläche

Arbeitsgruppe Umwandlung: 
mittwochs ab 15 Uhr unter der 
Telefonnummer 215 90 62 oder e-mail: bmg-ag@ipn.de 

Infotelefon der Anti-Scientology-Initiative: 
mittwochs 19–21 Uhr, Telefon: 611 22 63, von Mietern für
Mieter

Achtung: Ab 2001 neues Kontaktelefon – bitte bei der
Berliner MieterGemeinschaft nachfragen

Offene AG Betriebskosten
Montag, 5. 2. 2001, 18 Uhr, 
Bezirksamt Hohenschönhausen, 
Große-Leege-Straße 103, kleiner Sitzungssaal
Vorläufig letzter Treff der Arbeitsgruppe

Treffen von GSW-MieterInnen gegen Privatisierung:
freitags ab 16.30 Uhr, im Garten zwischen Hauseingang
Fraenkelufer und Synagoge

V E R S A M M L U N G E N  U N D  T R E F F E N

Informationen, Tipps, Kontakte 
und Beitritte zur MieterGemeinschaft; 
keine Rechtsberatung

Friedrichshain
Bis Mitte August 2001:
montags 13 bis 14 Uhr, Am Rudolfplatz 5, 10245 Berlin,
RuDi Kiezladen

Hellersdorf
mittwochs 18 bis 20 Uhr, Auerbacher Ring 40, 
Ko.-Zentrale der Lokalen Agenda 21, � Hellersdorf

Pankow
dienstags 19 bis 20 Uhr, Wolfshagenerstraße 72, 
Ecke Eintrachtstraße, Kiezladen, � Pankow

Prenzlauer Berg
montags 17 bis 19 Uhr, Grellstraße 14, „Grelltreff“, 
Telefon: 4 23 50 86, �, � Prenzlauer Allee
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Möckernstraße 92  ·  10963 Berlin ·  Telefon 2 16 80 01  ·  Postbank NL Berlin 830 71-109

Berlins

preisgünstige

Mieter- BEITRITTSERKLÄRUNG
Für Mitglieder mit Wohnsitz 
in OstBerlin:

Für Mitglieder mit Wohnsitz 
in WestBerlin:

Für Hausgemeinschaften: 
(Mindestens 5 MieterInnen des Hauses müssen gleich- 
zeitig beitreten und eine[n] Vertrauensmieter[in] wählen.)

❏
❏
❏

❏
❏
1 Prozess-Mietrechtsschutz durch Gruppen-Versicherungs-Vertrag mit der ALLRECHT Rechtsschutzversicherung AG. 
   Der Rechtsschutzanteil in Höhe von 50,50 DM wird an die ALLRECHT abgeführt.
2 Die Mitgliedschaft ohne Rechtsschutz ist nur möglich, wenn eine Police über einen bestehenden Mietrechtsschutz 
   vorgelegt wird.

Name, Vorname                                                                                                                                           

Straße, Nr.                                                                                                                                                           Berlin

Telefon                                                                                           geb. am                                                                     

Eigentümer/in                                                                                                                                                 

Verwaltung                                                                                                                                                  
Die Satzung erkenne ich hiermit an. Ich bin damit einverstanden, dass meine Daten mittels EDV gespeichert werden.

Berlin, den                                              Unterschrift

Bitte zahlen Sie den Jahresbeitrag (West: plus Aufnahmegebühr) auf unser Konto: Postbank  Berlin, 
BLZ 100 100 10, Konto-Nr. 830 71-109   oder  erteilen Sie uns folgende EINZUGSERMÄCHTIGUNG:

Ich bin einverstanden, dass der obige Mitgliedsbeitrag abgebucht wird:

Geldinstitut                                                                                                                                                 

Konto-Nr.                                                                                      BLZ                                                     

Kontoinhaber/in                                                                                                                                          

Berlin, den                                              Unterschrift         

BERLINER MIETERGEMEINSCHAFT E.V.

ohne Aufnahmegebühr
Jahresbeitrag mit Rechtsschutz1

Jahresbeitrag ohne Rechtsschutz2
95,–   DM
44,50 DM

Aufnahmegebühr
Jahresbeitrag mit Rechtsschutz1

Jahresbeitrag ohne Rechtsschutz2

5,–   DM
105,–   DM

54,50 DM

❏
❏
❏

Jahresbeitrag mit Rechtsschutz1 im ersten Jahr je Mitglied
Jahresbeitrag ohne Rechtsschutz2 im ersten Jahr je Mitglied

95,–   DM
44,50 DM

Organisation

✄
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❞
Ihr 

MieterEcho

Liebe Leserinnen 
und Leser,

Hoffen auf Genossenschaft

Seit einiger Zeit geistert ein Gedanke durch die Köpfe der wohnungs-
politisch verantwortlichen Politiker dieser Stadt – die Wohnungsgenossen-
schaft. 

Wir fragen uns, ob sie nicht vielmehr als Alibi dient: Werden die Hinter-
gründe der Privatisierung im Wohnungswesen mit diesem Ansatz aus der
Arbeiterbewegung verschleiert und wird dabei die Mieterbewegung an den
Rand gedrängt? 

Eine Genossenschaft hebt nämlich die gegensätzliche Position von Mietern
und Hausbesitzern auf, ohne jedoch mit dieser neuen Form der Eigentums-
förderung ausreichenden Wohnraum für alle sozialen Gruppen bereitstel-
len zu können. 

Die vorliegende Ausgabe des MieterEchos verfolgt den Weg der Wohnungs-
baugenossenschaft vom wohnungspolitischen Kriseninstrument hin zu
„Jedermanns Liebling“ unter den Zielsetzungen, staatliche Eingriffe zu
minimieren und Eigenverantwortung zu stärken. Daran knüpft das Thema
des aktivierenden Staates an, das sowohl im Kommentar als auch in 
dem Beitrag „Stadt als Runder Tisch“ von Uli Brand im Nachgang zur
URBAN 21-Konferenz behandelt wird. 

Im weiteren Verlauf dieser Ausgabe wird der Angriff auf erstrittene Mieter-
rechte und den Mieterschutz hinsichtlich der Sicherheit von Mietober-
grenzen thematisiert, und wir widmen uns der Situation von Obdachlosen.
Anschließend folgen Berichte in den bekannten Rubriken über eine ver-
sprengte Wagenburg, einen umtriebigen Hausbesitzer, einen umgebauten
Mieterladen, eine private Bank, eine vermeintliche Sekte, einen unfähigen
Umwandler und über eine 
kostspielige Wärmedämmmaßnahme. 

Ab März 2001 neue Beratungsstelle in Steglitz in 
verkehrsgünstiger Lage

Mittwoch 19 bis 20 Uhr, 
Holsteinische Straße 38, im Büro Bündnis 90/Die Grünen
� Walther-Schreiber-Platz � Feuerbachstraße, � 148, 185, 186

Delegiertenwahlen
Am 29. 1. 2001 wurde anlässlich der Mitgliederversammlung 
für Hohenschönhausen

Günter Eggert
als Delegierter gewählt.

Wir begrüßen ihn als Mitglied des Delegiertenrates.

S.4 Genossenschaften – 
Vom wohnungspolitischen
Stiefkind zu 
„Everybody’s Darling“

S.6 Das Prinzip Genossenschaft

S. 7 Anfänge des kommunalen
und gemeinnützigen
Wohnungsbaus – Die 20er
Jahre in Wien und Berlin

S. 10 Wohnungsbaugenossen-
schaften und staatliche
Förderung

S. 11 Herr Breyer zieht Bilanz

S. 13 Unter Einrede der
Vorausklage 

„Wohlfühlmiete“, die neue
Wohnwertmiete der „1892“

S. 14 Kommentar: Genossen-
schaften – Clevere Alternative
oder Krämerladen?

S. 15 Wohneigentumsbildung doch
nicht so einfach

S.16 Stadt als Runder Tisch – 
Zum neuen Leitbild global
und good governance

S. 18 Kippt der Senat die 
Mietobergrenzen?

S. 20 Der „Aufstand der
Anständigen“ und 
Tote dritter Klasse

S. 21 Rezension: 
Mieter kaufen ihr Haus
Berlin _Stadt ohne Form

S. 22 Immobilienverwertungs-
beilage

S.26 Bezirkskorrespondenz

S. 30 Recht und Rechtsprechung

S. 32 Unsere Beratungsstellen
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Genossenschaften im Wohnbe-
reich spielten bis vor kurzem ei-
ne untergeordnete Rolle im bun-
desdeutschen Wohnungswe-
sen. Mit Ausnahme einiger, aus
der DDR hinüber geretteter,
Großgenossenschaften in den
Neubausiedlungen des Ostens
war diese gemeinschaftliche Ei-
gentumsform eine marginale Er-
scheinung. Nur ganze 4% des
Wohnungsbestandes im We-
sten gegenüber 18% im Osten
waren 1992 in genossenschaft-
lichem Eigentum. Durch die Pri-
vatisierungen im Zuge des so-
genannten Altschuldenhilfege-
setzes hat sich dieser Anteil seit-
her auf knapp 14% verringert.
Vor allem Benachteiligungen in
der Steuergesetzgebung, die
geringen Subventionsmöglich-
keiten und die komplizierten An-
forderungen des Gesellschafts-
rechts an Neugründungen von
Genossenschaften macht sie
gegenüber anderen Eigentums-
formen unattraktiv. Als im ost-
deutschen Altbaubereich nach
1990 der umfangreichste Ver-
mögenstransfer und Eigentü-
merwechsel in der bundesdeut-
schen Geschichte stattfand, set-
zen sich professionelle, an kurz-

fristiger Verwertung orientierte
und vor allem an die umfangrei-
chen Abschreibungsmöglichkei-
ten angepasste, Eigentumsfor-
men durch. Neben den Einzelei-
gentümern waren das meist als
GbR oder GmbH organisierte
Privateigentümer. Einer Unter-
suchung der Eigentümerstruktur
in einem Ostberliner Altbauge-
biet (Kollwitzplatz, Prenzlauer
Berg) zufolge gab es 1998 – al-
so nach der Klärung von offenen
Vermögensfragen und der sich
anschließenden Verkäufe – le-
diglich einen Anteil von 2% der
Häuser in genossenschaftli-
chem Besitz. Dabei handelte es
sich in der Regel um Bewohne-
rinitiativen, die mit dieser
Rechtsform (und umfangreichen
Fördergeldern) eine Möglichkeit
sahen, alternative Wohnvorstel-
lungen durchzusetzen oder zu
legalisieren. Kurzum: Genos-
senschaften im Altbaubereich
waren eine Nische für idealisti-
sche Enthusiasten und subven-
tionspolitische Experimente
(Programm Selbsthilfe), denen
zumindest wohnungspolitisch
lediglich eine Randbedeutung
beigemessen werden konnte. 

Neubewertung von
Genossenschaften

Mitte der Neunziger Jahre än-
derte sich zumindest die öffent-
liche Darstellung von Genos-
senschaften. Infolge von Ver-
käufen der bisher öffentlichen
Bestände (WIP, WBF und WBM)
kam die Genossenschaft in den
Ruf eines Hoffnungsträgers, ei-
ne drohende Spekulation mit je-
nen Wohnungen zu verhindern,
oder doch zumindest ein kleine-
res Übel zu sein. Mieterproteste
gegen die Privatisierung wurden
mehrfach in Forderungen nach
Vorkaufsrechten und „fairen
Chancen“ für eine Genossen-
schaftsgründung umgelenkt.
(MieterEcho Nr. 278 berichtete).
Gleichzeitig wird von einem we-
sentlichen Stadterneuerungs-
akteur wie der S.T.E.R.N. GmbH
(Sanierungsbeauftragte für
Prenzlauer Berg) in Zusammen-
arbeit mit der Selbstbau e.G. ei-
ne farbige Glanzpublikation über
den Erfolg einer Genossen-
schaft veröffentlicht. In den De-
batten um lokale und quartiers-
bezogene „Strategien gegen die
Armut“ – wie sie in Berlin seit

1998 mit den Schlagworten der
„Sozialen Stadtentwicklung“
und des „Quartiersmanage-
ments“ geführt werden – wurden
die Genossenschaften sowohl
von Stadtpolitikern verschie-
denster Parteien als auch von
wissenschaftlicher Seite als
mögliche Keimzellen eines
„stadtbürgerlichen Engage-
ments“ angesehen. Eine wahr-
haft prominente Unterstützung.

Durch diese Umbewertung des
Genossenschaftswesens ge-
lang es im Fall der „Bremer
Höhe“ nicht nur den Verkauf an
die sich gründende Genossen-
schaft durchzusetzen, sondern
zugleich langfristige Förderzu-
sagen aus den Modernisie-
rungs- und Instandsetzungs-
Programmen des Berliner Se-
nats zu erhalten. So wurde den
Genossenschaften „Bremer
Höhe“ und „Wöhlertgarten“ der
Fördermittelbedarf für 634 Woh-
nungen aus Bestandserwerbs-
programmen gewährt, was ca.
25% der Gesamtsumme des
Jahresetats 2000 ausmachte.
Daneben gab es eine Förderzu-
sage aus den Mitteln des Pro-
gramms „Soziale Stadterneue-

Genossenschaften – 
Vom wohnungspolitischen Stiefkind 
zu „Everybody’s Darling“

Andrej Holm

Wöhlertgarten, Ansicht Pflugstraße
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rung“ für insgesamt 430 Woh-
nungen; auch hier konzentrierte
sich etwa ein Viertel des Ge-
samtprogramms auf die Genos-
senschaftsprojekte, worin etwa
2/3 des üblichen Fördermittel-
bedarfs veranschlagt wurden.
Bezogen auf den Bezirk Prenz-
lauer Berg bedeutete dies: Es
gab für die 514 Wohnungen der
Genossenschaft „Bremer Höhe“
eine verbindliche Fördermittel-
zusage durch die Senatsverwal-
tung für Stadtentwicklung (das
war eine Voraussetzung für die
Gesamtfinanzierung des Pro-
jektes durch die Investitions-
bank Berlin Brandenburg). Um-
gerechnet auf durchschnittliche
Sanierungskosten entspricht
das etwa 350 Wohnungen – in
den vergangenen Jahren wurde
im Bezirk jeweils in einer Größe-
nordnung von 500 bis 600 Woh-
nungen umfassend gefördert.
Die Genossenschaft bindet
demzufolge etwa die Hälfte aller
Fördermittel des Programms
„Soziale Stadterneuerung“ im
Bezirk.

Eine weitere wichtige Voraus-
setzung für den erfolgreichen Er-
werb des Areals durch die Ge-
nossenschaft war neben diesen
öffentlichen Bürgschaften die
(erstmals) umgesetzte Möglich-
keit, die Eigenheimzulage für ei-
ne Genossenschaftsgründung
in Anspruch zu nehmen, da die
zu zahlenden Genossen-
schaftsanteile dadurch für die
einzelnen Genossenschaftsmit-
glieder auf ein für viele Bewoh-
ner finanzierbares Maß redu-
ziert werden konnte. Sowohl
subventionsbezogen als auch in
der wohnungspolitischen Ge-
wichtung hat sich das ehemali-
ge Stiefkind zum allseits akzep-
tierten Familienmitglied gemau-
sert. Doch weit davon entfernt,
Utopien von gemeinschaftli-
chem Eigentum eine späte Ge-
rechtigkeit erfahren zu lassen,
ist der zumindest diskursive Ge-
nossenschaftsboom Ausdruck
einer Reprivatisierung in der
Wohnungspolitik. Denn die För-
derung aus den Mitteln der Ei-
gentumsprogramme des Berli-
ner Senats ist nur für die Neu-
gründung von sogenannten ei-
gentumsorientierten Genossen-
schaften möglich. Einer langfri-
stigen sozialen Bindung steht
dabei die jederzeit mögliche
Umwandlung in Einzeleigentum
entgegen. Obwohl die Begrün-
dung für den kleinen Genossen-
schaftsboom gerade in der vor-
geblich sozialen Garantielei-
stung dieser Eigentumsform für
die Quartiere liegt, halten sich
die Experten mit Aussagen über

die langfristige Perspektive
merklich zurück. 

Abschied von der
alten Wohnungs-
politik
Um die wohnungspolitische Be-
deutung der Genossenschafts-
orientierung bewerten zu kön-
nen, ist es hier notwendig, einen
kleinen Exkurs in die bundes-
deutsche Wohnungspolitik zu
unternehmen. Sich selbst in der
Tradition der Wohnungsreform-
bewegung Ende des 19. Jahr-
hunderts stellend, verstand sich
die Wohnungspolitik in der BRD
als ein Versuch, durch staatliche
Regulationsmechanismen zur
Lösung der Wohnungsfrage bei-
zutragen. Sowohl die quantitati-
ven als auch die qualitativen
Aspekte der Wohnungsversor-
gung sollten dabei Berücksichti-
gung finden. Kernpunkt der Ori-
entierung war das sogenannte
Allgemeinwohl, die „Sicherung
der Wohnungsversorgung für
breite Schichten der Bevölke-
rung“. Mit einem Mix an Geset-
zen, Förderprogrammen, Steu-
ersubventionen aber auch mit
der beschränkten Kommunali-
sierung von Wohnungsbestän-
den wurde in Prozesse der Woh-
nungsproduktion, Wohnungs-
versorgung und die Gestaltung
von Nutzungsverhältnissen ein-
gegriffen. Kennzeichnend für die
Eingriffe war das Doppelziel der
Maßnahmen, gleichzeitig die
Kapitalverwertung und die Re-
produktionsbedingungen zu si-
chern, die Legitimation durch
umfassende und über sich hin-
ausweisende Effekte (insbeson-
dere lohnpolitische, sektorale,
konjunkturelle und regionale
Aspekte), Verteilungswirkungen
durch eine Orientierung an be-
stimmten Verdienerschichten
und indirekte Orientierung auf
eine gesellschaftliche Diszipli-
nierung (vom Abriss von ord-
nungspolitisch kaum beherrsch-
baren Vierteln bis zur Kleinfami-
lienorientierung des Wohnungs-
baus). Hinsichtlich dieser vier
Aspekte stellt sich eine Genos-
senschaftsorientierung als ein
widersprüchlicher Abschied von
der bisherigen Wohnungspolitik
dar. 
Bezogen auf langfristige Repro-
duktionssicherung, die ja vor al-
lem eine dauerhafte, kalkulier-
bare Mietpreisentwicklung be-
deutet, ordnet sich die Genos-
senschaftsunterstützung in eine
massive Verringerung der öf-
fentlich verwalteten Bestände
ein (in Berlin haben sich die öf-

fentlichen Bestände seit 1992 et-
wa halbiert). Mit den Übertra-
gungen an Genossenschaften
wird jedoch die Hoffnung ver-
bunden, sozialorientierte Ei-
gentümer mögen die Versor-
gungsfunktionen des Woh-
nungswesens übernehmen und
staatliche Initiativen in diesem
Bereich überflüssig machen.
Obwohl noch nicht eingeschätzt
werden kann, ob Genossen-
schaften diesen Ansprüchen ge-
recht werden, ist die öffentliche
Hand in diesen Beständen aus
der Verantwortung entlassen.
Die neue Orientierung lässt sich
also als eine Flucht in die Ent-
wicklung eines sozialisierten Ei-
gentumssektors begreifen. Ge-
nossenschaften scheinen dabei
zum Legitimationsvehikel einer
forcierten Privatisierung des
Wohnungswesens zu werden.
Während eine Privatisierung an
Genossenschaften die Aufgabe
von Eingriffsmöglichkeiten in die
Bestände darstellt, sind die dar-
über hinaus weisenden woh-
nungspolitischen Effekte gering.
Vor allem strukturpolitische und
konjunkturelle Anstöße sind in
diesem Bereich des Wohnungs-
bestandes nicht mehr kalkulier-
und steuerbar. Die bisherigen
Erfahrungen von Genossen-
schaftsgründungen infolge von

Privatisierungen kommunaler
Bestände beziehen sich auf ein-
zelne Vorhaben, die sich in ihren
gewünschten Wirkungen auf
einzelne Wohnviertel beschrän-
ken. Damit ordnen sich die Ge-
nossenschaftsgründungen in
die politische Schwerpunktver-
lagerung der lokalen und quar-
tiersbezogenen Ansätze ein und
werden zu einem Teil der „endo-
genen Potentiale“ der Quartiere,
die es zu fördern gilt. So stellt die
Unterstützung der Genossen-
schaft „Bremer Höhe“ für das
Quartiersmanagement Helm-
holtzplatz gemäß ihrem „Strate-
gischen Konzept“ einen „Hand-
lungsbedarf von erster Priorität“
dar. Obwohl die gewünschten
Effekte dieser Maßnahme mehr
als schwammig bleiben – unter
dem Stichwort „Ziele“ wird in be-
sagtem Konzept schlicht auf die
Genossenschaft selbst verwie-
sen – wird deutlich, dass zumin-
dest räumlich den Genossen-
schaften nur eine beschränkte
Reichweite zugeschrieben wer-
den kann. Genossenschaften
werden somit eingeordnet in die
Neuorientierung einer Stadtpoli-
tik, die sich einer quartiersbezo-
genen Moderation statt einer ge-
samtstädtischen Entwicklung
widmet.

Wöhlertgarten
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Konzentration von
Fördermitteln

Wie alle neuen Politiken führt
auch Privatisierung mittels Ge-
nossenschaften zu einer Neuord-
nung von öffentlichen Ressour-
cen. Während die auf den Be-
stand bezogenen Handlungs-
spielräume aufgegeben werden,
findet eine Konzentration insbe-
sondere von Fördermitteln statt.
Auf der Ebene des Berliner 
Finanzhaushaltes heißt das, 
die Förderung von Genossen-
schaften hinsichtlich Moderni-
sierungs-/Instandsetzungsmaß-
nahmen sowie für Mietwoh-
nungsbau verschiebt die zur Ver-
fügung stehenden Gelder insge-
samt weiter in Richtung Eigen-
tumsförderung. Im Vergleich zu
1993 hat sich der Förderumfang
des Mietwohnungsbaus auf 25%
verringert, die Mittel für die ver-
schiedensten Modernisierungs-
und Instandsetzungsprogramme
im Altbaubereich haben sich um
mehr als ein Drittel verringert. Im
selben Zeitraum haben sich die
Fördermittel für den Eigentums-
bereich fast verdoppelt. Aber
auch auf die lokale Verteilung der
Mittel aus dem Programm „So-
ziale Stadterneuerung“ wirken

sich die neuen Genossenschaf-
ten aus. Eine wohnungswirt-
schaftliche Rentabilität zu akzep-
tablen sozialen Konditionen
scheint zur Zeit nur mit der um-
fangreichen Subventionierung
von Erneuerungsmaßnahmen
möglich. Werden in großem Um-
fang Genossenschaften geför-
dert, so führt dies zu einer er-
heblichen Mittelkonzentration auf
bestimmte Bestände in den Sa-
nierungsgebieten. Die Förder-
programme sind dadurch schnell
ausgeschöpft und verlieren an ih-
rer bisherigen Einsatzmöglichkeit
als Disziplinierungsinstrument
von Eigentümern, die vorgeben,
aus wirtschaftlichen Gründen
heraus die Auflagen der Sanie-
rungssatzungen nicht einhalten
zu können. Die bisherige Praxis,
diese „schwierigen Eigentümer“
mit den Förderprogrammen zu
ködern und somit die sozialen
Ziele der Erneuerung durchzu-
setzen wird zugunsten einer zu-
nehmenden Förderung von vor-
geblich „sozialorientierten Ei-
gentümern“ eingeschränkt.

Die gesellschaftlichen Subkon-
texte der Genossenschaftsorien-
tierung sind widersprüchlich.
Zum einen ermöglichen gerade
die nach innen demokratischen

Genossenschaftssatzungen ein
größeres Maß an Mitbestim-
mung durch die Bewohner. Zu-
gleich jedoch – das ist vielleicht
der eigentliche Lehrplan – sind
alle möglichen Vorteile für den
Genossen an den Status eines
Miteigentümers gebunden. Da-
mit werden die Genossenschaf-
ten für Argumentationen attrak-
tiv, die auch in anderen Berei-
chen verstärkt auf Eigenverant-
wortung und die Aufgabe staat-
licher Eingriffe drängen. Zu-
gleich erscheint die aus der
frühen Arbeiterbewegung her-
rührende Tradition einer Genos-
senschaft (s. S. 9 ff) als ein be-
sonders geeignetes Zugpferd,
um für eine Privatisierung und
Deregulierung des Wohnungs-
wesens einen breiten Konsens
zu erlangen. 

Damit tragen die Genossen-
schaften letztendlich zur politi-
schen Marginalisierung einer
Mieterbewegung bei, die immer
auf staatliche Eingriffe zielen
muss, da das privat organisierte
Wohnungswesen weder bisher
angemessenen Wohnraum zu
vertretbaren Preisen für alle so-
zialen Gruppen bereitstellen
konnte noch es zukünftig tun
wird.

Fazit:
Der Genossenschaftsgedanke –
das sollte hier kurz angerissen
werden – ist gerade aus der Sicht
einer MieterInnenorganisation
zumindest widersprüchlich, hebt
er doch die gegensätzliche Stel-
lung von Mietern und Eigentü-
mern auf, ohne jedoch die öko-
nomischen Grundlagen auf einer
gesamtstädtischen Ebene in Fra-
ge zu stellen. Ob allerdings Ber-
lin zu einem Eldorado der Ge-
nossenschaften werden wird,
muss in Frage gestellt bleiben,
denn nach dem bisherigen Stand
der Dinge sind Neugründungen
aus dem Bestand heraus an eine
umfangreiche öffentliche Sub-
ventionierung (beim Kauf und bei
der Erneuerung) gebunden.
Nach dem heutigen Stand rei-
chen diese Mittel für eine Genos-
senschaftsprivatisierung von
3.000 Wohnungen pro Jahr.
Nachhaltige Struktureffekte für
den Berliner Wohnungsbestand
sind also nicht zu erwarten – ein
tatsächlicher Ausweg für den ge-
planten Verkauf der öffentlichen
Bestände auch nicht. Aus diesem
Grund erscheint es um so wichti-
ger, sich mit den Intentionen der
losgetretenen Genossenschafts-
diskussionen zu befassen.

Genossenschaften werden als Kin-
der der Not bezeichnet. Tatsächlich
verdanken sie ihr Entstehen einem
doppelten Versagen: dem des
Marktes und dem des Staates. Man
hat auch sie deshalb – wie so vie-
les andere – als dritten Weg be-
zeichnet. Ein Weg zwischen Markt-
und Planwirtschaft. Doch die ge-
nossenschaftliche Selbstversor-
gung bedarf noch anderer Voraus-
setzungen. „Genossenschaften
und andere Formen der Selbsthilfe
entstanden meist dann, wenn an-
dere, vertrautere Aktionsformen –
wie der Kampf um die politische
Macht im Staat oder der gewerk-
schaftliche Zusammenschluss ge-
gen die Übermacht des Privatkapi-
tals – gescheitert oder zumindest
auf Probleme gestoßen waren und
des Ersatzes oder der Ergänzung
bedurften.“1 Sollten die Genossen-
schaften deshalb auch heute wieder
zu Ehren kommen, in einer Zeit in
der von sozialen Bewegungen
kaum noch etwas wahrgenommen
werden kann? Die Antwort wäre si-
cherlich ebenso naheliegend wie
vorschnell. Anziehungskraft haben
Genossenschaften immer aus-
geübt, weil sie auf eine sehr friedli-
che Weise Gegensätze zu vereinen
scheinen. Bereits die „redlichen Pio-
niere von Rochdale“ hatten 1844 in
der von ihnen gegründeten, der er-
sten modernen Genossenschaft,
die Prinzipien für ihren Zusammen-
schluss formuliert, die auch noch
heute in Festreden gefeiert werden. 

1. Das Identitätsprinzip 
Es besagt, dass die Mitglieder eine
Doppelrolle spielen. Sie sind zu-
gleich Eigentümer und Nutzer der
genossenschaftlichen Dienstlei-
stungen, d.h. je nach der konkreten
Gegebenheit Vermieter und Mieter,
Händler und Kunde, Kreditgeber
und Kreditnehmer, Versicherungs-
geber und Versicherungsnehmer
usw.
2. Das Förderprinzip
Es verspricht den Mitgliedern die
Förderung ihrer eigenen Interessen
durch den genossenschaftlichen
Zusammenschluss. An erster Stel-
le werden das wirtschaftliche Inter-
essen sein, aber auch politische,
kulturelle und emanzipatorische
Ziele können hier gemeint sein. Sie
treten bei sozial orientierten Ge-
nossenschaften selbstverständlich
stärker in den Vordergrund.
3. Das Demokratieprinzip
Dieses Prinzip entkoppelt die wirt-
schaftlichen Potentiale und den Ein-
fluss, indem es das Stimmrecht ei-
nes jeden Genossen unabhängig
von der Höhe seiner Anteile auf ei-
ne Stimme begrenzt.
Das Förderprinzip sollte die wirt-
schaftliche Zielstellung der Genos-
senschaften bestimmen. Anders als
privatwirtschaftliche Unternehmen
sind sie nämlich nicht darauf aus-
gerichtet, möglichst hohen Profit zu
erzielen, sondern den Nutzen der
Mitglieder zu fördern. Doch gerade

dieses genossenschaftliche Prinzip
erscheint als hohle Festtagsphrase,
wenn man die Bemühungen der
Charlottenburger Baugenossen-
schaft u. a. um die Angleichung der
Höhe ihrer Nutzungsgebühren an
das Niveau des Mietspiegels sieht.
Das Interesse der Genossen wird
nämlich durch niedrige Mieten (Nut-
zungsgebühren) befriedigt und
nicht durch hohe Profite einer Or-
ganisation, die die genossenschaft-
lichen Einlagen ohnehin nur mit vier
Prozent verzinst. Doch derartige
Auffassungen scheinen keine Kon-
junktur zu haben. Ganz im Gegen-
satz zu dem Interesse, das die zur
Zeit gegründeten Wohnungsgenos-
senschaften als Träger kollektiven
und jederzeit individualisierbaren
Eigentums allerorten und bei allen
politischen Parteien genießen. Die-
se sogenannten eigentumsorien-
tierten Genossenschaften stellen
eine genossenschaftliche Variante
dar, die in diametralem Gegensatz
zu der ursprünglichen genossen-
schaftlichen Idee steht. Doch gera-
de das scheint sie für die aktuelle
Politik so interessant zu machen.
Sie sieht darin ein Instrument ein-
kommensschwächeren Kreisen
über hochgefördertes Gruppenei-
gentum zu Individualeigentum zu
verhelfen. Wahrlich, eine pfiffige
Idee der Eigentumsfreunde über
sämtliche Grenzen der im Abgeord-
netenhaus vertretenen Parteien
hinweg! 

Aber nur eine Idee, noch dazu eine,
die das klare Denken verkleistert.
Tatsache ist, der Erwerb von Eigen-
tum erzeugt Wohnkosten, die we-
sentlich über denen für eine Miet-
wohnung liegen. Genossenschaftli-
ches Gruppeneigentum bildet dabei
keine Ausnahme. Es sei denn, die-
se Art Eigentumserwerb wird noch
höher gefördert, als es bei dem in-
dividuellen bisher schon geschieht.
Und genau das können wir bei den
genossenschaftlichen Neugrün-
dungen zur Zeit mit allergrößtem Er-
staunen beobachten. Wir neiden
den Begünstigten aus der „Bremer
Höhe“ und dem „Wöhlertgarten“
ganz gewiss nicht die üppigen staat-
lichen Zuwendungen. Wir müssen
aber feststellen, dass es geradezu
ein Hohn ist, die Privatisierung der
öffentlichen Wohnungsbaugesell-
schaften zu forcieren und dies mit
leeren Haushaltskassen zu begrün-
den. Aus eben diesen leeren Haus-
haltskassen werden nämlich zu La-
sten der Sanierungsgebiete und
des sozialen Wohnungsbaus für Er-
werb und Sanierung der Genos-
senschaftsimmobilie Fördermittel
gezaubert, die ein Mehrfaches der
durch den Verkauf erzielten Ein-
nahmen betragen.

Aber Eigentum muss wohl sein, ko-
ste es was es wolle.

1 Novy, Klaus; Prinz, Michael: Illu-
strierte Geschichte der Gemeinwirt-
schaft. Berlin, 1985, S. 12)

Julia Oppermann
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Die Geschichte des sozialen
Wohnungsbaus wird ganz of-
fensichtlich beendet. Der be-
reits erfolgte (GEHAG) oder be-
schlossene (GSW) Verkauf der
kommunalen Wohnungsbau-
gesellschaften oder die teilwei-
se Veräußerung der Bestände
sind ein Teil dieses Prozesses. 
Die Wohnungsversorgung wird
wieder stärker privatwirtschaft-
lich gelöst und die Eigentums-
bildung gefördert; Steuerungs-
elemente der Wohnraumver-
sorgung sowie die Idee der Ge-
meinnützigkeit hingegen wer-
den abgebaut. Seit den 20er
Jahren wurde mittels kommu-
nalem und oder gemeinnützi-
gem Wohnungsbau versucht,
Probleme der Wohnraumver-
sorgung zu lösen. In beiden
Städten aus der Arbeiter-
bewegung heraus, waren es in
Wien der Gemeindewohnungs-
bau und in Berlin die gem-
einnützigen Gesellschaften und
Genossenschaften der sozia-
len Bauwirtschaft, welche sozi-
al(isiert)en Massenwohnungs-
bau ermöglichten. Die quantita-
tiven und qualitativen Verbes-
serungen der Wohnraumver-
sorgung wurden jedoch auch
schon damals nur durch kom-
munale Steuerungen erzielt.
Die Genossenschaftsidee war
Bestandteil des Prozesses, von

Schlechter als 
die Berliner Miets-
kaserne: 
Das Bassenahaus

Der Prozess der Industrialisie-
rung setzte in der Habsburger

Monarchie erst ca. 1880 ver-
hältnismäßig spät ein. Infolge ei-
nes rasanten Nachholprozes-
ses konnte sich Wien allerdings
schon 1910 mit Paris oder Ber-
lin messen: hinsichtlich Größe,
Infrastruktur, Industriedichte
und EinwohnerInnenzahl (von
440.000 im Jahr 1840 zu 2,1 Mio.
im Jahr 1910) wies Wien alle
Merkmale einer Metropole auf.
Die Probleme der damals pri-

Anfänge des kommunalen und
gemeinnützigen Wohnungsbaus – 
Die 20er Jahre in Wien und Berlin

Renate Berg

Grundriss Bassenahaus

Richtfest Hufeisensiedlung, der ersten Großsiedlung der GEHAG

Problemlösung aber war sie
weit entfernt.

vatwirtschaftlich organisierten
Wohnraumversorgung für die
rasch wachsende Bevölkerung
waren denjenigen in Berlin ver-
gleichbar: Wohnungsmangel,
Überbelegung und katastropha-
le hygienische Bedingungen
kennzeichneten das Leben der
städtischen Massen zu Beginn
des Jahrhunderts. Noch 1919
hatten über 90% der Kleinwoh-
nungen weder ein eigenes WC
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noch einen Wasseranschluss,
die Wohnungen waren überbe-
legt, die Untervermietung an
Schlafgänger war weit verbrei-
tet, und dennoch lag der Anteil
der Miete am ohnehin geringen
Einkommen eines durchschnitt-
lichen Arbeiterhaushalts bei 25
bis 30%. 

Vergleichbar mit der Berliner
Mietskaserne, entstand in Wien
für die ärmere, proletarische Be-
völkerung eine typische Bau-
form: Das sogenannte Basse-
nahaus. Namensgebend war
der einzige Wasseranschluss,
der für alle Parteien einer Etage
als Zapfhahn über einem
Becken an der Wand im Zugang
installiert war. Bei diesem sechs-
geschossigen Mietshaustyp
wurden die Wohnungen über ei-
nen hofseitigen Laubengang er-
schlossen. Die Wohnungen sel-
ber bestanden aus einer Gang-
küche, die sich direkt am Lau-
bengang befand und über wel-
che die 1- bis 2-Zimmer erreicht
wurden. Diese Enge und
schlechten Belichtungs- und
Belüftungsverhältnisse wurden
durch die extrem dichte Über-
bauung der Grundstücke (ca.
85%) verstärkt. Wie in Deutsch-

land gerieten diese Wohnver-
hältnisse in die Kritik der bür-
gerlichen und sozialistischen
Sozialreformbewegungen.

Entstehung des
Wiener Gemeinde-
wohnungsbaus
Am 16.02.1919 gewann die So-
zialdemokratie in der drei Mona-
te alten Republik Österreich die
Wahlen zur Nationalversamm-
lung und legte bereits im ersten
Jahr ihrer Regierungszeit Not-
programme zur Beseitigung der
Wohnungsnot auf. Tatsächlich
entstanden aber bis 1922 nur
1900 Wohnungen in Neubauten.
Dieses sehr unbefriedigende Er-
gebnis war Folge der wirtschaft-
lichen Misere, des kriegsbe-
dingten Mangels an Baumate-
rialien und vor allem der Finanz-
schwäche der Gemeinde Wien.
Abhilfe konnte erst die sog. Breit-
ner-Steuer schaffen (Hugo
Breitner, Finanzstadtrat 1920 bis
1932). Mit ihr wurde nicht nur der
Gemeindebau finanziert, sie war
die spezifische austro-marxisti-
sche Vorgehensweise, soziale
Ziele innerhalb des kapitalisti-

schen Systems über den Staat
zu finanzieren. Die alte Miet-
zinssteuer des Kaiserreiches,
die direkt von den Mietern in
großer Höhe zu leisten war und
insbesondere die Klein-
wohnungen so enorm verteuert
hatte, wurde zugunsten einer
nach Größe der Wohnung pro-
gressiv gestaffelten „Wohnbau-
steuer“ novelliert. Sie war die
einzige Steuer, welche die Woh-
nungen belastete und wurde
ausschließlich zweckgebunden
erhoben und zum öffentlichen
Wohnungsbau verwandt. 

Eine weitere günstige Voraus-
setzung für die Stärkung eines
sozialisierten Wohnungsbaus
war die Inflation: Die Festschrei-
bung der Mieten durch den ge-
setzlichen Mieterschutz führte
bei dem sinkenden Geldwert
praktisch zu einer Nullifizierung
der Mieten. Da die Rentabilität
von Haus- und Grundeigentum
verfiel, sanken die Bodenpreise
und die private Bautätigkeit ging
stark zurück. Die Gemeinde war
infolgedessen in der Lage, billig
Land zu erwerben. (Ebenso wie
in Deutschland entschuldete die
Inflation den Grundbesitz. Im
Unterschied zu Deutschland je-
doch wurde in Wien der Mietstop
nach dem Krieg nicht aufgeho-
ben, wodurch die Altbaumieten
die Kosten für die Instandhal-
tung nicht mehr deckten.) Die
ehrgeizigen Pläne der Wiener
Gemeindeverwaltung wurden
durch diese „kalte Enteignung“
der Hauseigentümer tatsächlich
durchsetzbar. 

Von 1923 bis 1933 entstanden
insgesamt 64.000 neue Wohn-
einheiten bzw. bis Ende 1934
hatte die Gemeinde Wien für ein
Achtel der Bevölkerung, für
250.000 Menschen neuen
Wohnraum geschaffen. 

Die Miete für den Wiener Ge-
meindewohnungsbau war eine
politische Miete, sie deckte we-
der die Baukosten noch konnte
mit ihr Gewinn erwirtschaftet
werden. Die Kaltmiete betrug
nur ungefähr ein Zwölftel des-
sen, was nach den tatsächlichen
Baukosten zu berechnen gewe-
sen wäre. Die Miete sollte ledig-
lich die Betriebskosten und die
Instandhaltung der Wohnung
decken.

Wohnungen im 
Roten Wien 
Innerhalb des Wiener Gemein-
dewohnungsbaus gab es ver-
schiedene Bauformen, von auf-

gelockerten, peripheren Bauty-
pen über Blockrandbebauungen
bis hin zu dichteren, großen, ge-
schlossenen „Superblöcken“
wie z.B. dem Reumannshof oder
dem Karl-Marx-Hof. 

Die Wohnungen waren in der
Regel klein und von niedrigem
Standard, jedoch gehörte zum
Raumprogramm: ein Vorraum,
ein innenliegendes WC (kein
Bad), eine Wohnküche und ein
bis zwei Zimmer. Alle Räume
und das WC waren direkt be-
lichtet und belüftet, alle Wohn-
räume und die Küche waren be-
heizbar. Eine Laubenganger-
schließung war für den Gemein-
dewohnungsbau aufgrund sei-
ner negativen Verwendung in
den Bassenahäusern tabu.
Häufig waren – im Unterschied
zum Reformwohnungsbau in
Deutschland – allerdings Raum-
in-Raum-Erschließungen (ge-
fangene Zimmer) und Vierspän-
ner (keine Querlüftung möglich).
Gemessen an Wiener Vor-
kriegsbauten bedeutete der Ge-
meindebau zwar eine erhebliche
Verbesserung, auf dem „Inter-
nationalen Wohnungs- und
Städtebaukongress“ 1927 in 
Wien wurden allerdings Größe
und Standard der Wohnungen
stark kritisiert. 

Der Karl-Marx-Hof ist der wohl
berühmteste Wiener Gemeinde-
wohnungsbau und ein Symbol
des Roten Wiens geworden. Der
Architekt und Mitarbeiter des
Stadtbauamtes Karl Ehn errich-
tete auf einem über einen Kilo-
meter langen Grundstück eine
Gebäude, das 1.325 Wohnein-
heiten enthielt und in dem früher
bis zu 5.500 Menschen wohn-
ten. In diesem Hof standen al-
lerdings umgerechnet nur eine
Dusche für 200 und eine Bade-
wanne für 300 BewohnerInnen
in den gemeinschaftlichen Ba-
deräumen zur Verfügung. 

Der Wiener Gemeindebau stellt
ein Modell zur tatsächlichen Lö-
sung der Wohnungsfrage dar.
Es ist eines der wenigen – und
vielleicht das einzige – Experi-
ment der 20er Jahre, das in die-
ser Hinsicht als wirklich erfolg-
reich bezeichnet werden kann,
da die Neubauten hier tatsäch-
lich von denen bezogen werden
konnten, deren Wohnsituation
am schlechtesten war, da sie
auch mit den niedrigsten Ein-
kommen leicht bezahlbar waren.
Trotz aller Kritik an den schon
damals minimalen Standards,
ein Grundrecht auf Wohnen
konnte so erstmals realisiert
werden. 
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Berlin in der
Weimarer Republik
Die Wohnsituation in Berlin war
während der Gründerzeit bis
nach dem 1. Weltkrieg desolat.
Die EinwohnerInnenzahl stieg
von 320.000 im Jahr 1840 auf
2.1 Mio. im Jahr 1909. Die Woh-
nungsversorgung wurde im Kai-
serreich rein privatwirtschaftlich
organisiert, mit den Resultaten,
dass die Wohnungen überbelegt
waren, die Miete bei den ärme-
ren Haushalten genau wie in 
Wien 25 bis 30% des Einkom-
mens verschlang und der Woh-
nungsstandard im unteren Seg-
ment hinsichtlich Hygiene, Be-
lichtung, Belüftung schlichtweg
katastrophal war. Noch 1905
hatten 90% der Wohnungen kein
Bad und fast 50% kein innenlie-
gendes WC. 

Für Verbesserungen der Woh-
nungsversorgung in der Weima-
rer Republik waren verschiede-
ne Voraussetzungen unerläss-
lich: 1918 die Abschaffung des
Dreiklassenwahlrechts (1% der
Bevölkerung, die Grundbesitzer,
wählten 50% aller Stadtverord-
neten), und vor allem die Ein-
führung der Hauszinssteuer
1924. Über dieses durch Be-
steuerung der Eigentümer ge-
wonnene Umverteilungsmittel
gewannen die Gemeinden erst-
mals die Möglichkeit, den Mas-
senwohnungsbau zu steuern.
Die Vergabe der Mittel war mit
bestimmten Auflagen hinsicht-
lich des Standards und der städ-
tebaulichen Einbindung verbun-
den. 

Insgesamt wurden in Berlin von
1924 bis 1931 146.000 Woh-
nungen mit öffentlichen Mitteln
gebaut, was ca. 75% des ge-
samten Wohnungsbauvolu-
mens ausmachte. Hier enga-
gierte sich unter anderem der
Baustadtrat Schönebergs Mar-
tin Wagner für die soziale Bau-

wirtschaft. Aus der Selbsthilfe
waren ab 1919 zahlreiche Bau-
produktivgenossenschaften
entstanden, die aufgrund ihrer
Preispolitik zunächst sehr er-
folgreich waren, aber an Proble-
men wie mangelndem Betriebs-
kapital oder Unprofessionalität
krankten. Martin Wagner initiier-
te die Umwandlung der Baupro-
duktivgenossenschaften in Bau-
hütten (GmbHs). In der Zeit-
schrift des Verbandes sozialer
Baubetriebe (VsB), in dem die
Bauhütten bis 1925 organisiert
waren, heißt es: „Die Bauhütte
arbeitet in genossenschaftli-
chem Geiste. Sie unterscheidet
sich jedoch von den Genossen-
schaften vor allem dadurch,
dass ihr Zweck nicht die Förde-
rung des Erwerbes ihrer Mitglie-
der, sondern schlechtweg
Dienst am Allgemeinwohl ist.“
Der Aufbau dieser sozialen Bau-
wirtschaft erfolgte nicht nur mit
kommunaler Förderung, son-
dern als Bestandteil einer ge-
werkschaftlichen Gemeinwirt-
schaft auch mit Unterstützung
durch gewerkschaftliche Sozia-
lisierungsbeiträge (5% der Mit-
gliedsbeiträge). 

Zur weiterführenden Finanzie-
rung sollten sich nach Martin
Wagner die Wohnungssuchen-
den zu Spargenossenschaften
zusammenschließen, um deren
Kapital („Wartegeld“) dem bau-
gewerblichen Produktionspro-
zess zuzuführen. In einem
Dachverband wurden 1924 nun
weitere Baugenossenschaften
zusammengeschlossen: die
DEWOG (Deutsche Wohnungs-
fürsorge) entstand, um die Grün-
dung von Wohnungsbaugenos-
senschaften anzuregen und
gleichzeitig über Organisatio-
nen wie die Gemeinnützige
Heimstätten- Spar- und Bau AG
(GEHAG) die technische und
kaufmännische Abwicklung der
Bauvorhaben zu sichern. Das
Resultat war: Die Bauhütten als

Ausführende, die GEHAG als
Eigentümer und Planer mit
Chefarchitekt Bruno Taut, die
DEWOG als Träger des Woh-
nungsbaus und die lokalen
Wohnungsbaugenossenschaf-
ten als Verwalter der Wohnun-
gen. Unter dieser Organisierung
sind die meisten Siedlungen des
„Neuen Bauens“ der 20er Jahre
in Berlin entstanden. 

Wohnungen 
des Reformwoh-
nungsbaus
In Berlin entstanden Wohnanla-
gen und Siedlungen, bei denen
die Höfe von Bebauung freige-
halten wurden. Zunächst war die
Idee der aufgelockerten Garten-
stadt noch sehr prägend, ab
1924 jedoch gewann die Gar-
tenstadtkritik an Gewicht. Es
wurde klar, dass sich die
drückende Wohnungsnot nicht
mit gartenstädtischen Siedlun-
gen lindern ließe und dass die
abgekapselten, großstadtfeind-
lichen Einheiten der Garten-
städte innerhalb der städtischen
Agglomeration Romantizismen
darstellten. 

Die Hufeisensiedlung, die wohl
berühmteste Siedlung des Neu-
en Bauens, mit deren Bau 1927
begonnen wurde, markiert hier
den Umbruch. (Zur Hufeisen-
siedlung und zum sozialen Woh-
nungsbau siehe auch: Löcher im
Spekulationskuchen, ME 270).
Die Großsiedlung wurde gebo-
ren. Es folgten weitere Siedlun-
gen wie z.B. Siemensstadt,
Schillerpromenade, Haselhorst
und Carl-Legien. Voraussetzun-
gen für die Errichtung der da-
mals noch am Stadtrand gele-
gen Siedlungen waren zum ei-
nen der Ausbau des öffentlichen
Verkehrswegesystems und an-
dererseits die Vorfertigungen
und Rationalisierungen der Bau-
weise. Die Wohnungen selber
waren klein, verfügten aber über

funktionale Grundrisse, direkte
und ausreichende Belichtung
und Belüftung und innenliegen-
de Toiletten und Badezimmer.
(Nicht dass der Soziale Woh-
nungsbau das Non-Plus-Ultra
von Wohnqualität darstellt, aber
diese damals erkämpften Ver-
besserungen bildeten die
Grundlage für den nachfolgend
öffentlich geförderten Wohn-
standard.)

Die Wohnungsnot wurde den-
noch nicht gelöst, da zum einen
der Wohnungszuwachs von
Neuzuzügen nach Berlin über-
troffen wurde (1930 wurde der
Fehlbetrag auf 200.000 Woh-
nungen geschätzt), zum ande-
ren waren die Reformwohnun-
gen zu teuer, um für die ärmsten
Mieter erschwinglich zu sein.
Die Bodenfrage blieb ungelöst
und der Kapitalmarkt und die
marktwirtschaftliche Baustoffin-
dustrie blieben weiterhin beste-
hen. Walter Gropius kommen-
tierte die damalige Situation:
„Die schlimmste Fessel bleibt
das unsittliche Recht des priva-
ten Eigentums am Boden“. Auch
die Hauszinssteuer krankte an
den Problemen, dass sie zum ei-
nen nicht zweckgebunden war
und zum anderen von den Ver-
mietern auf die Mieter umgelegt
wurde. 

Bruno Taut schrieb in den
GEHAG-Nachrichten: „Auch wir
glaubten 1926 voller Hoffnung,
dass es nun bergauf gehen wür-
de. Was aber bergauf ging, war
vor allem der Zinsfluss, so dass
nach drei Jahren schon diesel-
be Wohnung fast um die Hälfte
mehr Miete kostete. Nun sollen
Techniker und Baufachleute dort
retten, wo die Finanzkrise das
Unheil angerichtet haben. Der
Gedanke, zwischen Einkommen
und Miete eine Harmonie zu er-
zeugen, bleibt in unserer Ge-
sellschaft eine Illusion. Die so-
ziale Struktur kann vom Techni-
ker nicht beeinflusst werden.“

Hufeisensiedlung (GEHAG) im Stil der Moderne, Ansicht „Rote Front“

Dächerkrieg: Siedlung im Heimatschutzstil
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Sozialrevolutionäre
Genossenschaften?
Der von der GEHAG errichte-
ten Hufeisensiedlung wurde im
Rahmen des sogenannten
Dächerkriegs eine ebenfalls von
einer gemeinnützigen Gesell-
schaft (GAGFAH) gegenüberge-
stellt. Es war der ideologische
Kampf Flachdach kontra Sattel-
dach bzw. die Moderne kontra
Heimatschutzstil. Die Genos-
senschaften und gemeinnützi-
gen Gesellschaften verfolgten
nicht immer nur sozialreformeri-
sche Ziele, sondern waren teil-
weise durchaus deutschnatio-
naler Gesinnung. Außerdem
gab es damals schon Genos-
senschaften, die nicht zu den so-
zialen Baubetrieben gehörten.
Diese besitzindividualistischen
Siedler wählten diese Organisa-
tionsform nur, um durch einen
wirtschaftlichen Zusammen-
schluss Kostenvorteile zu erzie-
len. Die Genossenschaft war
hier oft nur ein transitorisches
Moment auf dem Weg zu Ei-
genheimen (sog. Erwerbshäu-
sern), die nach genossenschaft-
licher Erstellung in Privateigen-
tum übergingen. Diese kleinbür-
gerliche Bauvereins- und Bau-
genossenschaftsbewegung for-
derte die Bereitstellung billigen
Baulandes, was eine Reprivati-
sierung von öffentlichem Eigen-
tum zu besonders günstigen
Konditionen und einem abgelei-
tetem Rentenanspruch mit sich
zog. (Die heutige eigentumsori-
entierte Genossenschaft stellt
also durchaus kein Novum dar.
s. S. 5) Auf der anderen Seite
gab es die Utopisten, die mit der
Arbeiter- und Gewerkschaftsbe-
wegung verknüpft blieben, die
eine Gemeinwirtschaft ohne Ge-

winnmaximierung anstrebten
und den Besitz an Grund ab-
lehnten. Sie beanspruchten le-
diglich ein Nutzungsrecht an den
von ihnen errichteten Gebäu-
den. 

Genossenschaften erreichten in
den 20er Jahren einen produkti-
onstechnischen und wirtschaft-
lichen Höhepunkt. Sie waren ei-
ne Reaktion der Gewerkschaf-
ten und der Arbeiterbewegung
auf die nicht eingelösten So-
zialisierungsversprechen der
Nachkriegsregierung der Wei-
marer Zeit. Die großen Leistun-
gen der Wohnungsbaugenos-
senschaften waren nur durch die
Zusammenarbeit der Gewerk-
schaften, Krankenkassen, Kre-
ditinstitute und den entspre-
chenden Dachorganisationen
wie der DEWOG möglich. Ein
durchgreifender Erfolg für die
Wohnraumversorgung wie in
Wien blieb aus, da in Berlin we-
der eine durchgreifende Umla-
gefinanzierung erfolgte noch der
Kapital- und Bodenmarkt um-
gangen werden konnte. Auch
die Sozialisierungsbeiträge und
die Hauszinssteuer reichten zur
Finanzierung nicht aus, zumal
Zugriffsmöglichkeiten auf einen
Althausbestand völlig fehlten.
War der Wiener Gemeindewoh-
nungsbau rein kommunal ge-
steuert, so blieb es in Berlin bei
einem wirtschaftlichen, wenn
auch gemeinwirtschaftlichem
und reformpolitischem Weg. Die
Kette der Umverteilung wurde
hier nicht geschlossen, und es
führte äußerer Druck zu Ökono-
misierung und Zentralisierung,
innerer Druck zu Filz. Der Ent-
wurf einer Solidargemeinschaft
von Wohnungsinhaber und
Wohnungssuchendem wurde
nicht erfüllt. 

In Berlin werden heute mehr 
als 180.000 Wohnungen von
über 80 Wohnungsbaugenos-
senschaften verwaltet, d.h. über
10% des gesamten Wohnungs-
bestandes dieser Stadt. Ein
nicht unerheblicher Teil! Ist er
das stolze Ergebnis des erfolg-
reichen Konzepts Genossen-
schaft? Sicherlich auch das!
Aber überlebensfähige Woh-
nungsbaugenossenschaften
entstanden erst in den 80er Jah-
ren des vorigen Jahrhunderts,
also verglichen mit den anderen
Genossenschaftsformen, den
Konsumgenossenschaften und
den Produktivgenossenschaf-
ten erstaunlich spät. Das muss
besondere Gründe haben, denn
an Wohnungselend, dem da-
mals nicht anders als durch
Selbsthilfe hätte begegnet wer-
den können, hat es während des
ganzen Jahrhunderts wahrlich
nicht gemangelt. Die Volkszäh-
lung von 1861 enthüllte er-
schreckende Zustände: „Ein
Zehntel der Bevölkerung, 48 326
,Seelen‘, hauste damals in Kel-
lerwohnungen, und ihre Zahl
stieg immer weiter. Fast die Hälf-
te aller gezählten Wohnungen,
51.909 von insgesamt 105.811
Wohnungen, besaß ... nur ein
einziges heizbares Zimmer, das
im Durchschnitt von 4,3 Perso-
nen belegt war. Aber rund
27.600 Menschen wohnten zu
siebent, 18.400 Menschen zu
acht, 10.700 Menschen zu neunt
in einem Zimmer. Ja es gab
Kleinwohnungen, in denen bis
zu 20 und mehr Menschen zu-
sammengepfercht waren.“ (Lan-
ge, 1980, S. 122) Zwar fand in
den 1860er Jahren eine rege
Bautätigkeit statt, aber die Nach-
frage durch den Zustrom war

höher und die Hauseigentümer
verdienten daran. „Um die Mie-
ten zahlen zu können, waren im
Jahre 1871 rund 45.000 Berliner
Familien gezwungen, Schlaf-
stellen – das charakteristische
Nachtlager unverheirateter und
frisch zugezogener Arbeiter –
anzubieten, und häufig genug
wurde der Strohsack umschich-
tig benutzt; denn 60.574 ‚Schlaf-
burschen‘ und 18.124 ‚Schlaf-
mädchen‘ wurden damals ge-
zählt.“ (Lange, 1880, S.123)

Es waren Zustände, die gefähr-
lich erschienen. In sozialer Hin-
sicht sowieso, aber noch unmit-
telbarer in hygienischer und folg-
lich gesundheitsbedrohender
Weise gerade auch für die bür-
gerlichen Kreise, die dem Woh-
nungselend nicht ausgesetzt
waren. Denn Krankheitsepide-
mien durch Typhus, Flecktyphus
und Cholera hätten niemanden
verschont. Und vor ihnen fürch-
tete man sich zu jener Zeit mehr
als vor einer sozialen Revoluti-
on. Diese Furcht war denn auch
schon seit langem die Triebkraft
für die Gründung „gemeinnützi-
ger Baugesellschaften“ durch
wohlhabende Bürger und Adlige
als reine Wohlfahrtsorganisatio-
nen ohne jeden Selbsthilfecha-
rakter. Ihre Lebensdauer war be-
grenzt, ihr Beitrag zur Linderung
der Wohnungsnot kaum erwäh-
nenswert. Altruismus in allen
Ehren, aber zum Wohnungsbau
ist Kapital erforderlich und damit
gingen die noblen Gründer weit
sparsamer um als mit Men-
schenliebe.

Doch auch die wenigen frühen,
von Betroffenen getragenen und
selbsthilfegestützten Genos-

Wohnungsbau-
genossenschaften und
staatliche Förderung

Chaim Reich

Grundriss Hufeisensiedlung „Rote Front“ Wohnungselend um 1900, Kochküche in der Danziger Straße
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senschaften überlebten wegen
ihrer Kapitalschwäche die Wirt-
schaftskrise von 1874 nicht. Die-
se Situation zeigt mit zwingen-
der Deutlichkeit, dass es neben
der Unterstützung durch bürger-
liche Förderer und der in Ge-
nossenschaften gebündelten
Selbsthilfe der Betroffenen einer
unverzichtbaren zusätzlichen
Bedingung bedurfte: nämlich
der durch den Staat geschaffe-
nen rechtlichen und vor allem fi-
nanziellen Voraussetzungen.
„Erst das Genossenschaftsge-
setz ,Betreffend die Wirtschafts-
und Erwerbsgenossenschaften‘
ermöglichte 1889 die Gründung
von Genossenschaften mit be-
schränkter Haftungspflicht und
beendete damit die Angst po-
tentiell Eintrittswilliger im Kon-
kursfall mit dem gesamten indi-
viduellen Vermögen haften zu
müssen. Weiterhin schuf die In-
validitäts- und Altersversiche-
rungsgesetzgebung von 1889 –
die die Vergabe von langfristigen
und zinsgünstigen Krediten der
Versicherungsanstalten an die
gemeinnützige Wohnungswirt-
schaft vorsah – die Finanzie-
rungsgrundlage für die Wohn-
raumerstellung der Bauge-
nossenschaften.“ (Arndt/Rogall,
1987, S. 20)

Diese Auffassung wird auch von
Klaus Novy geteilt: „Anders als
die Arbeiterkonsumgenossen-
schaften, die seit den 90er (des
19. Jahrhunderts, C.R.) Jahren
ihren Aufstieg ganz ohne Fremd-
kapitalhilfe finanzieren konnten,
waren die Wohnungsbaugenos-
senschaften immer eigenkapi-
talschwach und daher auf die Fi-
nanzierungshilfen seitens priva-
ter und öffentlicher Förderer an-
gewiesen. Es ist ein Mythos der
Festtagsreden, dass Woh-
nungsbaugenossenschaften hi-
storisch auf die Selbstorganisa-
tion der Wohnungssuchenden
zurückgehen.“ (Novy, 1983,
S.23) Die direkte staatliche För-
derung, parallel zu den durch
Sozialversicherungen verordne-
ten, setzte 1895 mit der Errich-
tung des – allerdings nur für Be-
amte vorgesehenen – preußi-
schen Wohnungsfürsorgefonds
ein. Der Kathedersozialist Karl v.
Schmoller kommentierte die
Entwicklung: „Die besitzenden
Klassen müssen aus ihrem
Schlummer aufgerüttelt werden;
sie müssen endlich einsehen,
dass selbst wenn sie große Op-
fer bringen, dies nur ... eine
mäßige, bescheidene Versiche-
rungssumme ist, mit der sie sich
schützen gegen die Epidemien
und gegen die sozialen Revolu-
tionen, die kommen müssen,
wenn wir nicht aufhören, die un-

teren Klassen in unseren Groß-
städten durch ihre Wohnungs-
verhältnisse zu Barbaren, zu tie-
rischem Dasein herabzu-
drücken.“ (zit. nach Novy, 1985,
S. 40)

Wohnungsbaugenossenschaf-
ten, so können wir dem Anfang
ihrer Geschichte entnehmen,
sind angewiesen auf Förderung.
Dies hat sich bis heute nicht
geändert. Der Beginn der staat-
lichen Förderung der Woh-
nungsbaugesellschaften leitete
aber auch den Beginn einer
staatlichen Wohnungspolitik ein.
Zu befürchten ist, dass wir uns
jetzt an derem Ende befinden.
Und wieder scheinen die Ge-
nossenschaften eine Rolle im
Zusammenhang mit dem politi-
schen Paradigmenwechsel zu
spielen. Diesmal als Feigenblatt
für den Rückzug des Staates
aus seiner Verantwortung. So-
lange sie dafür nützlich sind,
werden Neugründungen auch fi-
nanziert. Danach aber werden
auch sie im Haushaltsloch ver-
schwinden.
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Den Lesern des ME ist die
Charlottenburger Baugenos-
senschaft seit längerem ein fest-
er, der Erkenntnis dienender Be-
griff. Wer zuvor der Meinung war,
genossenschaftliches Wohnen
habe einen besonderen, vor al-
lem aber einen besonders so-
zialen Charakter, konnte sich
durch die Charlottenburger Bau-
genossenschaft ohne Schwie-
rigkeiten eines Besseren beleh-
ren lassen. Vor Jahren berichte-
te „Wohnen in Berlin/Branden-
burg“ über großen Jubel in der
Vorstandsetage, denn, so wört-
lich: „Künftig wird die Miete nicht
mehr von staatlichen Vorgaben
abhängen, sondern vom Vor-
stand und den demokratisch ge-
wählten Vertretern – letztlich al-
so von den Mietern selbst – be-
stimmt“ werden. Dies hielt man
für einen großen Fortschritt und
ermittelte zu seiner Untermaue-
rung einen Katalog von Wohn-
kriterien, die man wertmäßig zu
verrubeln gedachte. Doch nicht
allein das, es war weiter zu le-
sen: „Gleichzeitig wurde eine
Wirtschaftlichkeitsberechnung
angestellt, um eine auskömmli-
che, das heißt kostendeckende
Miete zu ermitteln. Sie beträgt
bezogen auf das Jahr 1998 
DM 8,88 je Quadratmeter netto-
kalt. Wenn man aus allen Mieten

der Charlottenburger Bauge-
nossenschaft den heutigen
(1998/9, A.G.) Durchschnitt 
errechnet, kommt man auf 
einen Quadratmeterpreis von
6,49 DM. Daraus ergibt sich die
Notwendigkeit, für die Zukunfts-
sicherung der Genossenschaft
höhere Einnahmen zu erwirt-
schaften.“

Die WohnWertMiete, so der Na-
me des Kindes, bescherte den
Genossen im Durchschnitt ca.
25% Mieterhöhung innerhalb
kürzest möglicher Zeit. Das da-
hinterstehende Konzept wurde
zwar von Herrn Breyer, dem Vor-
standsvorsitzenden der „Char-
lotte“, nicht erfunden, aber auf
eine besonders naiv-treuherzi-
ge Weise kommentiert. Über die
Notwendigkeit einer veränder-
ten Mietgestaltung sagte Herr
Breyer 1999: „Wir haben errech-
net, dass die Genossenschaft im
Jahre 2004 in die roten Zahlen
kommen würde, wenn sie bei
dem jetzigen Mietsystem bleibt.
Zur Zeit ist die Genossenschaft
gesund und es geht uns gut.
Aber wir müssen auch Vorsorge
betreiben.“ Sicherlich ein Grund
weiterhin Epochemachendes zu
versprechen und daran ließ es
Herr Breyer nicht fehlen. Die
Mietspiegelgrenzen sollten nicht
überschritten werden, die Kap-

Herr Breyer zieht Bilanz
Alfred Gerhard
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pungsgrenze würden eingehal-
ten werden und last but really not
least: „Bestehende Mietverträge
werden nicht verändert!“ Bei so-
viel Verzicht auf illegale Über-
schreitung des geltenden Miet-
rechts konnte eigentlich nichts
schief gehen.
„Wohnen in Berlin/Branden-
burg“ berichtete denn auch mit
großer Sympathie später in der
letzten, der Ausgabe 2/2, 2001
über Herrn Breyers aktuelle
Sicht auf die Dinge:
„Wir haben unsere Mieter und
Mitglieder (Hoppla, wo ist in die-
sem Fall der Unterschied, sind
wir hier nicht in einer altein-
gesessenen Genossenschaft?
A.G.) sehr intensiv informiert.
Wir erhielten daraufhin ca. 120
Briefe von unseren Mitgliedern.
In diesen ging es hauptsächlich
um Verständnisfragen, kaum um
Kritik und nur sehr wenig um Ab-
lehnung.“ Gab es auch Klagen
gegen die Mieterhöhung, wurde
Herr Breyer gefragt und antwor-
tete fröhlich: „Wir mussten – wie
bei jeder Mieterhöhung nach
MHG – die Zustimmung unserer
Mitglieder einholen. In 40 Fällen
haben wir Prozesse führen müs-
sen.“
Sehr viele Genossen haben der
Unbefangenheit des Herrn Brey-
er gegenüber eine deutliche
Skepsis entwickelt. Während
der Welle der ersten Mieter-
höhung – die zweite ist erst in
diesem Jahr zu erwarten – bil-
dete sich eine Initiative, die so-
wohl die Mieterhöhungen als
auch die dahinterstehende be-
triebswirtschaftlich-profitorien-
tierte Denkweise nicht zu ak-
zeptieren bereit war. Sie nannte
sich folgerichtig „Initiative zur Er-
haltung des Genossenschafts-
gedankens“. Auf sehr gut be-
suchten Veranstaltungen in Sie-
mensstadt und in Spandau hat
diese Initiative die Vorstands-
konzeption überzeugend wider-
legt. Um diese Behauptung nicht
nur frei im Raume stehen zu las-
sen, veröffentlichen wir vorab ei-
nen Leserbrief an „Wohnen in
Berlin/Brandenburg“, der, so
scheint es, eine realistischere
Einstellung zu den Vorgängen
um die Einführung der Wohn-
WertMiete in der „Charlotte“
ausdrückt.

Sehr geehrte 
Damen und Herren,
mit wahrhaftiger Verwunderung
habe ich den o. g. Artikel in Ihrer
Zeitung gelesen. Herr Breyer
führt dort wissentlich Argumen-
te an, die sachlich falsch sind
und eine Gegendarstellung er-
fordern. Die Einführung der
WohnWertMiete in der Charlot-
tenburger Baugenossenschaft
e.G. hat innerhalb der Genos-
senschaft zu einer erheblichen

Unruhe geführt, da sie unge-
recht und sozial nicht verträglich
ist. Die Mitglieder der Genos-
senschaft wurden nicht (!) aus-
führlich und intensiv informiert.
Es wurde lediglich eine teure
Hochglanzbroschüre an die
Baugenossen/Innen verteilt, die
ohne Informationsgehalt ist und
oft ungelesen im Papierkorb en-
dete. Bei den Briefen der Bau-
genossen/Innen, die bei der Ge-
nossenschaft nach der letzten
Nutzungsentgelterhöhung ein-
gegangen sind, handele es sich
nur „kaum um Kritik“ oder Ab-
lehnung. Merkwürdig: In Ge-
sprächen sprechen sich viele
Baugenossen/Innen gegen die
WohnWertMiete aus. Inzwi-
schen haben Hunderte von Bau-
genossen/Innen eine Unter-
schriftensammlung gegen die
WohnWertMiete unterschrie-
ben.

Eine mittlerweile gegründete
„Initiativgruppe für den Erhalt

des Genossenschaftsgedan-
kens“ initiiert Informationsveran-
staltungen in verschiedenen Be-
zirken. Herr Breyer wurde letz-
tes Jahr im Oktober als Vor-
standsmitglied zur Veranstal-
tung nach Spandau eingeladen
und glänzte durch Abwesenheit.
Herrn Breyer wurde schriftlich
Sinn und Zweck dieser Veran-
staltung mitgeteilt. Daher kann
hier absolut nicht von Akzeptanz
einer WohnWertMiete durch die
Baugenossen/Innen geredet
werden, wie es in dem Artikel
dargestellt wurde. Neuvermie-
tungen erfolgen nur noch sehr
zähflüssig. Durch die Ein-
führung der WohnWertMiete
sind die Wohnungen nicht mehr
preiswert und günstig. Viele
Wohnungen warten schon meh-
rere Monate auf einen neuen
Mieter! Ferner erreichen die
Mieten mitunter bereits die
ortsübliche Vergleichsmiete

nach dem Mietspiegel oder lie-
gen sogar darüber. Der Genos-
senschaftsgedanke geht damit
verloren.
Herrn Breyer sind o. g. Punkte
bekannt. Es ist unglaublich, mit
welcher Ignoranz und Arroganz
Herr Breyer als Vorstandsmit-
glied wissentlich Tatsachen be-
züglich der WohnWertMiete öf-
fentlich falsch darstellt.

Mit freundlichen Grüßen

Die Initiative setzt ihre Arbeit fort.
Am 19.2. findet eine Veranstal-
tung in Reinickendorf statt. Man
kann nur wünschen, dass es ge-
lingt, in der „Charlotte“ wieder
genossenschaftliche Zustände
herzustellen. Nicht zuletzt auch
im Interesse der Mieter dieser
Stadt, denn die „Nutzungsge-
bühren“ in den Genossenschaf-
ten haben sich bisher noch im-
mer mietpreisdämpfend ausge-
wirkt. Hoffen wir, dass das so
bleibt.
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Der Spekulant ist ver-
trieben, die WBM zum Ver-
kauf an eine Mieter-
genossenschaft über-
zeugt und die Mieterge-
nossenschaft Wöhlertgar-
ten hat die 130 Wohnun-
gen übernommen. 
Soll dies die beste Varian-
te für die MieterInnen
sein? Zunächst wird der
berlinweite Konsens vor-
ausgesetzt, dass die
kommunalen Wohnungs-
baugesellschaften über-
haupt verkaufen müssen,
und dass dieser Konsens
die tatsächliche Notwen-
digkeit widerspiegelt, soll
an dieser Stelle nicht be-
zweifelt werden.

Den Erhalt der Bewohnerstruk-
tur, verträgliche Mieten und die
Mitsprache bei allen wesentli-
chen Entscheidungen um die ei-
gene Wohnung versprach die
Gründung der Mietergenossen-
schaft. Und macht sie damit für
alle politischen Parteien der
Stadt zur besten Variante für die
MieterInnen.

Ein und ein halbes Jahr mühte
sich die Genossenschaft in
Gründung um ein tragfähiges Fi-
nanzierungskonzept. Ein sol-
ches wurde gefunden und der
Beginn der Sanierung ist für das
Frühjahr vorgesehen. Finanziert
wird der Kauf und die folgende
Sanierung öffentlich durch Land
und Bezirk und durch die Ge-

nossenschaft über Kredite und
den Genossenschaftsanteil. Die
Genossenschaft ist also auf ei-
ne hohe Akzeptanz der Bewoh-
nerInnen angewiesen. Gleich-
wohl gibt es für einen Teil der Be-
wohnerInnen keine andere Lö-
sung als dort wegzuziehen, wie
z.B. die Alten, die sich trotz der
in ihrer Wohnung zugebrachten
Jahrzehnte die Strapazen der
bevorstehenden Sanierung
nicht zumuten mögen. Die lange
Zeit bis das Finanzkonzept
stand und die häufigen Verzö-
gerungen der politisch Verant-
wortlichen, die sich heute die
Förderung der Genossenschaf-
ten auf die Fahnen schreiben,
haben dies bewirkt. 

Die öffentliche Förderung ist mit
einem hohen bürokratischen
Aufwand verbunden und ver-
treibt so einen weiteren Teil der
GenossInnen. Schufa-Auskunft,
Einkommensnachweis, das Ein-
verständnis zur Zahlung des Ge-
nossenschaftsanteils „unter
Ausschluss der Einrede zur Vor-
ausklage“ wirken nicht gerade
ermutigend. 

Zwar gibt es ein Sozialplanver-
fahren und somit ein Mitspra-
cherecht für MieterInnen und
GenossInnen, aber eine Diffe-
renzierung der Bewohnerschaft
in „gute“ GenossInnen“ und „bö-
se“ MieterInnen wird für die Ge-
nossenschaft nötig. Dass auch
die MieterInnen ein Mitsprache-
recht haben ist schlecht für die
Genossenschaft, denn diese
braucht viele GenossInnen we-
gen der Geschäftsanteile. Eben-
sowenig ist die Genossenschaft 

an Mietern, die in ihren Woh-
nungen bleiben und über Art und
Umfang der Modernisierung ge-
fragt werden müssen, interes-
siert. Leerstehende Wohnungen
für neue GenossInnen braucht
die Genossenschaft. Die Mieter-
genossenschaft wird zum Ver-
mieter und vernachlässigt
zwangsläufig ihre eigenen Ziele
wie Mitbestimmung und Erhalt
der Bewohnerstruktur. 

Die öffentliche Förderung soll
nicht durchgehalten werden. Die
jährlich geplanten 3000 Woh-
nungen, welche berlinweit in Ge-
nossenschaftseigentum umge-
wandelt werden sollen, können
nur noch mit sehr viel weniger öf-
fentlichen Mittel rechnen. Zu-
sätzlich ist die öffentliche Förde-
rung an die Eigentumsorientie-
rung der Genossenschaft ge-
bunden. Die GenossInnen könn-
ten sich mehrheitlich für den
Kauf der eigenen Wohnung ent-
scheiden und die Genossen-
schaft zwingen, diese dann an
sie zu veräußern, was in einem
Bezirk wie Mitte recht bald at-
traktiv sein wird. Bestehende
Genossenschaften, die diese
Möglichkeit zur Eigentumsbil-
dung in ihrer Satzung aus-
schließen, bekommen weder
diese Förderung noch können
sie die Altbaubestände der lan-
deseigenen Wohnungsbauge-
sellschaften erwerben. Aber ge-
rade diese könnten dafür sor-
gen, dass Wohnraum langfristig
der Spekulation entzogen wird
und für MieterInnen preiswert
bleibt. Die Umwandlung kom-
munalen Wohneigentums in Ge-
nossenschaftseigentum ist je-
denfalls nicht mieterfreundlich. 

„Wohlfühl-
miete“ die
neue Wohn-
wertmiete
der „1892“
Alfred Gerhard

Immerhin 15 Jahre älter als die
1907 gegründete Charlottenbur-
ger Baugenossenschaft ist die
Berliner Bau- und Wohnungsge-
nossenschaft von 1892 e.G.
Liegt es an diesem Altersunter-
schied, dass sie ein wenig betu-
licher agiert, oder hat das stär-
ker in der Tradition genossen-
schaftlicher Ideale verwurzelte
Bewusstsein zu einer Scham-
frist gezwungen? Wie dem auch
sei, erst Jahre später, der Zeit in
der die „Charlotte“ schon mitten
in den Auseinandersetzungen
um die Wohnwertmiete steckt,
hat die „1892“ dieses Konzept
ihren Genossen angedroht. Be-
reits der Lagebericht von 2000
verhieß nichts Gutes. Unter der
Rubrik „Mieten- und Leerstand-
sentwicklung“ war zu lesen: „Der
Angebotsüberhang in Verbin-
dung mit dem daraus resultie-
renden Wettbewerbsdruck
macht die Vermietung von Woh-
nungen ständig schwieriger und
erfordert erhebliche Anstren-
gungen des gesamten Unter-
nehmens. Bisher konnten wir es
vermeiden, Vermietungserfolge
aufgrund von Mietreduzierun-
gen zu erzielen.“

Im MieterEcho wird immer wie-
der darauf hingewiesen – und
der Mietspiegel ist dazu eine Il-
lustration – Mieten kennen nur

Unter Einrede der
Vorausklage 

Wilfried Jung

Wöhlertgarten

Charlottenburger 
Baugenossenschaft
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eine Tendenz: die nach oben.
Mietsenkungen finden nicht
statt, auch wenn das Angebot
die Nachfrage übersteigt. Selbst
eine Genossenschaft kann sich
nicht darauf verständigen Leer-
stände mit Mietsenkungen zu
beantworten, sondern ist stolz
darauf, keine „Vermietungserfol-
ge“ durch „Mietreduzierung“ er-
zielt zu haben. Wer angesichts
dessen noch von einem Woh-
nungsmarkt als funktionieren-
dem Ausgleich zwischen Ange-
bot und Nachfrage spricht, kann
nur ein übler Demagoge sein.

Der Ausweg aus der prekären
Situation der „1892“ wird im La-
gebericht als zukünftige „Ver-
mietungspolitik“ beschrieben:
„Aufgrund der Marktsituation
können zum Teil rechtlich mög-
liche Mieterhöhungen nicht
durchgesetzt werden. Da unse-
re Genossenschaft aber auf ei-
ne weitere Verbesserung der Er-
tragssituation angewiesen ist,
haben wir nach zweijähriger Vor-
bereitungszeit einen genossen-
schaftsinternen ,Mietspiegel‘ er-
arbeitet, der, unter Berücksichti-
gung der Mietengesetzgebung
und der Mietenrechtsprechung,
die Verzerrung des Mietspiegels
bezüglich der Lage, des Alters
und der Größe der Wohnungen
abmildert. Die Mietpreise sind
anhand unseres Wohnungsbe-
standes erarbeitet worden, die
Erhöhungen unserer Nutzungs-
gebühren sollen im Normalfall
5% p.a. bis zum Erreichen der
individuellen Wohnwertmiete
betragen.“ In der letzten Ausga-
be ihres Genossenschaftsma-
gazins lässt die „1892“ die Kat-
ze nun gänzlich aus dem Sack:
„Eine handliche Broschüre
kommt allen Genossenschafts-
mitgliedern ins Haus“. Die „Mit-
glieder der Genossenschaft“,
nicht etwa die Genossen, wer-
den dann nicht nur „die Gründe,
die zur Erarbeitung dieses spe-
ziell auf die Bedürfnisse der ‚Ber-
liner Bau- und Wohnungsge-
nossenschaft von 1892‘ zuge-
schnittenen Mietberechnungs-
systems führten“ erfahren, son-
dern auch Aufklärung erhalten
über „der(n) lange(n) und auf-
wendige(n) Weg, der in diesem
Diskussionsprozess zurückzu-
legen war.“

Sie werden also genauso „infor-
miert“ werden, wie die Genos-
sen der Charlotte. Sie werden
aber genauso wenig wirklich mit-
zubestimmen haben – und sie
werden demnächst genauso viel
Miete zu bezahlen haben.

Im Oktober letzten Jahres star-
tete ein Zusammenschluss von
24 Berliner Wohnungsbauge-
sellschaften in Kooperation mit
Stadtentwicklungssenator Strie-
der die Imagekampagne: „Ge-
nossenschaften – die clevere Al-
ternative“. Selbstformuliertes
Ziel der Kampagne ist, „ ... das
genossenschaftliche Wohnen
als Alternative gegenüber priva-
ten und kommunalen Vermie-
tern zu präsentieren.“ Die Kam-
pagne soll der massiven Kritik
von MieterInneninitiativen, Ge-
werkschaften, der PDS, den
Grünen und Teilen der SPD an
der Privatisierungswelle städti-
scher Wohnungsbaugesell-
schaften durch den Berliner Se-
nat entgegenwirken.
Mit dem Ziel, sich der sperrigen,
verwaltungsaufwendigen städti-
schen Einrichtungen zu entledi-
gen, soll die Verantwortung den
MieterInnen selbst gegeben und
deren genossenschaftliches En-
gagement mit günstigen oder
zinslosen Krediten gefördert
werden. Bedeutet die Förderung
von Genossenschaften durch
den Senat in dieser Zeit des neo-
liberalen Sparzwangs, öffentli-
che Gelder für eine Organisati-
onsform auszugeben, die Erin-
nerungen an sozialistische An-
sätze weckt? 

Strieder unter
Sozialismusverdacht
Das Genossenschaftswesen
blickt in Deutschland auf eine
über hundertjährige Tradition
zurück und ist eng verbunden mit
den Kämpfen der Arbeiterbewe-
gung um verbesserte Arbeits-
und Reproduktionsbedingun-
gen. Positive und negative
Aspekte genossenschaftlicher

Organisierung wurden von Ver-
treterInnen in der Geschichte
immer wieder diskutiert. Von
Lenin stammt die Einschätzung:
„Die Genossenschaft als kleine
Insel in der kapitalistischen Ge-
sellschaft ist ein Krämerladen.
Die Genossenschaft ist jedoch

Sozialismus, wenn sie die ge-
samte Gesellschaft umfasst, ...“
(Lenin: Ausgewählte Werke, IV,
S.320). Stadtentwicklungssena-
tor Strieders Vision erinnert hin-
gegen an Ideen englischer uto-
pischer Sozialisten: „Genossen-
schaftliches Wohnen ist eine

Kommentar

Genossenschaften – Clevere
Alternative oder Krämerladen?

Hermann Werle

Lyonel Feininger, Kathedrale des Sozialismus, Titelholzschnitt für das
Bauhaus-Manifest, 1919
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Tradition und ein Zukunftsmodell
für die ganze Stadt.“ Zumindest
in Berlin würde nach diesen
Worten aus den Krämerläden ei-
ne sozialistische Perspektive.
Friedrichshainer und Kreuzber-
ger HausbesetzerInnen wären
ihren Forderungen nach selbst-
bestimmtem und bezahlbarem
Wohnen ein gutes Stück näher
gekommen und Strieder wäre ih-
re schillernde Gallionsfigur.

Strieder, mit Finanzsenator
Kurth einer der Vorkämpfer an
der Berliner Privatisierungs-
front, ,Seit an Seit‘ mit Marx,
Lenin, Luxemburg und Hausbe-
setzerInnen? Können wir etwa
von einem Marxismus-Striede-
rismus sprechen? Der Sozialis-
musverdacht ist vermutlich un-
begründet. Und doch bleibt die
Frage nach dem propagandisti-
schen Rückgriff auf das sozialis-
tisch „vorbelastete“ Genossen-
schaftswesen im Raum stehen. 

Der aktivierende
Staat
Mit globalisierungsbedingten
Sachzwängen begründen die
gewählten Staats- und Kommu-
nalpolitiker jede Kürzung öffent-
licher Sozialausgaben, Real-
lohnsenkungen oder auch Pri-
vatisierungsmaßnahmen. Da-
mit soll nicht nur die Verantwor-
tung auf externe Einflüsse ab-
geschoben werden, sondern es
wird gleichzeitig suggeriert, der
Nationalstaat habe keinerlei Re-
gulationsmöglichkeiten mehr,
d.h. in dem Maße wie die Glo-
balisierung zunehme, verliere
der Staat an Macht und Bedeu-
tung. Oberste Staatsaufgabe sei
somit, durch Steuererleichte-
rungen, Druck auf die Löhne,
Verschlankung der öffentlichen
Verwaltungen und dem Verkauf
öffentlichen Eigentums das na-
tionale Kapital im Lande zu hal-
ten und internationales Kapital
anzulocken. Die sozialstaatliche
Regulierung, die dort korrigie-
rend eingreifen sollte, wo der
freie Markt versagte, wird ersetzt
durch ein neues Beziehungsge-
flecht zwischen staatlichen und
nichtstaatlichen Organisatio-
nen. Staatliche Akteure treten
dabei immer häufiger nur noch
als Moderatoren auf, die unter-
schiedliche Interessen gesell-
schaftlicher Gruppen zusam-
menführen und deren Eigenver-
antwortlichkeit und Selbstorga-
nisation fördern.
Die Hoffnung ist, dass dieses
neue Regulationsmodell, der
„aktivierende Staat“ wie ihn Bun-
deskanzler Gerhard Schröder
nannte, einerseits in zunehmen-
dem Maße mit den Verwer-
tungsinteressen großer Kapital-

gesellschaften korrespondiert
und andererseits Eigenverant-
wortlichkeit bei der Bevölkerung
hervorruft. (s. S. 16 f) Hierzu soll
sie mit Hilfe von Ehrenämtern,
Quartiersmanagement oder
Programmen für Existenz- und
Genossenschaftsgründungen
aktiviert werden. 

Vielleicht springt dabei auch das
von Strieder vermisste „Enga-
gement der Bewohner für ihre
Wohnanlage und das Wohnum-
feld“ heraus. 

Alternative oder
Krämerladen?
Die Striedersche Vision des Ge-
nossenschaftsmodells ver-
schleiert den skandalösen Aus-
verkauf sozialer Standards zu-

gunsten von Kapitalgesellschaf-
ten. Die derzeit geförderten und
imagepolierten eigentumsorien-
tierten Genossenschaften sind
ein qualitativer und vorerst un-
umkehrbarer Rückschritt ge-
genüber den bisherigen Woh-
nungsbaugesellschaften, was
die Versorgung mit preisgünsti-
gem Wohnraum und die Steuer-
barkeit des Wohnungsmarktes
betrifft. Sie sind dazu verdammt,
ein kümmerliches Anhängsel
des kapitalistisch regulierten
Wohnungsmarktes zu sein, um
dessen Förderung es bei der ak-
tuellen Privatisierungsoffensive
im Kern geht. Der Berliner Senat
zieht sich aus der politischen
Verantwortung und preist Bür-
gerInnen dieser Stadt mit auf-
wendigen Imagekampagnen
schlechte Politik unter dem Auf-

ruf zur Eigenverantwortung an.
Die Förderung ihres Engage-
ments bedeutet im Falle der Ge-
nossenschaften in erster Linie
Verschuldung, höhere Mieten,
die Spaltung von Hausgemein-
schaften in MieterInnen und Ge-
nossInnen und einen immensen
bürokratischen Aufwand, der
durch ehrenamtliche Tätigkeit
bewältigt werden muss.

Ist die Genossenschaft also 
die clevere Alternative? Ganz si-
cher nicht! Die Genossenschaft
bleibt im kapitalistisch-markt-
wirtschaftlichen Umfeld das,
was sie schon immer war, „ein
Krämerladen, und keinerlei Än-
derungen, Vervollkommnungen,
Reformen werden etwas daran
ändern, dass sie ein Krämerla-
den ist. (Lenin: Ausgewählte
Werke, IV, S.319)

Genossenschaftsinitiative Fraenkelufer
Bei jeder Gründung einer Genossenschaft will
gut überlegt sein, wie und von wem die immen-
se bürokratische Arbeit bewältigt werden soll.
Der „aktivierende Staat“ fordert den eigenver-
antwortlichen und ehrenamtswilligen Bürger.
Viel Freizeit, starke Nerven, eine möglichst ho-
he Anzahl von MieterInnen, die Genossen-
schaftsanteile erwerben (mindestens 20%) und
eine starke und solidarische Hausgemeinschaft
sind folglich absolute Voraussetzung für Ge-
nossenschaftswillige, die den Sprung ins kalte
Wasser wagen wollen. Darüber hinaus bleibt
fraglich, wie lange eine eigentumsorientierte
Genossenschaft ihre Stabilität erhalten kann.
Satzungsgemäß ist die Möglichkeit der Um-
wandlung in Eigentumswohnungen festge-
schrieben und viele werdende GenossInnen
spekulieren vielleicht schon heute auf die Idylle
in der neuen Eigentumswohnung.

Ob aus einer Initiative allerdings tatsächlich ei-
ne Genossenschaft hervorgehen kann, ist
außerdem abhängig davon, ob, welche und in
welcher Preislage Häuser von Wohnungsbau-

gesellschaften zum Verkauf an Genossen-
schaften angeboten werden. (Bei einer derzei-
tigen Kaltmiete zwischen 5 und 6 DM/m2 dürfte
der Kaufpreis 800 bis 1000 DM/m2 nicht über-
steigen, um das Mietniveau zu halten. Die Ko-
sten für Kredite bei Sanierungsbedarf sind hier-
bei nicht berücksichtigt.) Nach einer vorsichti-
gen Anfrage der Kreuzberger Genossen-
schaftsinitiative Fraenkelufer an die GSW gab
sich diese recht bedeckt. Von einem Preis um
die 2.000 DM/m2 war die Rede und außerdem
handele es sich in diesem Falle doch um sehr
attraktive und sanierte Bestände mit einer aus-
gezeichneten Lage und nach wirtschaftlichen
Gesichtspunkten müsse die GSW das Objekt
eigentlich behalten. Diese Aussage entspricht
auch den Vorgaben der beratenden Investi-
tionsbank Berlin, wo sich der Passus findet: „Der
Förderungsschwerpunkt soll in Gebieten mit be-
sonderem städtebaulichen Entwicklungsbedarf
liegen“. Die Realität heißt also: Problembestand
für Genossenschaften und die Sahnestückchen
für den Großinvestor.

Brandwandbebauung im Blockinnenbereich am Fraenkelufer (Architekten Inken und Hinrich Baller)
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Zur Person:
Ulrich Brand, Jahrgang 1967
(Konstanz – Insel Mainau),
studierte Tourismuswirtschaft
in Ravensburg und Politik-
wissenschaften in Frankfurt/M.,
Berlin und Buenos Aires 
(Dr. phil.). Er ist wissenschaft-
licher Mitarbeiter am Institut für
Gesellschafts- und Politik-
analyse der Uni Frankfurt/M.
und Mitglied im BUKO-Arbeits-
schwerpunkt Weltwirtschaft. 

Von ihm zuletzt erschienene
Veröffentlichungen:
Brand, U.: Nichtregierungsor-
ganisationen, Staat und ökolo-
gische Krise. Konturen kriti-
scher NRO-Forschung, Mün-
ster (2000)
Brand, U./Brunnengräber,
A./Schrader, L./Stock,
Chr./Wahl, P.: Global Gover-
nance. Alternative zur neo-
liberalen Globalisierung? 
Münster (2000)

Die verschiedenen Weltkonfe-
renzen der 90er Jahre machten
deutlich, dass es erheblichen po-
litischen Orientierungsbedarf
gibt. Stieg damals der Begriff der
nachhaltigen Entwicklung zum
Leitbild auf, in dem sich auch die
divergierendsten Interessen wie-
derfanden, so wird dieses zu-
nehmend ergänzt und vielleicht
sogar ersetzt durch ein neues,
nämlich governance bzw. global
governance. Häufig wird auch
von good governance gespro-
chen. Die Konferenz URBAN 21
ist ein weiteres Element, um die-
se Begriffe bekannt zu machen.
Dabei fokussiert der Begriff der
good governance stärker auf
staatliche Handlungsträger als
jener der (global) governance,
der sich eher auf das Zusam-
menspiel verschiedener Akteure
bezieht.

Eine UN-Commission on global
governance popularisierte 1994
mit ihrem Bericht „Our Global
Neighbourhood“ den Begriff. Go-
vernance „ist die Gesamtheit der
zahlreichen Wege, auf denen In-
dividuen und öffentliche wie pri-
vate Institutionen ihre gemeinsa-
men Angelegenheiten regeln. Es
handelt sich um einen kontinu-
ierlichen Prozess, durch den kon-
troverse und unterschiedliche In-
teressen ausgeglichen werden
und kooperatives Handeln initi-
iert werden kann. Der Begriff um-

Ausblendung von
Macht und
Herrschaftsaspekten
Die Verkürzungen der dominan-
ten Debatte um global oder good
governance bestehen zum einen
in der (sozialdemokratischen)
Annahme, dass es grundsätzlich
zu vereinbarende Interessen gä-
be, Konflikte also grundsätzlich
zur Zufriedenheit aller Beteiligten
lösbar seien. Dem entspricht
zweitens eine weitgehende Aus-
blendung von Macht- und Herr-
schaftsaspekten bzw. der herr-
schaftsförmigen Gesellschafts-
transformation im Rahmen neo-
liberaler Globalisierung. Viel-
mehr dominieren drittens tech-
nokratische und steuerungsopti-
mistische Annahmen zum Um-
gang oder gar zur Lösung von
„Weltproblemen“. Die Wieder-
erlangung einer veränderten
staatlichen Steuerungsfähigkeit
ist der Fluchtpunkt der Politik-
vorstellungen. Fragen einer de-
mokratischen Gestaltung der
(welt)gesellschaftlichen Verhält-
nisse treten demgegenüber in
den Hintergrund.

Eine Konferenz wie URBAN 21
ist u.a. als Versuch zu verstehen,
einigen als problematisch erach-
teten weltweiten Veränderungen
eine andere Richtung zu geben.
Allerdings um den Preis der ge-
nannten Verkürzungen. Die
wohlklingenden Visionen wer-
den, so scheint es, gleich wieder
der Realpolitik ausgeliefert. Dra-

fasst sowohl formelle Institutio-
nen und mit Durchsetzungs-
macht versehene Herrschafts-
systeme als auch informelle Re-
gelungen, die von Menschen und
Institutionen vereinbart oder als
im eigenen Interesse angesehen
werden.“ Im Kern geht es um ko-
operative und effizientere Politik
angesichts der gegenwärtigen
Strukturveränderungen des Ka-
pitalismus. Allerdings wird der
Begriff global governance kei-
neswegs einheitlich definiert,
sondern ist derzeit Gegenstand
heftiger Definitionskämpfe.

Die Stärke des Begriffs ist zwei-
fellos, dass er einige offensichtli-
che Entwicklungen aufnimmt. An
prominenter Stelle ist die tiefgrei-
fende Veränderung von Staat-
lichkeit zu nennen. Demzufolge
ist nicht mehr der hierarchische
und zentralistische Wohlfahrts-
oder fordistische Sicherheits-
staat das Zentrum von Politik,
sondern zum einen die Ausdiffe-
renzierung von staatlichem Han-
deln auf verschiedene räumliche
Ebenen: neben der nationalen
die lokale und die internationale.
Zum anderen nehmen Politikmo-
delle, in denen staatliche Appa-
rate zunehmend in Kooperation
mit anderen Akteuren, vor allem
privatwirtschaftlichen, agieren,
an Bedeutung zu. Dies ist nicht
grundsätzlich neu, erreicht aber
heute eine neue Qualität. 

Stadt als runder Tisch – 
Zum neuen Leitbild „global“ oder 
„good governance“ 

Ulrich Brand
Anlässlich der „Weltkonferenz Zukunft der Städte – URBAN
21“, die im Juli letzten Jahres in Berlin stattfand, bat die Berli-
ner MieterGemeinschaft politisch engagierte Wissenschaftle-
rInnen um Stellungnahmen, deren Dokumentation wir in die-
ser Ausgabe fortsetzen. (Die Texte können gesammelt im Rea-
der „Und die Welt wird zur Scheibe...“ in der BMG bezogen wer-
den.)
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matisch ist insbesondere, dass
die sich verändernden Bedin-
gungen gesellschaftlichen Han-
delns weitgehend ausgeblendet
werden.
Gerade auf lokaler Ebene mani-
festiert sich nämlich ein zentraler
Widerspruch der neoliberalen
Gesellschaftstransformation, wie
etwa die Stadtforscherin Margit
Mayer betont. Einerseits nimmt
deren Bedeutung zu, gerade
städtische Politik hat zumindest
formal mehr Handlungsspiel-
raum und wird auch symbolisch
aufgewertet. Andererseits sind
diese Politiken eingebettet in 
die dominanten Orientierungen,
nämlich zuvorderst Wettbe-
werbsfähigkeit herzustellen. Der
lokale Staat wird in gewisser Wei-
se zum „lokalen Wettbewerbs-
staat“ (in Anlehnung an Joachim
Hirschs Begriff des „nationalen
Wettbewerbsstaates“), zum wich-
tigen Teil der „unternehmeri-
schen Stadt“. Dieser Prozess ist
kein über uns gekommener „Me-
ga-Trend“, sondern wird von do-
minanten Interessen vorange-
trieben.
Ergänzend kommt hinzu, dass in-
nerhalb der Städte heute sozial-
räumliche Kontrollstrategien und
neue Sicherheitsdiskurse domi-
nieren, während traditionelle
wohlfahrtsstaatliche Rechte und
Dienstleistungen zurückge-
drängt werden. Die Strategien
der „zero tolerance“, Entwürfe
von „Gefahrenabwehrverord-
nungen“ oder die Ausgrenzung
„unerwünschter Gruppen“ oder
gar „gefährlicher Klassen“ sind
nur einige Aspekte. Diese Stra-
tegien werden vor allem auf lo-
kaler Ebene angewendet, da
Prozesse sozialer Desintegrati-
on sich dort am stärksten mate-
rialisieren. 
Und schließlich verändert sich
das politische institutionelle Ge-
füge, indem zunehmend nicht-
staatliche Akteure in Entschei-
dungs- und Implementierungs-
prozesse involviert werden,
wofür Begriffe wie governance
oder public-private partnership
verwendet werden. Auch hier ist
das überragende „gemeinsame
Interesse“ die Förderung von
Wettbewerbsfähigkeit. 
Insgesamt kommt es also zu ei-
ner Verlagerung bedeutender
staatlicher Funktionen auf die
subnationale Ebene sowie zu
wichtiger werdenden governan-
ce-Mechanismen. Unter den Be-
dingungen verschärfter Konkur-
renz zwischen Städten und Re-
gionen werden vor allem stabile-
re und flexiblere Anpassungs-
prozesse erlaubt. 
Wie auf der Ebene der National-
staaten geht es auf der lokalen
Ebene auch darum, dass die do-
minanten Orientierungen und

Strategien nicht nur für die Ge-
winnerregionen, global cities und
„Kommandozentralen“ gelten,
die in der Hierarchie der „head-
quater economy“ oben stehen,
sondern auch die anderen Räu-
me sich strukturell in dieser Kon-
kurrenzsituation befinden. Die
fragmentierten Räume sind Teil
einer umfassenden Hierarchie
und treiben diese Hierarchisie-
rung voran.
Wenn also dieser Hintergrund
beachtet wird, dass erstens die
neoliberale Transformation der
Gesellschaft die ohnehin domi-
nanten Interessen stärkt und
zweitens lokale Politik zuvorderst
Wettbewerbspolitik ist sowie sich
– häufig repressiv – um die ne-
gativen Folgen des Wettbewerbs
zu kümmern hat (gerade in den
„Verliererregionen“), dann er-
scheint die blumige Erklärung
„Reinventing the Cities – Urban
Future 21“ in einem anderen
Licht. Das dort formulierte Pos-
tulat einer „decisive local political
action“1 muss vor diesem Hinter-
grund gesehen werden. Zu fra-
gen ist also, aus was genau lo-
kales politisches Handeln be-
steht, wie es mit den dominanten
Entwicklungen und Interessen
umgeht, es vorantreibt oder sich
dagegen stellt, Räume für alter-
native Vorstellungen öffnet oder
schließt, welche Interessen privi-
legiert oder ausgrenzt.
Freundlich ausgedrückt ist die Er-
klärung naiv, schärfer formuliert,
muss ihr politische Fahrlässigkeit
vorgeworfen werden. Einer dra-
matischen Krisenbeschreibung
ist viel Fortschrittsoptimismus
beigemischt. Mit dem entspre-
chenden politischen Willen, so
die Annahme, und zusammen
mit „der“ Zivilgesellschaft werden
„wir“ die Probleme in den Griff be-
kommen. Unterschiedliche Inter-
essen verschwinden hinter einer
schwülstigen „wir sitzen alle in ei-
nem Boot“-Rhetorik. Hinter dem
Begriff „empowerment“ verbirgt
sich die Vorstellung, dass Men-
schen ihre Probleme selbst lösen
sollen, weniger, dass sich mar-
ginalisierte Interessen gegen do-
minante stellen (ganz davon ab-
gesehen, dass sich in den letzten
Jahren ein immer instrumentelle-
rer Umgang von staatlichen mit
zivilgesellschaftlichen Akteuren
durchsetzt).
Zentral ist dabei die Annahme,
dass es sich im Grunde genom-
men um eine „win-win-Situation“
handelt, dass also bei good go-
vernance letztlich alle gewinnen.
Schön wär’s, aber die histori-
schen Erfahrungen, gerade der
letzten zwanzig Jahre neolibera-
ler Politik und insbesondere un-
ter den aktuellen Bedingungen
der neoliberalen Sozialdemokra-
tie, lehren etwas anderes. Pro-

ten wird auch jene um good go-
vernance wichtiger werden. Es
handelt sich um „Containerbe-
griffe“, denn mit der Aneignung
durch dominante Akteure und
der Gerinnung hegemonialer
Diskurse wird deutlich, was für
den Container zugelassen ist
und was nicht – grundlegend kri-
tische Positionen und alternative
Vorstellungen meist nicht. Das
lehrt die Diskussion um nachhal-
tige Entwicklung, denn der Be-
griff ist heute jeglichen kritischen
Potentials beraubt und ein Syno-
nym dafür, dass im Rahmen ka-
pitalistischer Restrukturierung
die „ökologische Frage“ effektiv
bearbeitet wird; und zwar kom-
patibel mit den herrschenden
Verhältnissen: Mit nicht weiter
hinterfragten dramatischen Si-
tuationsbeschreibungen, mit
technologischer Effizienz (oder
gar „Effizienzrevolutionen“), „mo-
dernem“ Wissen, institutionellen
Innovationen und einem weitge-
hend akzeptierten Nord-Süd-
Verhältnis. Die Hannoveraner
EXPO 2000 ist dafür sicherlich
ein gutes Beispiel (Davon abge-
sehen gibt es kein konsensuales
„communal goal of sustainable
development“3, wie die Erklärung
suggeriert, sondern Nachhaltig-
keit ist selbst ein umkämpftes
und zunehmend mit herrschen-
den Interessen kompatibles Leit-
bild).

Außerdem wäre es wichtig, die-
se ganze Art der politischen Ins-
zenierung (in Berlin treffen sich
die Wichtigen, die kluge Konzep-
te beraten) in Frage zu stellen.
Das ist kein Argument gegen not-
wendige Lernprozesse, zu fra-
gen ist jedoch, wer sie wie an-
stößt. „Urban 21“ wird ein Hap-
pening bleiben, auf dem sugge-
riert wird, „wir“ kriegen alles in
den Griff. Andere Ansätze wer-
den damit an den Rand gedrängt.
Emanzipative Entwicklungen zu
stärken und sichtbar zu machen,
wäre ein erster Schritt gegen Po-
lit-Spektakel à la „Urban 21“.

Zwischenüberschriften von der
Redaktion.

1 empirica GmbH, „Reinventing the
City -Urban Future 21“, S.i, “With-
out decisive local political action in
cooperation with civil society, driven
by the conviction that these aspira-
tions are citizens’ fundamental
rights, cities will not achieve these
aims.” (Anm. d Hg.)

2 vgl.1
3 empirica GmbH, „Reinventing the

City -Urban Future 21“, S.i : “good
governance has to be the instru-
ment to promote the communal go-
al of sustainable development in all
its dimensions.”, (Anm. d Hg.)

gressive Entwicklungen fanden
immer nur statt, wenn herr-
schende Interessen zurückge-
drängt wurden. Ein spannender
Punkt wird in diesem Zusam-
menhang von der Erklärung an-
gesprochen, nämlich die nach
„citizens’ fundamental rights2“.
Dies hieße aber, dass Rechte
nicht nur postuliert, sondern
auch materiell umgesetzt werden
können. Was wir heute erleben,
das ist der massive Abbau von
politischen und sozialen Rech-
ten.

Legitimationsshow
und Sonntagsreden
Es wirkt schon fast komisch: Po-
litikerInnen aus aller Welt sollen
sich unter dem Begriff „good go-
vernance“ wiederfinden (wer
könnte da schon etwas dagegen
haben) und merken gar nicht,
dass ihr Gerede immer mehr zur
Legitimationsshow für ganz an-
dere Entwicklungen wird, bzw. es
soll nicht gemerkt werden, dass
entgegen ihren Sonntagsreden
ganz andere Politiken durchge-
setzt werden. 

Eine einigermaßen realitätsge-
rechte Analyse hätte die domi-
nanten Entwicklungen und damit
verbundenen unterschiedlichen
Interessen zu benennen. „Sach-
zwänge“ entstehen historisch
und sind grundsätzlich auch än-
derbar. Gerade in peripheren
Ländern zeigt sich, dass politi-
sche Spielräume für Menschen
am ehesten dort geöffnet wer-
den, wo sie sich selbst organi-
sieren und bewusst konfrontativ
agieren. Das heißt ja nicht, sich
nicht auf politische Kompromisse
einzulassen. Es bedeutet aber
sehr wohl für emanzipative und
marginalisierte Akteure, Gegen-
macht und eigene politische Vor-
stellungen zu entwickeln. 

Ein berechtigter Einwand ist,
warum gerade von PolitikerInnen
erwartet werden sollte, dass sie
sich solchen Argumenten öffnen.
Das ist richtig. Doch wichtig bleibt
die Frage, inwieweit bestimmte
Orientierungen und Handlungen
öffentlich als legitim anerkannt
werden. Insofern geht es heute in
vielen Fragen weniger um alter-
native Expertise für und das
„Lobbying“ von PolitikerInnen (al-
ternative Expertise und Erfah-
rungen gibt es ohnehin und wer-
den kaum beachtet), sondern um
die öffentliche Diskussion und
Delegitimierung von „Instrumen-
ten“ (so die AutorInnen selbst)
wie good governance.

Die Debatte um governance bzw.
global governance hat gerade
begonnen, in ihrem Windschat-



Mieter in den Ostberliner Sanie-
rungsgebieten müssen künftig
mit erheblichen Mieterhöhungen
rechnen. Denn wie erst jetzt
bekannt wurde, hat Senator
Strieder (SPD) am 24.Oktober
erstmals einem Widerspruch
von Eigentümern stattgegeben,
die gegen die ihnen vom Bezirk
Prenzlauer Berg auferlegte Miet-
obergrenze klagten. Diese gilt
bislang für fünf Jahre und soll die
Mieten nach Modernisierung auf
ein sozialverträgliches Niveau
drücken, um eine Verdrängung
ärmerer Bevölkerungsschichten
zu verhindern. 

Ausgerechnet die kommuna-
le Wohnungsbaugesellschaft
Prenzlauer Berg mbH (wip) hat
nun für ein Haus in der Oderber-
ger Str./ Ecke Kastanienallee
gegen diese Auflage des Be-
zirksamts Prenzlauer Berg
Widerspruch bei der Senatsver-
waltung für Stadtentwicklung
eingelegt. Diese gab nun dem
Eigentümer Recht und verlang-
te, die Mietbegrenzungen auf ein
Jahr zu beschränken. 

Sollte sich Strieder mit dieser
Linie durchsetzen, sind die Miet-
obergrenzen praktisch tot. Denn
die Gesetzeslage würde es dann
– nach einer Karenzzeit von
einem Jahr – ermöglichen, inner-
halb von drei Jahren die Miete
um insgesamt 30% – bis in Höhe
des entsprechenden Mietspie-
gelwertes – zu erhöhen. Dieser

Mietspiegelwert liegt z.B. für
eine gut sanierte, voll ausge-
stattete, 50 m2 große Woh-
nung in einfacher Wohnlage bei
11,23 DM/qm (obere Spanne),
für eine Wohnung unter 40 m2

sogar 12 DM/m2. Diese Mieter-
höhungen sind nach Gesetzes-
lage auch dann fällig, wenn die
Wohnung – unter Einhaltung der
Mietobergrenze – „sozialverträg-
lich“ modernisiert wurde. Die
Mietobergrenze wird damit prak-
tisch zum Sockelbetrag, von dem
aus weitere Mietsteigerungen
möglich sind. Für eine unsanier-
te, 50 m2 große Wohnung mit
Innen-WC und Dusche z.B., die
bis zur Sanierung 1998/99 ohne
Betriebskosten noch ca. 225 DM
kostete, könnte so nach Moder-
nisierung (Einbau von Bad und
Sammelheizung) im Jahr 2000
die Miete in einem ersten Schritt
auf Mietobergrenze, d.h. in die-
sem Fall 434 DM, angehoben
werden. Schon ein Jahr später –
im Jahr 2001 – wäre die nächste
Mieterhöhung fällig: Miete 1999
+ 30% + Modernisierungsumla-
ge = 10,24 DM/m2; also 512 DM
insgesamt. 2004 käme dann die
nächste Mieterhöhung: Miete
2000 + 30% = 665,60 DM. Spä-
testens zu diesem Zeitpunkt
müssten die ärmeren Mieter,
vorausgesetzt ihre Einkom-
menssituation würde sich
zukünftig nicht grundlegend ver-
bessern, passen. Ihre Verdrän-
gung würde damit nur aufge-
schoben, aber nicht aufgeho-

dernisierungsmaßnahmen und
den damit verbundenen Mieter-
höhungen zustimmen können.
Kronjuwel in der Argumentati-
onskette des Senates ist aber die
angeblich „fehlende Rechtssi-
cherheit“ einer mehrjährigen
Bindung.

Wie wenig von diesem angebli-
chen „Sachzwang“ zu halten ist,
zeigt selbst der o.g. Wider-
spruchsbescheid des Senates
und der Weg, wie er zustande
kam. Liest man diesen genauer,
merkt man ziemlich schnell,
dass der Senat offenbar selbst
nicht weiß, was bei dem Thema
Mietobergrenzen überhaupt
„rechtmäßig“ ist. 

Eine erste Version des Beschei-
des führte so in seiner Begrün-
dung für die fehlende Recht-
mäßigkeit einer Mehrjahresbin-
dung noch ein sonderbaren
Gemisch verschiedenster Argu-
mente an: Mal fehlt die Wirt-
schaftlichkeit von Mietobergren-
zen, dann ihre Bestimmtheit,
weiterhin wird die (angeblich)
fehlende Veröffentlichung mo-
niert und ein paar Zeilen später
fehlt gleich die gesamte Rechts-
grundlage der Mietobergrenzen.
Nach ein paar Wochen – irgend-
jemand muss wohl den Verant-
wortlichen klar gemacht haben,
wie wenig sie die Materie durch-
drungen hat – zog der Senat
plötzlich seinen ersten Wider-
spruchsbescheid zurück – und

ben. Die Mietobergrenzen wären
damit endgültig zur Attrappe
geworden.

Senat auf einer 
Linie mit den
Hausbesitzern
Mit dem Angriff auf die Miet-
obergrenzen versucht SPD-
Mann Strieder jetzt auf dem
Widerspruchswege eine politi-
sche Linie durchzusetzen, für die
sich schon sein CDU-Vorgänger
Kleemann stark gemacht hatte.
Schon damals, bei Einführung
der mehrjährigen Bindungsdau-
er für Mietobergrenzen hatte der
Senat heftig gegen dieses Vor-
haben der Bezirke opponiert,
sich aber am Ende nicht durch-
setzen können. Die Argumente
des Senates gleichen dabei
denen des Haus- und Grundbe-
sitzerverbandes bis aufs i-Tüp-
felchen: So wird z.B. deklamiert,
dass die sozialen Ziele der
Sanierung auf keinen Fall die
Anpassung „an einen zeit-
gemäßen Wohnstandard“ behin-
dern dürften (was auch immer
das ist, MB), dass der Schutz der
Bevölkerung nicht zum alles
dominierenden Ziel werden kön-
ne und dass die Festlegung von
Mietobergrenzen die „Wirt-
schaftlichkeit“ von Investitionen
nicht über Gebühr beeinträchti-
gen dürfe. Darüber hinaus wer-
den immer wieder „Öffnungs-
klauseln“ verlangt, in denen Mie-
ter „freiwillig“ bestimmten Mo-
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Kippt der Senat 
die Mietobergrenzen?

Matthias Bernt

Sanierungsgebiet Boxhagener Platz



schickte der wip einen neuen, mit
der Bitte den ersten zu ignorie-
ren. Die meisten, bis dahin ange-
führten, Rechtsargumente ge-
gen die Mehrjährigkeit von Miet-
obergrenzen wurden nunmehr
fallengelassen. Das Hauptar-
gument diesmal: „fehlende Be-
stimmtheit“. 

Da der Bezirk Prenzlauer Berg
angekündigt hatte, die Mietober-
grenze innerhalb des Bindungs-
zeitraumes an die sich verän-
dernden Einkommensverhält-
nisse und den neuen Mietspie-
gel anzupassen (also wahr-
scheinlich anzuheben), sei „für
die Widerspruchsführerin (die
wip, MB) nicht erkennbar, wann
und in welchem Umfang es
gegebenenfalls zur Verände-
rung der Mietobergrenzen kom-
men wird. Insofern sind ... die
Bescheide als nicht ausreichend
bestimmt anzusehen.“, heißt es
in dem Bescheid. In der Konse-
quenz ist also von der angeblich
„fehlenden Rechtssicherheit“
kaum etwas übrig geblieben. Der
Elefant ist selbst in den Beschei-
den der Senatsverwaltung inner-
halb weniger Wochen zur Mücke
geschrumpft, mit der die Bezirke
leicht fertig werden könnten,
wenn das denn so ernst gemeint
wäre. Der „mangelnden Be-
stimmtheit“ könnte so z.B. abge-
holfen werden, indem man die
Mietobergrenzen erst nach fünf,
statt wie geplant nach drei Jah-
ren anhebt.

Mietbindungen
mitverantwortlich 
für soziale
Brennpunkte?
Nur leider geht es eben nicht nur
um verschiedene Rechtsauffas-
sungen. Wesentlich freimütiger
als seine Angestellten erklärte
Senator Strieder gegenüber der
Tageszeitung taz, warum er eine
längerfristige Festsetzung von
Mietobergrenzen ablehnt. Viele
Leute zögen gerade weg, weil
ihre Wohnungen nicht moderni-
siert würden. Eine fünf Jahre gel-
tende Mietobergrenze mache es
den Eigentümern fast unmög-
lich, wirtschaftlich zu moderni-
sieren oder etwa Wohnungen
zusammenzulegen. Aus diesem
Grunde würde eine längerfristi-
ge Mietbindung eine Verstär-
kung der Segregation bewirken
und die Herausbildung „sozialer
Brennpunkte“ beschleunigen.

Daß auch dieses völliger Blöd-
sinn ist, stört nur wenig. Denn
obwohl von Interessenvertretern

der Haus- und Grundbesitzer
seit Jahren beschworen wird,
dass mit Mietobergrenzen die
privaten Investitionen in Sanie-
rungsgebieten verhindert wür-
den, ist in allen Gebieten in den
letzten Jahren ein erheblicher
Teil des Wohnungsbestandes
saniert worden. Von der prophe-
zeiten „Verslumung“ ist absolut
nichts zu sehen. Jeder, der auch
nur einmal durch Prenzlauer
Berg geht, kann sehen, dass
nach wie vor mit hohem Tempo
ein Haus nach dem anderen

kann also mit der Mietobergren-
ze, so wie sie jetzt besteht,
durchaus leben. 

Inzwischen haben sich die Bau-
stadträte von Prenzlauer Berg,
Mitte, Pankow, Lichtenberg und
Friedrichshain mit einer gemein-
samen Presseerklärung an den
Stadtentwicklungssenator
gewandt und ihn aufgefordert,
die Entscheidung zurückzuneh-
men. Ob Strieder jetzt zurückru-
dert, oder Kurs behält, bleibt
anzuwarten. 

erneuert wird. Auch nach Ein-
führung mehrjähriger Bindungen
hat die Sanierungstätigkeit nicht
abgenommen. Trotz der eindeu-
tigen Haltung des Senates und
trotz der deutlichen Aufforderun-
gen der Hausbesitzerpresse
sind gerade einmal zehn Prozent
der Eigentümer, denen im letz-
ten Jahr unter der Auflage einer
Fünf-Jahres-Bindung ein bezirk-
licher Genehmigungsbescheid
erteilt wurde, in Widerspruch
gegangen. Die absolut überwie-
gende Anzahl der Hausbesitzer
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Der vergangene Sommer gebar
überraschend gutmeinende
Menschen. Scharfmacher vom
Kaliber eines Landowsky, Schi-
ly oder Beckstein modifizierten
ihre ausländerfeindlichen Kam-
pagnen zu einer neuen Stand-
ortdebatte und haben sich wie
bisher über einen „starken
Staat“ ausgemärt. Neben einer
ganzen Palette von Verschär-
fungen im polizeilichen und juris-
tischen Bereich steht die Forde-
rung nach einem NPD-Verbot im
Mittelpunkt ihres Interesses. In-
teressant ist dabei nicht nur,
dass für die MigrantInnen selbst
keineswegs an eine Verbesse-
rung ihrer Lage gedacht ist; auch
von Neofaschisten ermordete
Wohnungslose kommen in der
öffentlichen Wahrnehmung
kaum vor. Vielmehr spricht eini-
ges dafür, dass vor allem der
„Standort Deutschland“ wieder
schön geredet werden soll.

So wird über die Möglichkeit de-
zentraler Unterbringung, also
die Auflösung der Lager für
Flüchtlinge und Asylbewerbe-
rInnen, ebenso wenig geredet,
wie die Aufhebung der Resi-
denzpflicht für Flüchtlinge nicht
in Erwägung gezogen wird.
Auch zum Thema der Verbesse-
rung des Schutzes und der Le-
bensbedingungen von Woh-
nungslosen ist nichts zu hören.
Auf eine entsprechende Anfrage
der Bundestagsabgeordneten
Ulla Jelpke (PDS) gab es keine
konkrete Antwort. Besonders
skandalös ist dabei, dass die

Bundesregierung die Zahlen der
von rechtsextremen Schlägern
ermordeten Wohnungslosen
herunterzuspielen trachtet, wie
Jelpke im vergangenen Oktober
bekannt machte. Zwar räumte
Innenminister Schily (SPD) „Er-
fassungsdefizite“ in den amtli-
chen Statistiken ein, wider-
sprach aber den in der Presse-
dokumentation „Den Opfern ei-
nen Namen geben“ dargelegten
sieben Morden an Obdach- und
Wohnungslosen im Jahre 1999;
es seien ja nur zwei... Berichte
und Dokumentationen der Bun-
desarbeitsgemeinschaft Woh-
nungslose (BAG) sowie ver-
schiedener Straßenmagazine in
der Bundesrepublik erzählen ei-
ne andere Geschichte.

»Die Zukunft sind
nicht Obdachlose...«
„Die Zukunft sind nicht Obdach-
lose, sondern Arbeitsplätze in
Technik und Kommunikation“,
brachte der CDU-Fraktionsvor-
sitzende im Berliner Abgeordne-
tenhaus, Klaus-Rüdiger Lando-
wsky, seine Position im Jahre
1999 auf den Punkt. Assistiert
wurde ihm durch den damaligen
Bausenator und Parteikollegen,
Jürgen Klemann, der ein ver-
stärktes Vorgehen gegen „Pen-
ner“ forderte, die „sich die Hucke
voll saufen“. In diesem Umfeld
bewegen sich neofaschistische
Hetze und Morde wenig überra-
schend einigermaßen unge-
niert.

nem wesentlichen Betätigungs-
feld für Polizei und Wachschutz.
Immer wieder sind Selbsthilfeor-
ganisationen gezwungen, An-
griffe vor allem durch kommerzi-
elle Sicherheitsdienste, die im
Auftrag von Geschäftsleuten wie
der Arbeitsgemeinschaft City
e.V. am Kurfürstendamm oder
der Verkehrsbetriebe tätig wer-
den, zu dokumentieren. Meist
mit nur geringem Erfolg.

Von einer „Kultur des Hinschau-
ens“ oder gar einem „Aufstand
der Anständigen“ ist in der Re-
gel nichts zu erkennen. So blei-
ben die zahlreich dokumentier-
ten Fälle von An- und Übergrif-
fen gegen Wohnungslose meist
ohne Zeugen und können ange-
sichts einer nur schwachen Lob-
by häufig nicht aufgeklärt und
geahndet werden. Bei der Ver-
treibung bis hin zur Ermordung
von Wohnungslosen geben sich
das aus der Mitte der Gesell-
schaft kommende Ressenti-
ment gegen Armut, die aus-
grenzende Mobilisierung von
rechten Vorturnern á la Lando-
wsky und die neofaschistischen
Morde ein anständiges Stell-
dichein. Während man zur Zeit
aber wenigstens annehmen
kann, dass der alltäglichen mör-
derischen Gewalt durch Neofa-
schisten gegen MigrantInnen
die Spitze gebrochen werden
soll, um den Standort und sei-
nen Anforderungen Genüge zu
tun, ist davon in Hinblick auf das
Morden an Obdachlosen nur
wenig zu erkennen.

Wir hatten bereits 1994 in einem
Beitrag über die Morde an Woh-
nungslosen und die massive Na-
zihetze aus Industriellenkreisen
und dem terroristischen Fa-
schistenspektrum berichtet (vgl.
ME 248). Schon damals laute-
ten die Begründungen der Nazi-
schläger, Obdachlose passten
„nicht in das Stadtbild“ oder hät-
ten „kein Recht, unter der Son-
ne zu leben“ (ebenda). Allein
1992 wurden zehn Wohnungs-
lose auf offener Straße erschla-
gen, verbrannt oder erschossen,
seit 1989 seien, so teilt die Bun-
desarbeitsgemeinschaft der
Wohnungslosenhilfe in Bielefeld
mit, mindestens 500 Obdach-
und Wohnungslose Opfer rech-
ter Gewalt geworden.

Allein in der Zeit von 1989 bis
1993 endeten von den doku-
mentierten 374 Gewalttaten ge-
gen Wohnungslose 253 (67,6
%) tödlich. Zwischen 1997 bis
1999 wurden 276 Gewalttaten
dokumentiert, und allein im ver-
gangenen Jahr wurden minde-
stens 20 Obdachlose ermordet.

»Stadtluft 
macht frei...«
Aber auch unterhalb dieser Ge-
waltschwelle ist der Alltag von
Wohnungslosen durch Übergrif-
fe gekennzeichnet. Nicht nur in
Berlin, sondern mittlerweile in
nahezu allen Innenstädten (vor
allem) größerer Städte wird die
Vertreibung von Armen zu ei-

Der „Aufstand der Anständigen“ 
und Tote dritter Klasse
Morde an Wohnungslosen in Deutschland

Ernst Veblen
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„Der Staat zieht sich aus klassi-
schen Politikfeldern zurück. Da-
zu gehört auch die Stadtpla-
nung, in der Public Private Part-
nership eine immer größere
Rolle spielt“, so der Architekt
und Publizist Philipp Oswalt, der
mit seinem Band „Berlin_Stadt
ohne Form“ Strategien für eine
andere Architektur vorgelegt hat
und sich mehrfach kritisch mit
dem Vorzeigeprojekt des Berli-
ner Senats, dem „Planwerk In-
nenstadt“, auseinandergesetzt
hat. In zwölf kurzen Einzelkapi-
teln stellt Oswalt die Geschich-
te und Materialisierung dersel-
ben in Berlin und seinem Um-

land dar, die Stoffflüsse – etwa
den Abbau und Transport von
Bau(schutt)material, Müll und
(Ab)wasser und dessen topo-
graphische Folgen –, um in
prägnanten Beispielen das Un-
geplante und Unplanbare städ-
tischen Bauens in den Vorder-
grund seiner Essays zu stellen.
Exemplarisch kann er das für
die Stadtmauern seit dem 12.
Jahrhundert bis hin zur Berliner
Mauer von 1961 zeigen oder
auch an den nach dem Zweiten
Weltkrieg abgetragenen Kopf-
bahnhöfen, von denen viele zu
städtischen Parks geworden
sind. Diese ungeplant-unplan-

baren Prozesse sind für Oswalt
Beleg eines von ihm als „auto-
matischer Urbanismus“ be-
zeichneten Phänomens.

Während ihn die Daimler City
auf dem Potsdamer Platz und
die Friedrichstraße auf Grund
ihres immer gleichen Raumpro-
gramms und gleicher Grund-
risslösungen – die Überbauung
ganzer Blöcke wird durch eine
Vielzahl kleinteiliger Fassaden
kaschiert – richtig an Baufach-
messen erinnern, weist er auch
darauf hin, dass auf ideologi-
scher Ebene ein weiterer Kampf
gekämpft wird: Weil sich aus der
widersprüchlichen Stadt kein
eindeutiges Selbstbild habe ab-
leiten lassen, griffen nach 1989
die städtischen Eliten auf die
Leitbilder der „berlinisch-preu-
ßischen Architektur“ und der
„europäischen Stadt“ zurück
und wickelten zugleich städte-
bauliche Gebäude und Ensem-

bles Ostberlins ab. In diesem
Prozess schlägt sich, so Oswalt,
„der Wunsch nach einer Nor-
malisierung der deutschen Ge-
schichte nieder“. 

Von den ersten Siedlungen im
märkischen Sand über den Pro-
zess urbanen Revanchismus’,
der die ersten Jahre der 90er
Jahre charakterisierte, bis hin
zur aggressiven Durchsetzung
der vermeintlichen boom town
Berlin durch internationale de-
veloper und den Berliner Senat
– ein lesenswerter und zudem
reich bebildeter Band, der sich
mit zahlreichen neuen Bauten
der Stadt auseinandersetzt.

Philipp Oswalt: 
Berlin_Stadt ohne Form. Stra-
tegien einer anderen Architek-
tur, Prestel Verlag, München
2000, 307 Seiten, zahlr. Abbil-
dungen, DM 58,–

BUCHREZENSIONEN

Seitdem die Wohnungsbauge-
sellschaften ihren Wohnungsbe-
stand privatisieren müssen, er-
scheint das Genossenschafts-
modell als einer der Rettungs-
anker, der die Privatisierung so-
zial verträglich absichert. Aber
werden nicht die Haushalte mit
geringem Einkommen und die
sogenannten Schwellenhaus-
halte – diejenigen Haushalte, die
für die staatliche Förderung der
Miete (u.a. das Wohngeld) zuviel
und für eine Eigentumsförde-
rung zuwenig verdienen – von
dem Genossenschaftsmodell
ausgeschlossen?

In „Mieter kaufen gemeinsam ihr
Haus – das Modell der Zukunft;
Wie Sie Wohneigentum auch bei
geringem Einkommen finanzie-
ren“ von Udo Reifner wird ein
Modell der Wohneigentumsfi-
nanzierung für Gruppen vorge-
stellt. Das im Auftrag des Vereins
Arche e.V. und vom Sozialmini-
sterium in Mecklenburg-Vor-
pommern finanzierte Mieter-
fonds-Modell wurde mit dem Ziel
entwickelt, eine sozialverträgli-
che Wohneigentumsbildung

auch für Schwellenhaushalte
und Niedrigverdienende zu er-
möglichen. Über einen Treu-
handeigentümer, der in der
Form einer GmbH & Co. KG ei-
nen Immobilienfonds betreibt
und dessen Geschäfte von ei-
nem eingetragenen Verein ge-
führt werden, erhalten Mieter
über den Kommanditistenstatus
die Chance, nicht nur ihr finanzi-
elles, sondern auch ihr Arbeits-
und Kosteneinsparungspoten-
tial so in ihr eigenes Objekt zu in-
vestieren, dass sie wirtschaftlich
sukzessiv Teile ihrer Wohnung
als „Miet-Eigentum“ erwerben
und sich damit wie Bauherren
verhalten können. Zugleich er-
möglicht dieses „Rostocker Mo-
dell“ Kreditgebern, d.h. nicht
selbst nutzenden Investoren als
steuerlich und renditeinteres-
sierte Kommanditisten, und den
unmittelbaren Nutzern zu einer
weitgehenden Interessenübe-
reinstimmung bei der wirtschaft-
lichen Förderung des Objekts zu
finden.

Bei der Gruppenfinanzierung in-
vestiert jeder in einen großen

Topf hinein und nutzt dabei ver-
schiedene Möglichkeiten von Fi-
nanzdienstleistung, staatlicher
Eigentumssubventionierung
oder Fondsbeteiligung für Inves-
titionen zwecks Steuerabschrei-
bung. Erwerb und Besitz von Ei-
gentum fallen durch die Grup-
penfinanzierung auseinander,
was die Gruppeninteressen am
Gesamtbesitz fördert. Der Vor-
zug besteht darin, dass jeder
Haushalt in der Regel weniger
als die derzeitige Miete zahlt und
flexibel bleiben kann in der Ent-
scheidung, ob die Miete als Ei-
gentumserwerb bewertet wer-
den soll oder als Mieteinnahme.
Dadurch bleiben im Konfliktfall
mit Gruppeninteressen die Be-
wohner in ihren Rechten auto-
nom. 

Gerade in den Zeiten zuneh-
mender Flexibilisierung der Ar-
beitswelt, hoher Mobilität und
veränderter Berufskarrieren
sind die Wahlmöglichkeiten zwi-
schen Miete und laufendem Ei-
gentumserwerb besonders
hoch einzuschätzen. Fällt z.B.
ein Haushalt aufgrund ausblei-
bender Aufträge oder durch Ar-
beitslosigkeit in die Grenzen von
Mietförderung, kann der Eigen-
tumserwerb wieder umgewan-
delt werden in eine normale
Mietzahlung und somit Wohn-
geld in Anspruch genommen
werden. Sollte der Haushalt z.B.
durch ein verändertes Einkom-
men aus der Mietförderung wie-

der herausfallen, kann er am Ei-
gentumserwerb teilnehmen und
damit langfristig seinen eigenen
Wohnraum mitfinanzieren.

Die Vorzüge des Immobilien-
marktes, die in der Regel den Ei-
gentümern und Investoren, Im-
mobilienmaklern und Anlage-
fonds zugute kommen, könnten
von den Mietern selbst genutzt
werden. Der größte Vorteil liegt
vielleicht sogar in der Flexibilität
beim Ausstieg aus dem Eigen-
tum. Anders als bei Immobilien
oder üblichen Immobilienfonds
muss sich der Teileigentümer
und Mieter nicht um den Verkauf
unter veränderten Marktbedin-
gungen kümmern, er braucht
den Erwerb oder die Kreditfi-
nanzierung nicht als Last ein Le-
ben lang mit sich herumzutra-
gen, sondern lediglich die ein-
gezahlten Anteile als Mietzah-
lung umwandeln. Da er hätte
wieso Miete zahlen müssen,
wird seine persönliche Ent-
scheidungsfreiheit zu Wohn-
raumwechsel und anderen Le-
bensentscheidungen durch die
Belastungen von Eigentum we-
niger eingeschränkt. 

Udo Reifner: 
Mieter kaufen gemeinsam ihr
Haus – das Modell der Zukunft;
Wie Sie Wohneigentum auch
bei geringem Einkommen
finanzieren
Rowohlt Taschenbuchverlag,
Hamburg 1997

Berlin_Stadt ohne Form
Strategien einer anderen Architektur

Volker Eick

Mieter kaufen ihr Haus –
Gruppenfinanzierung von Wohneigentum 
für Schwellenhaushalte und Haushalte mit
geringem Einkommen

Karin Baumert
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I m m o b i l i e n v e r w
Im letzten ME (NR. 282) hatten
wir den Leitsatz eines Rechts-
entscheides des Kammerge-
richtes vom 17.8.99 mitgeteilt,
demzufolge der Vermieter ver-
pflichtet ist, einer Mieterhöhung
wegen einer Wärmedämmung
ein Wärmebedarfsgutachten
beizufügen. Kann oder will er
dies nicht tun, ist das Mieter-
höhungsverlangen unwirksam.
Das Wärmegutachten liefert den
Rahmen, innerhalb dessen die
Mieterhöhung stattfinden darf,
nämlich nur bis zum Doppelten
der Kosten für die eingesparte
Heizenergie. Bis hierher gibt es
keine Schwierigkeiten, sieht
man von dem Problem ab, dass
die Einsparung der Heizenergie
– einer gesellschaftlich löblichen
Maßnahme – von den Mietern
zu bezahlen ist und bisher noch
längst nicht beantwortet wurde,
warum gerade von ihnen. Denk-
bar wäre neben dem Staat oder
den Vermietern auch die Ener-
giewirtschaft als Kostenträger.

Beantwortet ist aber noch längst
nicht die Frage, wie denn ein ord-

nungsgemäßes Wärmegutach-
ten auszusehen und vor allem,
was es zu beinhalten habe. Wir
wollen hier nicht auf die physi-
kalisch-technischen Einzelhei-
ten eingehen wie auf die ent-
sprechenden Kenngrößen und
dergl. mehr, sondern auf die
grundsätzliche Situation. In der
Regel versuchen die Gutachten,
einen Ist-Zustand, der die Situa-
tion vor der Modernisierung wie-
dergeben soll, zu ermitteln, um
dann die Auswirkungen der
Dämmmaßnahmen einzuschät-
zen. Aus dem Vergleich der bei-
den Werte – vor und nach der
Sanierung – wird die Differenz
als Energiebilanz (Einsparung)
berechnet. Dies kann nicht aus-
reichen. Denn der Dämmmaß-
nahme ist nur in den seltensten
Fällen die gesamte Einsparung
geschuldet. In der Regel werden
nämlich auch nicht mietenwirk-
same Instandsetzungsmaßnah-
men bereits zu Energieeins-
parungen führen: Schadhafter
Putz, poröse und/oder feuchte
Außenwände etc. einer sanie-
rungsbedürftigen Fassade ver-

ursachen Verluste von Heizen-
ergie.

Ein ordnungsgemäßes Wärme-
bedarfsgutachten muss also
drei Positionen enthalten: 1. den
Ist-Zustand vor Modernisierung
und Instandsetzung, 2. die Si-
tuation nach ordentlicher In-
standsetzung und 3. schließlich,
die Auswirkungen der Dämm-
maßnahme. Die tatsächliche
Einsparung ergibt nur der Ver-
gleich der zweiten mit der dritten
Berechnung. Nur diese Diffe-
renz liefert den Heizkostenbe-
trag, der in seiner doppelten
Höhe für die Mieterhöhung
Grundlage darstellen kann.

AG UMWANDLUNG

Herr A. Paulus hat uns noch ein-
mal zum Thema Wärme-
dämmung geschrieben. Wir
danken ihm und hoffen mit der
Veröffentlichung einen kleinen
Beitrag zu einer längst überfälli-
gen Auseinandersetzung zu lei-
sten. Der Feststellung, dass „es
im Hinblick auf die Wärmedäm-
mung ... mehr Fragen als zuver-
lässige Antworten gibt“ ist un-
eingeschränkt zuzustimmen.
Das betrifft aber nicht nur die
Kosten für den Wärmeschutz,
die die Einsparungen nur um
das Doppelte übersteigen dür-
fen und das Problem, wem die
anzulasten sein sollten, son-
dern auch Sinn und Zweck der
Maßnahme selbst. Wir werden
zwei Aspekte dieses außer-
ordentlich fragwürdigen Kom-
plexes ansprechen, selbstver-
ständlich ohne irgendeinen An-
spruch auf Vollständigkeit. Im
Gegenteil, wir wünschten uns
weitere Beiträge z.B. auch über
Erfahrungen mit wärmege-
dämmten Wohnungen, um
durch verschiedene Wahrneh-

mungen und Überlegungen das
Gesamtbild deutlicher werden
zu lassen.

Sehr geehrte Kollegen,
im MieterEcho Nr. 282 haben
Sie meinen Beitrag „Die Dank-
barkeit hält sich in Grenzen“ ver-
öffentlicht. Der Kommentar
dazu veranlasst mich zu einer
Antwort. Offensichtlich wurde
mein Anliegen nicht verstanden.
Ich bin nicht nachträglich
empört, mir geht es auch nicht
um meine Kosten, die habe ich
nur als Beleg angeführt. Mir geht
es um das Gesetz und damit um
die Art und Weise der Bezah-
lung der Wärmedämmung über-
haupt. Ich frage mich, ist es
einem Vermieter überhaupt
möglich, einen Vollwärme-
schutz anzubringen in dessen
Ergebnis seine Mieter weniger
für ihre warme Stube bezahlen
als vorher? Wie soll das bei den
üblichen Preisen je m2 rechne-
risch möglich sein? Um mein
Anliegen deutlich zu machen,
frage ich weiter: Wenn ein Wär-

meschutz so gut wäre, dass der
Mieter überhaupt nicht heizen
müsste, was würde der einspa-
ren? Die Antwort lautet: Nichts!
Er hätte zwar keine Heizkosten
mehr, aber diese „Einsparung“
machen seine Kosten für die
teure Wärmedämmung (auch
wenn sie auf den i-Punkt mit den
Gesetzen übereinstimmt) wie-
der wett. Und da helfen m. E. kei-
ne Beratungen. Der Gesetz-
geber hat dem Mieter die Kosten
für die Wärmedämmung zuge-
schoben. Er vergoldet dieses
Geschenk an den Vermieter
noch, indem er die elfprozentige
Umlage auf unbegrenzte Dauer
der Grundmiete zuschlagen
darf. Dieses „Geschäft“ empört
mich. Zufällig fielen mir dieser
Tage weitere Publikationen zu
diesem Thema in die Hände. Sie
scheinen meine Auffassung zu
bestätigen, dass es in Hinsicht
auf die Wärmedämmung mehr
Fragen als zuverlässige Ant-
worten gibt. Das Gesetz in
Bezug auf die Wärmedämmung
scheint mir sowieso ein frag-

würdiges Konstrukt, wenn sich
seit Jahren Gerichte, Mieter und
Vermieter in allen Landesteilen
darüber streiten, wie es auszu-
legen sei. Ginge es tatsächlich
gerecht zu, müsste der Vermie-
ter die Wärmedämmung für sei-
ne Häuser bezahlen oder
wenigstens, nachdem die Wär-
medämmung von den Mietern
abgezahlt worden ist, die elfpro-
zentige Umlage wieder strei-
chen. Außerdem – und da be-
ziehe ich mich wieder auf den
Beitrag im MieterEcho – geht es
nicht um die Einsparung von
Heizkosten, wie Sie schreiben,
sondern um die Einsparung von
Heizenergie. Die aber dürfte ein
gesellschaftliches Anliegen
sein, für das der Staat Regelun-
gen finden müsste, die aber
nicht darin bestehen können,
dass Mieter den Privatbesitz
veredeln. Vielleicht unterliege
ich einem Denkfehler, um das zu
ergründen, habe ich den Beitrag
damals geschrieben.

Ich wünsche der Redaktion ein
gutes Jahr 2001!

Das ordnungsgemäße Wärmebedarfsgutachten

Die AG Umwandlung ist 
telefonisch unter 215 90 62,
per Fax: 216 85 15, postalisch
über BMG, Möckernstraße 92,
10963 Berlin oder durch 
e-Mail: bmg-ag@ipn.de
zu erreichen und bedankt sich
schon jetzt für die Beteiligung.

Die Dankbarkeit hält sich in Grenzen, Fortsetzung
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w e r t u n g s b e i l a g e
Eigentlich ist die geläufige Wär-
medämmung nur eine besonde-
re Art der Fassadensanierung.
Anstelle der üblichen Baumate-
rialien verwendet man an die
Wand geklebte Styroporplatten,
die in einem letzten Finish einen
Auftrag von Putz erhalten. Die
Fassade wird dadurch auf jeden
Fall etwas dicker und – so wird
behauptet – wärmeundurchläs-
siger. Das erste ist evident, das
zweite kann man Gutachten ent-
nehmen, die den Vorschriften
sehr seriöser DIN-Normen ent-
sprechen und mit technischen
Größen umherjonglieren, dass
einem jedem Laien so schwind-
lig werden muss, bis nur noch
gläubige Ehrfurcht übrigbleibt.
Ehrfurcht ist gut, doch Skepsis
ist besser. Und die ist unter
Fachleuten, gerade auch denen,
die im Dienste der Vermieter mit
so beeindruckend exakten
Kenndaten operieren, sehr aus-
geprägt.

Wir aber sind Laien und begin-
nen unsere kleine Betrachtung
strenggläubig hinsichtlich all der
wunderbaren Eigenschaften der
Außendämmung, die den Mieter
nach der Modernisierung erwär-

samte in der Wohnung erzeugte
Feuchtigkeit – das Mauerwerk
aufweichend – sammelt, noch
längst nicht beantwortet wer-
den. Die Erfahrung mit Ge-
ruchsbelästigungen in derart
modernisierten Wohnungen ha-
ben allerdings inzwischen viele
Mieter machen müssen. 

Unter Fachleuten ist weitgehend
unumstritten, dass das Mauer-
werk vieler Altbauten eine aus-
reichende Wärmedämmung
bietet. Gerade deshalb ist es so
besonders verwunderlich, wenn
immer wieder beobachtet wer-
den muss, wie auch denen das
mietpreissteigernde Styropor-
kleidchen verpasst wird. 

Wir werden dieses Thema in den
nächsten Heften weiter behan-
deln. Die obigen Anmerkungen
sind nur als ein erster Einstieg
gedacht und sollen unter ande-
rem betroffene Mieter dazu er-
muntern, ihre Erfahrungen mit
der Wärmedämmung, sowohl
hinsichtlich der Einsparung von
Heizkosten als auch eventueller
Veränderungen des Raumkli-
mas u.a.m. mitzuteilen. 
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men sollen. Wenn dann tatsäch-
lich, wie auch Herr A. Paulus zu
überlegen vorschlägt, eine
100%ige Wärmedämmung
gelänge, hätte das zur Folge,
dass man auch im Sommer hei-
zen müsste, weil dann in derar-
tig extrem isolierten Räumen
Wärme ebenso wie Kälte kon-
serviert bliebe? Sicherlich nur
ein Gedankenspiel. Es weist
aber in eine Richtung, die mehr
Bedeutung hat. Jede Dämmung
beeinträchtigt Zirkulation und
Austausch. Und zwar nicht nur
den unerwünschten Wärmeaus-
tausch, sondern auch den er-
wünschten der Feuchtigkeit.
Ähnlich wie in längst vergange-
nen Jahren Wohnungen, die mit
hermetisch schließenden Fen-
stern ausgestattet wurden, ein
sehr ungesundes Kleinklima
entwickelten und im Extremfall
zur Brutstätte von Schimmelpil-
zen wurden, lassen sich in sty-
roporgedämmten Häusern ver-
gleichbare Erscheinungen fest-
stellen. 

Allzu genau kann die Frage, was
denn eigentlich zwischen Tape-
te und Styroporplatte passiert
und ob sich dort nicht die ge-

Große Teile der Bestände der
Köpenicker Wohnungsgesell-
schaft sind instandsetzungsbe-
dürftig, das ist keine Frage.
Ebenso unstrittig dürfte sein,
dass die Mieter der KÖWOGE
einen Anspruch auf einen nor-
malen Wohnstandard haben. 

Den Aufforderungen der Mieter,
sich um die Instandsetzung zu
kümmern und Förderungen in
Anspruch zu nehmen, weil der
Komplex „Fontanehof“ – um den
geht es hier – städtebaulichen
Denkmalschutz genießt, kam
die KÖWOGE unlängst endlich
nach. Doch anders als es sich
die Mieter vorgestellt hatten,
verband das Unternehmen die
Instandsetzungen mit umlage-
fähigen Modernisierungsmaß-
nahmen. 

Über diesen Komplex wird in
den nächsten Ausgaben des
ME wahrscheinlich noch aus-
führlicher berichtet werden, das
ergibt schon eine ganz ober-
flächliche Prüfung der Moderni-
sierungsankündigung. In ihr fin-
det sich nämlich folgende Pas-
sage, die wir gerne allen Mit-

gliedern zur Kenntnis bringen:
„Nach Paragraph 541a BGB
sind Sie verpflichtet, notwen-
dige Instandsetzungsmaß-
nahmen in Ihren Wohnräu-
men und an dem von Ihnen
bewohnten Gebäude zu dul-
den. Sollten Sie sich gemäß
Paragraph 541b Abs. 2 BGB
im Zeitraum von zwei Mona-
ten nach Erhalt der Moderni-
sierungsankündigung nicht
dazu äußern, gehen wir davon
aus, dass Sie den Maßnah-
men in dem in der Moder-
nisierungsankündigung be-
schriebenen Umfang zustim-
men und den erforderlichen
Zugang zu Ihrer Wohnung
gewährleisten.“
Wovon die KÖWOGE nicht alles
ausgeht?! Sollten sich zufällig
Juristen an der Abfassung des
vielseitigen Werkes, aus dem
diese Passage zitiert wurde,
beteiligt haben, dann sei deren
inzwischen wohl recht ange-
staubte Rechtskenntnis hiermit
ein wenig aufgefrischt.
Nur unter Kaufleuten, also Men-
schen die nach den Vorschriften

des Handelsgesetzbuches
(HGB) miteinander verkehren,
kann eine unterlassene Äuße-
rung unter bestimmten Voraus-
setzungen als rechtverbindliche
Erklärung, sei es Zustimmung
oder Ablehnung, ausgelegt wer-
den. Allen anderen und das sind
sämtliche Mieter, ist nur das
zuzurechnen, was sie aus-
drücklich sagen oder schreiben.
Wenn also die Mieter der
Modernisierung in der vorlie-
genden Form zustimmen woll-
ten, dann bedürfte es ihrer aus-
drücklichen Erklärung. Aus
ihrem Schweigen eine Zustim-
mung konstruieren zu wollen,
mag zwar im Interesse der
KÖWOGE liegen, hat aber kein-
erlei rechtliche Bedeutung, stellt
nur eine ganz grobe Unver-
schämtheit dar. 

Ihr Zweck liegt auf der Hand. Die
Mieter geraten unter Druck, sie
fühlen sich zur Entscheidung
gedrängt, bevor sie dazu
womöglich überhaupt in der
Lage sind, und wenn sie es dann
versäumen, fehlt ihnen der Mut,
den Plänen der KÖWOGE ihre

eigenen Vorstellungen entge-
genzusetzen, weil sie glauben,
dass rechtlich bereits vollende-
te Tatsachen geschaffen wor-
den seien.

Man kann es gar nicht oft genug
betonen: die Mieterinteressen
sind den Interessen der
Eigentümer nicht untergeord-
net. Auch eine Modernisierung
ist ein Prozess, bei dem beide
Seiten zusammenzuwirken
haben. Doch kaum ein Eigentü-
mer verzichtet darauf, die ver-
meintlich unwissenden Mieter
durch falsche Informationen in
seinem Sinne, zu beeinflussen.
Dass selbst eine so große
Gesellschaft wie die KÖWOGE
zu derartigen Mitteln greift,
überrascht kaum, bestätigt nur
die Regel.

Die AG UMWANDLUNG würde
gerne die Erfahrungen anderer
Mieter mit „ihren“ Eigentümern
kennenlernen und gegebenen-
falls zu allseitigen Nutzen veröf-
fentlichen. Schriftliche Mitteilun-
gen sind willkommen aber
bereits ein Anruf genügt (Tel.
215 90 62).

Wärmedämmung, das unbekannte Wesen
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I m m o b i l i e n v e r w
Das Bankhaus Oppenheim Hermann Werle

Die Sal. Oppenheim jr. & Cie
Bank mit Sitz in Köln ist mit 1.212
MitarbeiterInnen und einer Bi-
lanzsumme von knapp 17 Mrd.
DM (1999) die größte deutsche
Privatbank. Sie blickt auf eine
über 200-jährige Tradition
zurück und genießt in Wirt-
schaftskreisen großes Vertrau-
en. Dieses Vertrauen ist dem
Umstand geschuldet, dass die
Bank keine strategischen Betei-
ligungen an Großunternehmen
hält. Sie beschränkt sich viel-
mehr auf die Analyse des Wirt-
schafts- und Börsengesche-
hens. Mit ihrer Tochtergesell-
schaft, der Oppenheim-Immobi-
lien-Kapitalanlagegesellschaft
mbH (OIK), unterhält die Bank
ein spezialisiertes Unterneh-
men auf dem „von Dynamik,
Neugründungen und Geschäfts-
erweiterungen geprägten Markt
für Immobilien-Spezialfonds“,
wie es in der Selbstdarstellung
heißt. Weiter heißt es dort: „Ei-
ne weitere Zielgruppe sind pri-
vate oder auch öffentliche Un-
ternehmen, die ihre Immobilien-
bestände oder doch Teile davon

kapitalisieren wollen, um durch
eine schlanke Bilanz Mittel für
die eigentliche Tätigkeit und zur
Steigerung des Unternehmens-
wertes (Shareholder Value) zu
erhalten.“ Ganz im Sinne der
Muttergesellschaft berät die Ge-
sellschaft ihre kapitalstarken
Kunden im Investment Banking,
bei der Vermögensverwaltung
und -vermehrung – ganz nach
dem Leitspruch des Bankhau-
ses: „Der eigentliche Wert eines
Vermögens ist die Unabhängig-
keit. Frei sein im Denken und
Handeln. Um diesen Wert zu er-
halten, muss er immer wieder
neu aufgestellt und neu ge-
schaffen werden. Unabhängig-
keit ist die Voraussetzung und
gleichzeitig das Ziel, das uns ge-
meinsam in eine gute Zukunft
führt.“

Diese gemeinsame, rosige Zu-
kunft hatten und haben wohl die
verantwortlichen Berliner Sena-
toren im Sinn, wenn sie sich das
Bankhaus Oppenheim wieder-
holt zu Hilfe holen, um städti-
sches Eigentum wie die Gehag
und jetzt die GSW zu verschleu-

dern. Für den früheren Bau-
senator Jürgen Klemann hat
sich diese Praxis als jetziges
GEHAG-Vorstandsmitglied ja
bereits in bare Münze umge-
setzt. Wenn also Vermögen Un-
abhängigkeit bedeutet, lässt
sich nicht der Rückschluss zie-
hen, dass Unvermögen Abhän-
gigkeit nach sich zieht. In diesem
Falle hätte das politische Unver-
mögen des Berliner Senats die
erfreuliche Konsequenz einer
größeren Abhängigkeit und des
Untergangs der verfilzten politi-
schen Eliten dieser Stadt. Das
Gegenteil ist leider die Realität.
Die sogenannte Unabhängigkeit
der Vermögenden wird sich
beim Verkauf der GSW, wie
schon am Beispiel der GEHAG
gesehen, in den Geldbörsen der
abhängigen ArbeiterInnen, An-
gestellten und Arbeitslosen wi-
derspiegeln, die weiterhin ihre
Mieten zu zahlen haben. Nach
einem Artikel der Berliner Zei-
tung vom 9. Januar 2001 wirbt
das Bankhaus Sal. Oppenheim
in einem vertraulichen Memo-
randum bei den potenziellen

Käufern der GSW mit einer enor-
men Gewinnaussicht, die sich
aus den bisher relativ niedrigen
Mieten bei der GSW ergäben.
„Bei rund 42% der Wohnungen
ließen sich die Mieten um bis zu
zwei Mark je Quadratmeter an-
heben. Bei weiteren 9,5% der
Wohnungen gibt es Spielraum
für eine Anhebung um drei bis
fünf Mark pro Quadratmeter. Bei
3,5% der Wohnungen lasse sich
die Miete sogar um mehr als fünf
Mark pro Quadratmeter monat-
lich heraufsetzen.“ Gleichzeitig
sei bei der GSW geplant durch
die Verringerung der Zahl der
MitarbeiterInnen von 578 auf
469 im Jahr 2010 die Kosten in
der Verwaltung zu senken.

Gewerkschaften, ArbeiterInnen,
Angestellte und MieterInnen
sollten den kommenden Neuei-
gentümer genau unter die Lupe
nehmen und bei Kündigungen,
Mieterhöhungen und anderen
Schikanen alle rechtlichen und
sonstige Mittel des gemeinsa-
men Protestes ausschöpfen, um
sich die eigenen Freiheiten nicht
weiter einschränken zu lassen.

Öffentlichkeit ist immer noch der beste Schutz!
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w e r t u n g s b e i l a g e
Marienburger Str. 39, zum Ersten

Marienburger Str. 39, 
zum Zweiten

Alfons Kleickmann ist einer der
beiden Geschäftsführer der Abiv
Immobilien GmbH, der die Mari-
enburger Str. 39 gehört. Von ihm
erhielten die Mieter im Dezem-
ber letzten Jahres ein Schreiben
mit folgendem Inhalt:

„Wir sind seit drei Jahren Ei-
gentümer des Hauses Marien-
burger Str. 39. Wie Ihnen be-
kannt ist, sollte das Haus zwi-
schenzeitlich verkauft werden.
Da der Kaufinteressent aller-
dings nicht in der Lage war, sei-
nen Verpflichtungen nachzu-
kommen – und somit wohl auch
niemals eine notwendige Sanie-
rung vorgenommen hätte – be-
findet sich die Marienburger Str.
39 weiterhin in unserem Besitz.
Für die Umsetzung der Moder-
nisierung benötigen wir finanzi-
elle Mittel, die zum Teil aus den
Verkäufen von Wohnungen be-
reitgestellt werden sollen. Daher
haben wir u.a. durch Annoncen
in der Tagespresse und eine Be-
ratung vor Ort erste Gespräche
mit Interessenten geführt, die

Im Februar 1999 erwarben MEBES & WULLINGER
das Haus Winterfeldtstr. 25 in Berlin Schöneberg.
Ziel: Umwandlung in Eigentum. 
Profit: Wenigstens 3 Mio Mark.

Seitdem läuft eine unglaubliche Kampagne zur
Mietervertreibung. Zweifelhafte Höhepunkte: 
Eine „Glatze“ mit Pitbull (ohne Leine, ohne
Beißschutz) wird vom Eigentümer engagiert,
tagelang durchs Haus zu streifen, um die Mieter
offensichtlich zu terrorisieren. Zusätzlich lässt der
Eigentümer – getarnt als Arbeiten an der 
Allgemeinbeleuchtung – im ganze Haus
Videowanzen installieren, um die Mieter und alle
Besucher schonungslos zu bespitzeln. 
An der Schwelle zum dritten Jahrtausend die
Methoden des DRITTEN REICHES?

Die Nachbarn aus der Winterfeldtstr. 31 haben sich
inzwischen mit den Mietern der Winterfeldtstr. 25
solidarisiert und auf ihrer Hauswand eine Fläche
zur Information der Öffentlichkeit zur Verfügung
gestellt. Zusätzlich informiert die Homepage der
Winterfeldtstr. 25 unter www.w25.de.

sich für das Haus und die Woh-
nung interessieren. Selbstver-
ständlich haben wir bisher noch
keine Wohnung verkauft!
Sie haben als Mieter ein gesetz-
liches Vorkaufsrecht für die von
Ihnen bewohnte Wohnung. Da-
her bieten wir Ihnen Ihre Woh-
nung zum Vorzugspreis an. Bei
einem persönlichen Gespräch,
in dem alle Einzelheiten mit Ih-
nen erörtert werden können,
werden wie Ihnen unser Ange-
bot im Detail erläutern. Einige
Wohnungen werden auf Grund
von Wohnungszusammenle-
gungen nach der Sanierung an-
dere Grundrisse und Größen
haben. In diesem Fall können wir
Ihnen auch eine andere Woh-
nung im Hause zu einem Vor-
zugspreis anbieten. ....“

Entwaffnend die Direktheit, mit
der Herr Kleickmann blauäugi-
gen Blickes als positive Ge-
schäftsstrategie verkündet, was
die AG UMWANDLUNG seit
Jahren zu skandalisieren ver-
sucht: Ja, so wird es heutigen-

Wer Briefe vom Eigentümer des
Hauses, in dem er wohnt, mit der
Nachricht, das Haus müsse mit
großem Aufwand an finanziel-
len Mitteln instandgesetzt und
modernisiert werden und dann
schließlich auch noch eine um-
fangreiche und sachlich ge-
wichtig erscheinende Moderni-
sierungsankündigung erhält,
fühlt sich leicht in die Defensive
gedrängt. Manch einer fragt
sich: Eigentum und Kapital ge-
nießen doch besondere Wert-
schätzung, kann man sich dar-
aus abgeleiteten Ansprüchen
überhaupt widersetzen? Ein
Gefühl der Hilflosigkeit stellt sich
ein. Zur Hilflosigkeit gibt es kei-
nen Grund. Man kann. Und man
sollte auch. Und warum man
sich von Kapital und Eigentum
nicht ins Bockshorn jagen las-
sen sollte, machen die Eigentü-
mer aus der Marienburger Str.
39 deutlich:

Im Oktober letzten Jahres un-
terrichteten sie die Mieter:

„...mit diesem Schreiben möch-
ten wir Ihnen mitteilen, dass
Frau Anett Ebert, Herr Roy Le-
werenz, Herr Bröcker sowie al-
le weiteren Personen, die im Na-
men von Frau Ebert und Herrn
Lewerenz auftreten, ab dem 24.
Oktober 2000 mit Hausverbot
belegt wurden. Die vorgenann-
ten Personen haben sich Ihnen
gegenüber fälschlicherweise
als neue Eigentümer bezie-
hungsweise als neue Hausver-
walter ausgegeben....“

Aha, der Deal hat nicht geklappt!
Dabei ist für uns vollkommen
unerheblich, an wem es gele-
gen hat. Warum aber die Ge-
schäftsinteressen dieser „feinen
Leute“, die sich dann hinterher
mit Hausverboten belegen, ir-
gendeine kleinmütig machende
Wertschätzung genießen sollte,
ist doch sicherlich nicht einzu-
sehen.

tags gemacht. Man kauft eine
Immobilie, hat selbstverständ-
lich gar nicht das erforderliche
Kapital, versucht zunächst den
schnellen Deal und den mittle-
ren Profit durch Weiterverkauf
zu realisieren und entschließt
sich, wenn das nicht klappt, die
Modernisierung selbst durchzu-
führen. Wobei man meint, sich
die erforderlichen Mittel durch
den vorgezogenen Verkauf von
einzelnen Wohnungen beschaf-
fen zu können. Herr Dipl.-Ing. Al-
fons Kleickmann und sein Part-
ner (womöglich auch Studien-
kollege) Dipl.-Ing. Ulrich Wür-
minghausen können darin
nichts Anstößiges finden. Wie
sollten sie auch? 

Wenn aber Alfons und Ulrich, die
geschäftstüchtigen Diplominge-
nieure, darüber hinaus meinen,

sie könnten die Grundrisse ver-
mieteter Wohnungen zur Dispo-
sition stellen und damit nach
ihrem Gutdünken verfahren,
dann gehört ihnen nachhaltig
klar gemacht, dass sie damit den
Nachweis einer Wohnwertver-
besserung zu führen haben. Ei-
nen Beweis, den sie nie zu er-
bringen in der Lage sein werden.
Zu dieser – letztendlich auch für
Alfred und Ulrich realitätsge-
rechten und daher positiven –
Erfahrung können Ihnen aber
nur die Mieter verhelfen. 

Die Mieter der Marienburger Str.
39 scheinen dazu entschlossen
und auch fähig. Wir drücken die
Daumen und werden weiter be-
richten – und falls nötig auch Un-
terstützung leisten.

AG UMWANDLUNG
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Menschen wohnen schon seit
langem in zum Wohnen ausge-
bauten Fabriketagen, in Lauben,
Hausbooten und Wagen. So
auch in Berlin. Das erste Wa-
gendorf Berlins entstand 1986
hinter dem Georg-von-Rauch-
Haus in Kreuzberg SO 36. Die
Wagenburgen am Potsdamer
Platz, an der Waldemarstraße,
das Wagendorf Schillingbrücke,
die Wagenburg an der East-Si-
de-Gallery sind inzwischen Ge-
schichte. Im Moment gibt es
noch über zehn Wagendörfer in
der Stadt. Die Räumung der Wa-
genburg an der East-Side-Gal-
lery markiert einen Wendepunkt
in der Politik des Senats gegen
diese Wohn- und Lebensform.
Im Vorfeld verstärkte sich der
Druck gegen Randgruppen und
soziale Minderheiten an vielen
Stellen im Zentrum der Stadt. Fi-
xerstuben wurden geschlossen,
Punks und Obdachlose wurden
vertrieben. Die Wagenburg an
der East-Side-Gallery wurde
zum Auffangbecken für soziale
Probleme der Stadt. Skandal-
meldungen der Sensationspres-
se ließen nicht lange auf sich

warten. Das Bild experimentel-
ler Wohnformen allgemein erlitt
dadurch kaum wiedergutzuma-
chenden Schaden. Deshalb
werden heute, selbst auf lange
Sicht leerstehende Brachflä-
chen unterschiedslos sofort – in-
nerhalb weniger Stunden – mit
massivem Polizeieinsatz ge-
räumt. Das ASOG (Allgemeines
Sicherheits- und Ordnungsge-
setz) ermächtigt die Polizei auch
ohne Aufforderung des Eigentü-
mers vorzugehen. 

Runde Tische 
ohne Erfolg

Die BewohnerInnen der Wagen-
burg „Laster & Hänger“ hatten
auf der Fläche am Friedrichs-
hain ein gutes Verhältnis mit den
Anwohnern. Sie mussten die
Fläche verlassen, da die Dorint-
Gruppe dort ein Hotel-Projekt für
160 Millionen Mark baut. An
„Runden Tischen“ gab es immer
wieder Lippenbekenntnisse sei-
tens der zuständigen Politiker.
Man sehe kein Problem, und es

habe ja in der Vergangenheit
auch keine Probleme gegeben.
Aber eine Ersatzfläche, so sei
mit Bedauern festzustellen, ge-
be es nicht. Im Anschluss an die-
se ergebnislosen Gespräche
begannen die BewohnerInnen,
den zuständigen PolitikerInnen
mögliche Flächen im Bezirk
durch bisher vier Umzüge auf-
zuzeigen. So wurde das Gelän-
de des seit zehn Jahren leerste-
henden Feierabendheims an
der Erich-Weinert-Straße/Ecke
Prenzlauer Allee für eine kurze
Zeit bis zur Räumung genutzt.
Desweiteren stand ein Mauer-
streifengrundstück an der
Schwedterstraße/Gleimstraße
auf der Plätzeliste der Bewoh-
nerInnen. Den Anwohnern
wären die Wagen neben dem
dortigen Kinderbauernhof, inte-
griert in die dort entstehende
Grünfläche willkommen. Auch
auf diesem Gelände wäre eine
Zwischennutzung problemlos
möglich gewesen. Mit diesen
Tatsachen konfrontiert sagte der
Bürgermeister von Prenzlauer
Berg, Theaterwissenschaftler
Reinhard Kraetzer, auf die An-

fragen der Bewohner: „Ein kla-
res Nein.“ Weiter brauche er sich
seiner Meinung nach nicht zu
rechtfertigen, da er den „Runden
Tisch“ ansonsten verlassen wür-
de.

Wagenburg
sucht neuen Platz

Nach drei Besetzungen im
Prenzlauer Berg stand nun zu
Silvester der neue Großbezirk
Friedrichshain/Kreuzberg auf
dem Programm der „Menschen
im Augenblick äußerster Erre-
gung e.V.“, wie sich der Verein
der „Laster & Hängerwagen-
burg“ bezeichnet. Auch hier be-
endeten die „Ordnungshüter“
die Nutzung der Brache an der
Revaler Straße/ Ecke Moder-
sohnstraße, auf der die Bewoh-
nerInnen mit über 200 Unter-
stützerInnen in das neue Jahr
feierten. So begannen sie das
neue Jahr ohne Stellplatz und
damit ohne Wohnraum, denn
„das Lagern und Nächtigen“ auf
der Straße ist seit 1935 in
Deutschland verboten, und stellt
eine „Sondernutzung öffentli-
chen Straßenraums“ dar, die im
Fall von Wagenburgen nicht ge-
nehmigungsfähig ist. Im neuen
Jahr werden die BewohnerIn-
nen, wie auch im letzten Jahr mit
einer Mahnwache auf ihr Pro-
blem aufmerksam machen, ob-
wohl ihnen das „Wachen“ vom
Oberverwaltungsgericht nur von
8.00 bis 18.00 Uhr gestattet ist.
Die Strategie des Innensenats,
die Gruppe der Wagenburgler-
Innen durch stetige Bewachung
und Kontrolle zu zerschlagen, ist
noch nicht aufgegangen. Die
Berliner Linie verbietet jeglichen
„Neuzuzug“ in einen der beste-
henden Wagenplätze sowie jeg-
liche Neubildung eines Wagen-
dorfes.
Die BewohnerInnen und ihre
UnterstützerInnen fordern die
Beendigung dieser veralteten
Politik, und einen neuen Platz für
die „Laster & Hänger“. Alternati-
ve Lebensformen brauchen ei-
nen Platz, gerade in der von den
Verantwortlichen gern als „Me-
tropole mit Herz“ dargestellten
Stadt.

»SchönerWohnen« in der Innenstadt 
Alternative Wohnformen haben in Berlin Geschichte

Bezirkskorrespondenz

Wohnwagen der „Laster & Hänger“-Wagenburg
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Zum 26.10.00 hatte die AG Kiez-
entwicklung in die Zille-Schule
eingeladen. Thema: Psycho-
sekte „Humanistische Bewe-
gung“ (Herausgeber der „Fried-
richshainer Ansichten“) in Fried-
richshain.
Die Veranstaltung hatte nicht
den gewünschten Erfolg. Einige
geladene Gäste sagten ab. Die
Sektenbeauftragten des Senats
arbeiten derzeit an Scientology,
die kath. Kirche zieht gerade um
und konnte sich nur ungenü-
gend vorbereiten, die ev. Kirche
konnte den Termin auch nicht
möglich machen, die Humanisti-
sche Union hatte keine freien
Kapazitäten wegen einer gro-
ßen Veranstaltung zur Abschie-
behaft im Haus der Demokratie,
die Mitarbeiterin vom Bezirks-
amt sagte einen Tag vorher ab
(die unterstützenden Stadträte
sind beide derzeit nicht im Amt)
und die BürgerInnen aus Prenz-
lauer Berg hatten Angst in der
Öffentlichkeit aufzutreten.
So traf sich eine Runde mit Ex-
perten, interessierten Bürgern
und Gewerbetreibenden und ei-
nem freien Journalisten. Es folg-
te ein kurzer Abriss über die „HB“
in Berlin vom Religionswissen-
schaftler Markus Wende, der
sich für kurze Zeit anwerben
ließ.
1974 ließ sich die Sekte in Moa-
bit nieder, gründete ein „Nach-
barschaftszentrum“ in der Turm-
straße und gab die Zeitung
„Mach Mit“ heraus. Nebenan
saß der Sektenbeauftragte der
kath. Kirche und der machte ge-
gen die Sekte mobil. Sie ver-
schwanden wieder.
1984 folgte die vorerst letzte Um-
firmierung von „Gemeinschaft“
in „Bewegung“ und man grün-
dete europaweit Parteien unter
grünem Label. 
1986 traten sie in Schöneberg
und Neukölln auf und machten
die „Schöneberger Rundschau“
und die „Neuköllner Wandzei-
tung“. Neue Mitglieder rekrutier-
ten sie bevorzugt bei den Stu-
denten. 
Das Schema ist bei allen ver-
steckten Sekten ähnlich. Sie
locken mit Umfragen, die auf ört-
liche Themen zielen und die frei-
willig gegebenen Rufnummern
und Adressen nutzt die „HB“ für

ihre Terrormethoden. Unwis-
sentlich geriet z. B. die „Christ of
church“ an die Nummer der Sek-
tenbeauftragten des Senats. Sie
wurde innerhalb von 2 Wochen
32 mal angerufen. 

Erst wird ein Gefühl von Ver-
trauen und Freundschaft ent-
wickelt, dann folgt eine Psycho-
analyse über die Aufarbeitung
von Gewalterlebnissen (Prügel
in der Jugend, Mobbing am Ar-
beitsplatz etc.). Kader erzählen
den Leuten, dass sie nichts wert
sind – bis einige Heulkrämpfe
bekommen – aber sie haben ei-
ne Chance, was dagegen zu tun,
nämlich als Mitglied der Sekte
und durch Teilnahme an teuren
Seminaren. Es gibt verschiede-
ne Formen der Beeinflussung.
Eine z. B. ist, die neuen Mitglie-
der in einen abgedunkelten
Raum mit meditativer Musik zu
stecken und Geschichten zu er-
zählen wie z.B.: Du befindest
dich in einem dunklen Tunnel mit
Dreck und Spinnen – dann
taucht eine Lichtkugel auf (Fi-
xierung auf den inneren Führer
/ Silo), der du folgen musst, um
zu einem Bergsee mit Sonne
und Vögeln zu gelangen. Silo –
der große Guru der „HB“, gibt als
Geburtsdatum den 06.01.38 an,
den Tag der Geburt des Mes-
sias. Der Guru Moon (Moon-
Sekte) z. B. änderte sein wahres
Geburtsdatum auf eben diesen
Tag um. 

Nach eigenen Angaben ist die
„HB“ in 77 Ländern aktiv mit ei-
ner Mitgliederzahl zwischen ver-
mutlich 22.000 bis 24.000 Men-
schen. Die Stadtteile, in denen
die Sekte aktiv wird, werden in
der argentinischen Zentrale aus-
gesucht und das Auftreten vor-
bereitet, bis zur Vorgabe des
Layouts für Stadtteilzeitungen.
(Entspr. Unterlagen liegen dem
Religionswissenschaftler vor.)
Außerdem ist ihr Kredo: Jegliche
Regierung ist korrupt. Jeder, der
gegen die Sekte arbeitet, ist Ver-
treter des Regimes. Ziel ist die
politische weltweite Macht mit
ihrem stark antidemokratischen,
hierarchischen System. Die
Sekte unterscheidet zwischen
Mitgliedern und Mitläufern. Mit-
läufer sind z. B. in der Regel die
freiwilligen Zeitungsmitarbeiter,
die beäugt werden, ob potentiel-

le neue Mitglieder unter ihnen
sind. In dieser Stufe kann jeder
noch einfach aussteigen. Die
einzige Möglichkeit aufzustei-
gen, zu einem „brauchbaren Mit-
glied der Gemeinschaft“ zu wer-
den, ist das Anwerben neuer Mit-
glieder.
Seit 1985 hat die Sekte wahr-
scheinlich 3 bis 4 Mio. DM in Ber-
lin investiert. Aus vielen Bezir-
ken sind sie rausgeflogen (in
Prenzlauer Berg und Friedrichs-
hain noch nicht).
Die Mitglieder müssen sich nach
außen verstellen (grün-alternati-
ves Auftreten) und erleben nach
innen das Gegenteil (nicht öf-
fentliche hierarchische Füh-
rungsstrukturen). Normalerwei-
se halten Menschen diesen Wi-
derspruch nicht lange durch.
Dies berichten auch immer wie-
der Aussteiger. Vermutlich ist
deshalb auch kein wirkliches
Wachstum der Sekte zu ver-
zeichnen. Aber der Idealismus
muss anders sein als die Ziele.
Das Weltbild ist in sich ge-
schlossen und hält die Leute bei

der Stange. Wer bei Scientology
eintritt, weiß worauf er sich ein-
lässt, wer Mitglied bei der „HB“
wird, weiß es meistens nicht.
Dann kommt es darauf an, den
Absprung rechtzeitig zu schaf-
fen oder in die Psychomühlen
der Sekte zu geraten.
Welche Fragen müssen wir uns
und ihnen stellen? 
Warum tarnen sie sich? (Sie
schaden damit sehr den seriö-
sen Vereinen). Wie passt der
Mystiker (eigene Aussage) Silo
zum Humanismus? Soll man die
Sekte überhaupt ernst nehmen?
Ist sie nicht zu klein und un-
wichtig? Wertet man sie auf,
wenn man sich mit ihr inhaltlich
beschäftigt? Wenn die Sekte so
humanistisch und grün-alterna-
tiv ist, warum fand dann die spa-
nische Polizei bei der Durchsu-
chung der Zentrale in Madrid
Waffen, Hakenkreuze und Ähn-
liches? Wie vertragen sich hier-
archische, faschistoide Struktu-
ren nach innen mit demokrati-
schem Auftreten nach außen?
Wie finanzieren sie sich (Beiträ-

Infoveranstaltung zur „Humanistischen
Bewegung“ in Friedrichshain

Offener Brief von UBI Mieterladen e. V.
und Die Hängematten e. V.

an das Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg
09.01.2001

Sehr geehrte Damen und Herren,

seit ca. zwei Jahren ist das Bezirksamt darüber informiert, dass es sich
bei den Machern der Zeitung „Humanistische Bewegung“ um eine alt-
bekannte Psychosekte handelt. 
Es ist bereits unverständlich, dass Vereine und Gewerbetreibende mit
einem eher links-alternativem Hintergrund dieses Medium nutzen und
somit die Sekte in der Öffentlichkeit akzeptabler machen.
Völlig unverständlich ist jedoch, dass selbst das Bezirksamt keine Hem-
mungen hat, die Psychosekte als festen Bestandteil Friedrichshainer
Strukturen zu legitimieren. Dies ist auch insofern nicht hinzunehmen, als
in der Vergangenheit durch ehemalige Stadträte eine Unterstützung un-
serer Bürgeraufklärungsarbeit zugesagt und umgesetzt wurde. So wur-
den z. B., nach Bekanntwerden, sämtliche Zeitungsexemplare umge-
hend aus Friedrichshainer Bibliotheken entfernt.
Wie verhält sich zukünftig das Bezirksamt gegenüber der „Humanisti-
schen Bewegung“? Wenn es sich nicht um eine Legitimation der Psy-
chosekte handelt, wovon wir ausgehen, wie wird dieser Umstand rich-
tiggestellt?
Welche Möglichkeiten sieht das Bezirksamt zukünftig die aufklärende
Arbeit von Bürgern im Bezirk zu unterstützen? Ist das Bezirksamt dazu
überhaupt bereit?

Mit freundlichen Grüßen

Heike Weingarten/UBI Mieterladen e. V.
Dieter Hoch/Die Hängematten e. V.

Bezirkskorrespondenz

UBI Mieterladen e.V. 
Die Hängematten e.V.
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Die Wohnungsbaugesellschaft
Friedrichshain (WBF) möchte of-
fensichtlich mit dem Kaufmann
Gijora Padovicz eine Gesell-
schaft gründen, um Wohnungen
aus dem WBF-Bestand zu über-
führen.

Der UBI Mieterladen e. V. hat als
Bezirksgruppe Friedrichshain
der BMG in diesem Zusammen-
hang bereits einige Mieter der
M.a.r.l.a.n.d.-Hausverwaltung
(Padovicz) beraten und Veröf-
fentlichungen in Vereinszeitun-
gen (MieterEcho und Bänsch-
Echo) durchgeführt. Denn es
bestand und besteht auch wei-
terhin Grund für die Annahme,
dass hier nicht in Mieterinteres-
se gehandelt wird. Aus Gründen
des Schutzes von Mietern ver-
zichten wir im Folgenden auf Na-
mensnennungen. 

Angefangen hat es im Januar

1999. Seinerzeit wurden die Be-
wohner des Hauses Kreutziger-
straße 12 per Hausaushang in-
formiert, dass sie innerhalb von
fünf Tagen wegen akuter Ein-
sturz- und Brandgefahr von Trep-
penpodesten und Schornstein-
abzügen das Haus zu räumen
hätten. Die Bewohner selbst hat-
ten bereits die Kellerdecke mit
Balken abgestützt (Protokollno-
tiz des Bauaufsichtsamtes Fried-
richshain vom 17.09.98). Eine
akute Gefahr bestand also nicht
mehr, der Eigentümer wollte le-
diglich das Haus leeren.

Schließlich hatte er es auch mit
besonderen Mietern zu tun. Die-
se wollten nämlich ursprünglich
das Haus über eine Genossen-
schaft kaufen. Die WBF ver-
äußerte jedoch an Padovicz,
dem auch die Nummer 13 gehört
und der Anteile an der Nummer

11 hält. 
Padovicz kündigte sofort Bauar-
beiten an, die die beauftragte An-
wältin Gesa Schulz per Einst-
weiliger Verfügung stoppen woll-
te. Dem zuvorkommend teilte die
Hausverwaltung M.a.r.l.a.n.d.
überraschend mit, dass die Ar-
beiten verschoben werden. Mit
Hilfe von der ASUM (MieterIn-
nenberatung für Sanierungsbe-
troffene) sollte eine einvernehm-
liche Lösung gefunden werden.
Beauftragt wurde dann Rechts-
anwalt Bernd Häusinger, die Ver-
handlungen für die Bewohner zu
führen. Auch Ralf Hirsch (Sen-
BauWohn) wohnte den Ver-
handlungen bei. 
Über die Zeit hinweg wurde allen
Vorgaben der Bewohner durch
Padovicz zugestimmt. So stellte
R. Hirsch fest, dass es für Berlin
einzigartig ist, dass Bewohner
für öffentlich geförderten Wohn-
raum ein Belegungsrecht für
Neuvermietung haben. Dabei
konnte der Hausverein (nur Sei-
tenflügel und Hinterhaus) diesen
Passus bereits in dem Vertrag
mit der WBF vorweisen. 
Die Verhandlungsrunden liefen
oft wie folgt ab: Die Bewohner
trugen ihre Anliegen vor. Der An-
walt und Padovicz verließen kurz
den Raum und dann wurde sei-
tens Padovicz zugestimmt. Dies
lässt vermuten, dass der Anwalt
wohl noch einiges mehr als wir
wusste.
Da sich bereits 1998 Anfragen
ratsuchender Mieter der
M.a.r.l.a.n.d.-Hausverwaltung
im UBI-Mieterladen gehäuft hat-
ten, wurden mit einigen Bewoh-
nern von Padovicz-Häusern in
Kreuzberg, Prenzlauer Berg und
Friedrichshain gemeinsame
Treffen organisiert. Im Rahmen
ihrer Recherchen stellten sie
fest, dass das Auftreten und Ver-
halten von Padovicz gekenn-
zeichnet war von nicht vorhan-
dener Kommunikationswilligkeit,
Nichtreaktion auf Mängel,
falschen Betriebskostenabrech-
nungen bis zu diversen Kündi-
gungen. Einer Sanierung voraus
ging fast immer eine fehlerhafte
Modernisierungsankündigung.
Es sollte effektiv und schnell ent-
mietet werden. Ersatzwohnraum
war in vielen Fällen nicht äqui-
valent und wurde teilweise sogar
unter Vortäuschung falscher Tat-
sachen angeboten. So wurde ei-
ner Mieterin aus der Boxhagener
Straße eine Endumsetzwoh-
nung mit unbefristetem Mietver-
trag in der Gubener Straße ver-
sprochen, aber die Mieterin er-
fuhr durch Erkundigungen im
Bezirksamt, dass für dieses

Haus der Stichtag für die Verga-
be von unbefristeten Verträgen
bereits vorbei war, da auch hier
eine Sanierung vor der Tür
stand. 
Auch blieben Nachfragen von
Mietern bei der M.a.r.l.a.n.d.-
Hausverwaltung oft erfolglos.
War doch jemand zu erreichen,
kam es seitens der Hausverwal-
tung bisweilen zu haarsträuben-
den Beschimpfungen. In der
Stargarder Straße minderte ein
Mieter aufgrund einiger Mängel
über einen längeren Zeitraum
die Miete. Anstatt einer Mängel-
beseitigung erfolgten sechs frist-
lose Kündigungen und dies ob-
wohl Padovicz am 25.11.99 in ei-
nem Sechs-Augen-Gespräch
(Baustadträtin Albinus-Kloss,
Wohnungsausschussvorsitzen-
de Heike Weingarten und Ei-
gentümer Gijora Padovicz)
äußerte, dass Kündigungen we-
gen berechtigter Mietminderun-
gen ausgeschlossen, da sie
rechtlich und finanziell für die
Verwaltung nicht zu vertreten
seien. Im Gegenteil, man suche
sogar einvernehmliche Lösun-
gen mit den Mietern – in allen
Fällen. Doch leider sprechen die
Tatsachen eine andere Sprache.

Probleme hatte Padovicz aber
nicht nur mit „seinen Mietern“.
Dubios ist auch, wie er zu vielen
Häusern gekommen ist. Familiä-
re anwaltliche Beziehungen
(Frau Padovicz) ließen wohl Ein-
blicke in Grundbuchakten zu.
Adressen von Rückübertragun-
gen an jüdische Bürger wurden
gesammelt. Eine Reise nach Is-
rael schloss sich an. Durch das
Aufkaufen der Ansprüche ist Pa-
dovicz zu einer unbekannten An-
zahl an Häusern gelangt. Die
WBF veräußerte auch an seine
Unternehmensgruppe. Interes-
sant in diesem Zusammenhang
ist die Bewerbung seines Vaters
um den Vorsitz der jüdischen Ge-
meinde Berlin. Aus internen
Kreisen ist uns bekannt, dass
ihm auf Grund der Tätigkeiten
des Sohnes dieses Amt wohl ver-
wehrt bleiben würde.
Vermutlich besitzt Padovicz
schon über 2000 Häuser in Ber-
lin. Häuser in denen die Sanie-
rungsarbeiten weiter gehen,
auch wenn andere Firmen seit
1998 ihre Arbeit niederlegten,
weil sie nicht bezahlt wurden. 
Der Weg ist immer der gleiche:
möglichst schnelle Entmietung,
bei der Sanierung „Pfusch am
Bau“ und baldiger Verkauf. Inter-
essant ist in diesem Zusammen-
hang, dass die uns bekannten
Häuser mit öffentlichen Geldern

Ein „Ehrenmann“
für die Wohnungs-
baugesellschaft
Heike Weingarten

ge und Gewerbeanzeigen brin-
gen nur einen kleinen Teil)? Ist
die „Humanistische Partei“ ver-
fassungsfeindlich, weil sie auf-
ruft die Regierung abzuschaf-
fen?

Fazit:

Die Experten würdigten die ru-
hige, sachliche Herangehens-
weise der AG Kiezentwicklung
und die aufklärerische Arbeit.
Sie zogen Parallelen in andere
Bezirke und stellten fest, dass
die Gewerbetreibenden nicht
anders reagieren als im Prenz-
lauer Berg. Ihnen ist egal, wo sie
eine Anzeige schalten, Haupt-
sache preiswert. Ähnliches gilt
für die Veröffentlichung von Ver-
einen. Auf der einen Seite dis-
tanziert man sich von der Sekte,
auf der anderen nutzt man die
Verbreitungsmöglichkeit. Wir
sind uns darüber einig gewor-
den, dass wir auch zukünftig
sachlich über die Hintergründe
der „Humanistischen Bewe-
gung“ aufklären, egal wie viele
Lügen sie über uns verbreiten.
Einige halten es für bedenklich,

dass ein Anhänger der Sekte im
Kiezcafé der Landesbetroffe-
neninitiative wohnungsloser
Menschen arbeitet, das über-
wiegend sozial benachteiligte
Menschen nutzen. Die Experten
haben zugesichert, uns zu un-
terstützen. Wir hoffen, dass sich
das Bezirksamt mehr als bisher
einbringt. 
Werner Schulz vom Humanisti-
schen Verband hat Materialien
bereitgestellt. Wer Interesse hat,
erhält im Mieterladen das Infor-
mationsblatt „Wie erkenne ich ei-
ne Sekte“ der Senatsverwaltung
und/oder das Buch „Siloismus“
von Markus Wende für 3,80 DM
Schutzpreis – so lange der Vor-
rat reicht. Ein Ansichtsexemplar
heben wir natürlich auf.

Veröffentlicht in der Kiezzeitung
„Bänsch-Echo“, Ausgabe 82, 12/00-
01/01.
Anm. der Redaktion:
Das o.g. Buch „Siloismus“, Autoren
Markus Wende und Felix Weiland,
ist in der Reihe „Humanismus aktu-
ell“ von Werner Schulz im Auftrag
des Humanistischen Verbandes
Deutschlands herausgegeben wor-
den; ISBN 3-928366-09-2.

Bezirkskorrespondenz
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Mieterladen Kreutzigerstraße 23
BG Friedrichshain der BMG, Heike Weingarten

Das Haus Kreutzigerstr. 23, Eigentümer Selbstverwaltete Ostberli-
ner GenossInnenschaft (SOG) befindet sich in Sanierung durch
Selbsthilfe. Auch der Mieterladen wird von der Sanierung nicht ver-
schont werden. Eine Heizung haben wir bereits seit dem Novem-
ber 1999 – erstmals seit 10 Jahren müssen wir und die ratsuchen-
den Mitglieder im Winter nicht frieren! Von der Sanierung wird der
größte Teil im April oder Mai abgeschlossen sein und dann wird ei-
ne neue Eingangstür den Weg in den Mieterladen weisen, Elektrik
und Wände werden vorzeigefähig sein und uns wird ein Internet-
anschluss zur Verfügung stehen. Mit Zugriff auf die Internetseiten
der BMG kann dann die Beratung qualifizierter durchgeführt wer-
den, worauf wir uns schon freuen. Parallel dazu wird die kleinste
Galerie von Friedrichshain eröffnet, Gespräche mit namhaften Pho-
tografen werden dazu bereits geführt.
Während der „Extrembauphase“ wird es nötig sein, zeitweise die
Räumlichkeiten zu verlassen, da der Fußboden neu verlegt wird, ei-
ne Wand aufgestemmt werden muss und auch die Deckenbalken
nicht verschont bleiben werden. Die Beratung wird dann kurzfristig
in das Nachbarhaus Nr. 22 verlegt, welches ebenfalls einer Ge-
nossenschaft gehört und dessen Sanierung jedoch schon abge-
schlossen ist. An dieser Stelle schon im voraus Dank für das Asyl.
Wer mehr über uns erfahren oder sich mit seinen Ideen einbringen
will, kann Kontakt über E-mail: mieterladen@gmx.de aufnehmen.
Wir sind für fast alle „Schandtaten“ zu haben. So planen wir derzeit
die „Kieler Tage“. Nach der Sanierung sollen Photos und ein Video
– mit entsprechenden Hintergrundinformationen über Instandbe-
setzungen in Kiel und warum ein Politiker seinen Hut nehmen mus-
ste – gezeigt werden.
Bei uns trifft sich auch zweimal im Monat der Fun-Sport-Verein
„Sportsfreunde der Sperrtechnik“, die auf unseren Kundgebungen
ihre Kunst präsentierten.
Wir sind dabei, uns zu einem Kiezladen zu entwickeln, der mit Ihrem
Engagement wachsen kann. Gefragt sind Bürgerinitiativen, vor-
nehmlich welche aus der Nachbarschaft oder welche, die sich mit
dem Thema Wohnen beschäftigen. 
Wer ein klein wenig mehr über uns erfahren will, kann dies dem-
nächst auch über das Internet tun, unter www.ubi-mieterladen.de .
Dies wird uns ermöglicht mit der Unterstützung von Achim Arzt (Li-
dos Berlin) und einem Jugendprojekt „Profan ? an die Schulen“, das
wir durch Kontakte mit auf den Weg brachten. Es gibt viel zu tun.
Versuchen Sie es mit uns?

Unabhängige BürgerInitiative Mieterladen e. V.
Kreutzigerstraße 23 · 10247 Berlin
www.ubi-mieterladen.de
e-mail Bürgerinitiative: mieterladen@ubi-mieterladen.de
e-mail Kiezzeitung: baensch-echo@ubi-mieterladen.de
Mietberatung: Montag 18 – 20 Uhr, Donnerstag 19 – 20 Uhr

Kooperationspartner der Berliner MieterGemeinschaft e. V.
Möckernstraße 92 · 10963 Berlin 
Telefon: 216 80 01 · www.bmg.ipn.de

Gründungsmitglied der AG Kiezentwicklung Friedrichshain
Treffen jeden 1. Mittwoch / Monat
RAW Revaler Straße 99, Tor 2, 
„Küste“, linkes Gebäude, unten rechts

saniert werden (Soziale Stadter-
neuerung). Weder die IBB noch
das Bezirksamt scheinen die Sa-
nierungsabschnitte wie vorge-
schrieben eingehend geprüft zu
haben, denn immer gibt es eine
Weiterförderung der Maßnah-
men.
Nach Aussage von Mietern der
Gubener Straße 45 (Sanie-
rungsgebiet Warschauer Stra-
ße) erklärte die damals zustän-
dige Mitarbeiterin der ASUM an-
scheinend, dass Grundrissver-
änderungen duldungspflichtig
seien, das sollte wohl die Mieter
dazu animieren, der Modernisie-
rungsankündigung zuzustim-
men und auszuziehen. Eine un-
kritische, fehlerhafte Beratung
könnte im Interesse von Vermie-
ter und Sanierungsbeauftragten,
die Sanierung schnell über die
Bühne zu bringen, erfolgt sein.
In dem Eckhaus Grünberger
Straße/Gärtnerstraße kündigte
Padovicz teils nichtgenehmi-
gungsfähige Modernisierungen
an, und die zu erwartende neue
Miete sollte über der zulässigen
Miete im Milieuschutzgebiet lie-
gen. Das Bezirksamt wurde in
Kenntnis gesetzt.
In der Boxhagener Straße 86
sollten per Mieterhöhung sogar
Mieten von bis zu ca. 1,50 DM
über dem Mietspiegel erzielt
werden. Die betroffene Mieterin
war Anfang Dezember 2000 in
unsere Beratungsstelle gekom-
men.
Sanierungsziele und Milieu-
schutzsatzung interessieren
Herrn Padovicz wohl wenig,
wenn er mit Finanzierung durch
das Land Berlin auch noch größt-
möglichen Profit an den Mietern
erzielen will. 
In der Simon-Dach-Straße 7
nimmt diese Vorgehensweise
bei einem Gewerberaum merk-
würdige Formen an. Hier liegt ei-
ne, unseres Wissens nach, noch
neue Symbiose vor. Eigentümer
des Hauses im Sanierungsge-
biet „Warschauer Straße“ ist Pa-
dovicz. Die Verwaltung hat hier
aber nicht eine seiner Firmen,
sondern die Faktor-Hausverwal-
tung. Diese wiederum gehört
Thilo Tragsdorf, der die Firma
zum 01.01.2000 an seine Frau
Andrea übertrug. Tragsdorf ist
ehemaliger Wirtschaftsstadtrat
des Bezirkes und seit einigen
Jahren Consulter. Das Büro für
Wirtschaftsplanung und Projekt-
entwicklung teilt sich die Bü-
roräume mit der Faktor-Haus-
verwaltung in der Warschauer
Straße 70a. Darüber hinaus ar-
beitet er als Quartiersmanager
am Boxhagener Platz. Sein

Steckenpferd ist nach außen hin
die Gewerbeentwicklung. In der
Simon-Dach-Straße 7 sollte der
Gewerbetreibende eine Miete
über dem für das Sanierungsge-
bietzulässigen Höchstsatz für
das vergangene Jahr rückwir-
kend zahlen.
Dies ist nur ein kleiner Einblick in
die Verflechtungen und Tätigkei-
ten des Herrn G. Padovicz und
sicherlich aus Sicht der Mie-
ter. Mehr Informationen könn-
ten auch die Betroffenenvertre-
tung Warschauer Straße, die
Beauftragten Sanierungsträger
ASUM und BSM geben.
Nachschlag:
Nach Redaktionsschluss fand
am 17.01.01 ein Treffen im Mie-
terladen statt, an dem Vertreter
verschiedener Parteien vom
Abgeordnetenhaus (AH) und 
der Bezirksverordnetenver-
sammlung (BVV) Friedrichs-
hain-Kreuzberg, der Anwalt ei-
ner geschädigten Handwerksfir-
ma und weitere Betroffene teil-
nahmen. Voran ging die Infor-
mation am Vortag vom Rech-
nungshof, dass dieser Padovicz
als Käufer für ungeeignet hält.
Die Senate für Stadtentwicklung
und Finanzen bezeichnen Pado-
vicz jedoch als „Ehrenmann“ und
hielten ihn für eine gemeinsame
Firma mit der WBF für geeignet.
Viele Informationen und Fakten
über den dubiosen Sanierer wur-
den ausgetauscht und eine Stra-
tegie vorgeschlagen. In der BVV
und im AH werden Anfragen und
Anträge stattfinden, deren Ziel
es ist, den „Ehrenmann“ Pado-
vicz zu entlarven. 
Wir wollen gemeinsam die Fir-
menstrategie von Padovicz offen
legen, der leider immer noch
große Unterstützung aus Se-
natskreisen genießt, und dafür
Sorge tragen, dass keine weite-
ren Mieter und Unternehmer
durch ihn geschädigt werden
können.
Wir rufen nochmals alle Pado-
vicz-Mieter (auch ehemalige)
auf, sich bei der BMG zu melden,
um kurzfristig eine Interessen-
gemeinschaft Padoviczmieter zu
gründen, ähnlich wie es die ge-
schädigten Unternehmer gerade
tun, zwecks gemeinsamen Vor-
gehens und um zu verhindern,
dass es zukünftig immer mehr
von Padovicz geschädigte Mie-
ter gibt. Wir werden so schnell
wie möglich ein gemeinsames
Treffen vorbereiten und Einla-
dungen an alle verschicken, die
sich bei uns melden.
Kein Verkauf von kommuna-
lem Wohnungsbestand – und
schon gar nicht an Padovicz!

Bezirkskorrespondenz
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Recht & Rechtsprechung
Zur Umstellung der Miete aufgrund
der Betriebskostenumlageverordnung 

Die einseitige Erklärung des Vermieters zur Umlage der Betriebskosten ist nur
wirksam, wenn der Vermieter die nunmehr neben der Miete zu zahlenden
Betriebskosten in der Erklärung genau bezeichnet. 

Zahlen die Mieter über Jahre eine Nettokaltmiete zuzüglich Betriebskosten
und akzeptieren die Abrechnungen – wenn auch unter dem Vorbehalt der
Richtigkeit der Abrechnung – ist die Vereinbarung einer Nettokaltmiete
zuzüglich einer Vorauszahlung auf Betriebskosten gleichwohl zustande
gekommen.

Amtsgericht Lichtenberg, Urteil vom 9. Mai 2000 – 8 C 492/99 –

Zwischen den Parteien bestand vom 1. März 1990 bis zum 30. April
1997 ein Mietverhältnis. Mit Schreiben vom 31. Juli 1991 erklärte der
Vermieter die Umlage der Betriebskosten nach der Betriebskosten-
umlageverordnung. Mietvertraglich vereinbart war auch die Nutzung
eines Teiles des Hausgartens in einer Größe von etwa 200 m2. Der
Vermieter hatte diese über die Betriebskosten abgerechnet. Die Ab-
rechnungen endeten mit einer Nachzahlung. Die Mieter verweiger-
ten die Nachzahlung mit dem Hinweis darauf, dass zum einen die
Betriebskostenumlageerklärung vom 31. Juli 1991 unwirksam sei,
und zum anderen die in den Abrechnungen enthaltene Position Gar-
tenpflege nicht berücksichtigt werden dürfte, da die Mieter für Teile
der Gartenfläche selbst die Pflege übernommen hatten. 

Mit der Klage verlangt der Vermieter von den Mietern die Nach-
zahlung aus den Betriebskostenabrechnungen. 

Das Amtsgericht stellte fest, dass die Erklärung des Vermieters vom
31. Juli 1991, mit denen die Mietstruktur von bruttokalt auf nettokalt
geändert werden sollte zu unbestimmt und daher unwirksam war.
In der Erklärung hatte der Vermieter lediglich auf § 11 Absatz 4 MHG,
die 1. Grundmietenverordnung und allgemein auf die Betriebskos-
tenumlageverordnung verwiesen. Der erforderliche Hinweis auf
§1 Absatz 5 der Betriebskostenumlageverordnung und § 27 Zwei-
te Berechnungsverordnung, die sich auf die Art der umlagefähigen
Betriebskosten beziehen, fehlte in der Umlageerklärung. Es sei zwar
streitig, ob die reine Bezugnahme auf § 27 Zweite Berechnungs-
verordnung für sich genommen ausreicht, darauf kam es hier je-
doch nicht an, weil es an einer solchen Verweisung fehlte. 

Allerdings stellte das Amtsgericht fest, dass zwischen den Mietern
und dem Vermieter konkludent eine Netto-Kaltmiete zuzüglich Be-
triebskostenvorauszahlungen vereinbart worden war, da die Mieter
unstreitig seit 1991 eine Nettokaltmiete zuzüglich Betriebskosten-
vorauszahlungen gezahlt hatten. Nach Ansicht des Amtsgerichts
konnten die Mieter nicht bestreiten, die Betriebskostenabrechnun-
gen des Vermieters akzeptiert zu haben. Aus den vorgelegten
Schreiben der Mieter ließ sich gerade nicht entnehmen, dass sie
der Umlage der Betriebskosten grundsätzlich widersprochen hat-
ten, sondern es wurden lediglich Zweifel an der Richtigkeit der Ab-
rechnung, insbesondere an der Berechtigung der Umlage einzelner
Betriebskostenpositionen angemeldet. Im Übrigen hatten die Mie-
ter selbst ein Guthaben aus der Betriebskostenabrechnung geltend
gemacht, was für die Vereinbarung einer Änderung der Mietzins-
struktur spricht.

Die Berechtigung zur Umlage der Kosten der Gartenpflege – eben-
falls aufgrund einer konkludenten Vereinbarung – verneinte das Ge-
richt. Denn die Gartenpflege wurde erst im Jahre 1993 an eine
Fremdfirma vergeben. Diese Position wurde von den Mietern in den
darauffolgenden Betriebskostenabrechnungen jedoch nicht aner-
kannt. Schließlich konnte der Vermieter den Einwand der Mieter
nicht entkräften, dass die von der Fremdfirma nach Quadratmetern
berechnete Grünfläche nicht auch einen Teil des von den Mietern
selbst gepflegten Gartens umfasst. 

Mitgeteilt von Rechtsanwalt Stefan Brieger

Anmerkung:

Die Verordnung über die Umlage von Betriebskosten auf die Mieter
(Betriebskostenumlageverordnung) galt nur in den neuen Bundes-
ländern und Ostberlin; sie trat mit dem Mietenüberleitungsgesetz
außer Kraft. Nach § 14 Miethöhegesetz hatte der Vermieter das

Recht, für eine Übergangszeit bei Mietverhältnissen aufgrund von
Verträgen, die vor dem 11. Juni 1995 abgeschlossen worden sind,
durch einseitige Erklärung die Betriebskosten bis zum 31. Dezem-
ber 1997 auf die Mieter umzulegen. 

Veränderung der Wohnung durch
Umbau und Haftung des vor Umbau
ausgezogenen Mieters für
Mietschulden des in der Wohnung
verbliebenen Untermieters

Wird eine Mietwohnung durch Umbau (Zusammenlegung mit einer weiteren
Wohnung) völlig verändert, kann nicht davon ausgegangen werden, dass das
Mietverhältnis über die ursprüngliche Wohnung nahtlos in ein Mietverhältnis
über die umgebaute Wohnung übergegangen ist. Vielmehr bedarf es hierüber
einer neuen vertraglichen Vereinbarung.

Landgericht Berlin, Beschluss vom 6. Oktober 2000 – 65 T 78/00 -
Die beklagte Mieterin hatte im Jahre 1988 eine Wohnung gemietet.
Sie nahm einen Untermieter in die Wohnung auf, dem sie im wei-
teren Verlauf des Mietverhältnisses die Wohnung zum alleinigen Ge-
brauch überließ.
Im Jahre 1990 wurde diese Wohnung mit einer anderen Wohnung
zusammengelegt, das Mietobjekt wurde hierbei völlig verändert, es
erhielt ein weiteres Zimmer, wurde in der Wohnfläche erheblich ver-
größert; die Eingangstür wurde verlegt und der Mietzins wurde er-
höht. Die Mieterin war aus der gemeinsamen Wohnung ausgezo-
gen und hatte nach Durchführung der Umbaumaßnahmen keiner-
lei Kontakt mehr zu dem Vermieter und dem Untermieter. Der Un-
termieter bezog nach den Umbaumaßnahmen die Wohnung allein.
Nachdem der in der Wohnung verbliebene Untermieter einen Teil
des Mietzinses für die neue (zusammengelegte) Wohnung nicht ge-
zahlt hatte, wurde die ausgezogene Mieterin vom Vermieter auf Zah-
lung und Räumung, jedoch der Untermieter nur auf Räumung ver-
klagt.
Das Landgericht Berlin führte in seinem Beschluss über die Be-
schwerde der beklagten Mieterin wegen Ablehnung ihres Antrages
auf Prozesskostenhilfe durch das Amtsgericht aus, dass die For-
derung des Vermieters gegen Mieterin auf Zahlung des Mietzinses
nicht begründet ist. Es stellte fest, dass eine Zahlungspflicht der aus-
gezogenen Mieterin nur bestehe, wenn sie aufgrund eines aus-
drücklichen oder konkludent geschlossenen Mietvertrages auch
Mieterin der neuen (umgebauten) Wohnung geworden sei. Wegen
des erheblichen Umbaus durch Zusammenlegung zweier Woh-
nungen könne nicht mehr davon ausgegangen werden, dass das
ursprüngliche Mietverhältnis von November 1988 nahtlos in ein Miet-
verhältnis über die neuen (umgebauten) Wohnräume übergegan-
gen sei. Hierzu wäre nach Ansicht des Landgerichts der Abschluss
eines neuen Mietvertrages erforderlich gewesen. 
Eine neue vertragliche Bindung ist ausschließlich mit dem in der
Wohnung verbliebenen (Unter-) Mieter aufgrund der tatsächlichen
Nutzung und Zahlung des (erhöhten) Mietzinses entstanden. Da der
Vermieter nicht darlegen bzw. beweisen konnte, dass die aus der
Wohnung ausgezogene Mieterin nach dem Umbau noch in der Woh-
nung gewohnt hatte, konnte nach Ansicht des Landgerichts nicht
davon ausgegangen werden, dass sie ebenfalls durch schlüssiges
Verhalten Mieterin der (neuen) Wohnräume geworden ist. Der Um-
stand, dass sie bis 1990 in der alten Wohnung gewohnt hatte, las-
se nicht den Schluss zu, sie würde auch ohne weiteres in der neu-
en Wohnung wohnen bleiben. Aus den gleichen Gründen kann ihr
auch das Verhalten des in der Wohnung verbliebenen Mieters nicht
zugerechnet werden.
Der die Prozesskostenhilfe versagende Beschluss des Amtsge-
richts wurde aufgehoben und der Mieterin Prozesskostenhilfe für
den ersten Rechtszug gewährt.
Eine Entscheidung des Gerichts in der Sache erging nicht, weil sich
das Verfahren durch Vergleich erledigte.

Mitgeteilt von Rechtsanwalt Andreas Günzler



Kontrollpflicht des Mieters 

Ein Mieter, der nicht ausdrücklich vom Vermieter beauftragt ist, Handwerksar-
beiten in seiner Wohnung zu kontrollieren, begeht (noch) keine nicht
unerhebliche Vertragsverletzung, wenn er wissentlich falsche Arbeitsstunden
quittiert, ohne hiervon einen persönlichen Vorteil zu haben. 

Eine Kündigung kann gemäß § 554 a BGB gerechtfertigt sein, wenn der Mieter
nach Abmahnung die Miete dreimal im Jahr unpünktlich zahlt. Die
Abmahnung und die unpünktlichen Mietzahlungen müssen im Kündigungs-
schreiben dargelegt werden.

Ein an und für sich vernünftiger und nachvollziehbarer Wunsch zur eigenen
Nutzung einer Wohnung erscheint vorgeschoben, wenn der Vermieter zehn
Wochen vor dem Ausspruch der mit Eigenbedarf begründeten Kündigung eine
Maklerfirma mit der Vermittlung der Wohnung beauftragt hatte. 

Landgericht Berlin, Urteil vom 22. Juni 2000 – 67 S 288/99 -

Der Vermieter hatte den Mieter auf Räumung der Wohnung verklagt.
Er stützte seinen Anspruch auf mehrere Kündigungen, zum einen
wegen einer Pflichtverletzung des Mieters, weil dieser den von dem
Vermieter beauftragten Handwerkern Stundenzettel quittiert hatte,
obwohl er wusste, dass die Arbeiten nicht in dem angegebenen Um-
fang angefallen waren; zum anderen mit dem Vorwurf unpünktlicher
Mietzahlung und ferner wegen Eigenbedarfs.

Das Landgericht Berlin hielt die Kündigungen für unwirksam.

Zur Kündigung wegen wissentlich falsch quittierter Arbeitsstunden
führte das Landgericht aus, dass zwar offenkundig sei, dass der
Handwerker beim Ausfüllen der Stundenzettel geschummelt und
der Mieter dies erkannt hatte, dass die vom Mieter zu Unrecht quit-
tierten Arbeitsstunden des Handwerkers aber keine so schwere
Pflichtverletzung darstellten, dass sie den Vermieter zur Kündigung
des Mietverhältnisses berechtigen. Insbesondere sei bei der Inter-
essenabwägung auch zu berücksichtigen, dass der Mieter vom Ver-
mieter nicht beauftragt gewesen war, die Reparaturarbeiten zu kon-
trollieren. Der Mieter hatte von der Unrichtigkeit des Arbeitsnach-
weises auch keinen persönlichen Vorteil. 

Die Kündigung wegen unpünktlicher Mietzahlung hielt das Land-
gericht ebenfalls für unbegründet. Zwar stellt nach Auffassung des
Landgerichts unpünktliche Mietzahlung grundsätzlich einen Grund
zur fristlosen oder ordentlichen Kündigung dar, Voraussetzung für
die Kündigung aber ist, dass der Vermieter den Mieter wegen der
unpünktlichen Mietzahlung abgemahnt und der Mieter trotz dieser
Abmahnung die Miete innerhalb eines Jahres noch dreimal un-
pünktlich gezahlt hat. Ob diese Voraussetzungen vorgelegen ha-
ben, hatte der Vermieter im Kündigungsschreiben nicht dargelegt.

Zur Kündigung wegen Eigenbedarfs führte das Landgericht aus,
dass die im Kündigungsschreiben des Vermieters angegebenen
Gründe den Eigennutzungswunsch zwar grundsätzlich als ver-
nünftig und nachvollziehbar erscheinen ließen. Mit dem vom Ver-
mieter behaupteten Eigennutzungswunsch lasse es sich jedoch
nicht vereinbaren, dass dieser zehn Wochen zuvor einer Maklerfir-
ma schriftlich die Vollmacht erteilt hatte, die Wohnung zu verkaufen
und dies mit der Anweisung verbunden hatte, die erforderlichen Be-
sichtigungstermine in Absprache mit dem Mieter zu regeln. Er-
schwerend komme hinzu, dass ein Mitarbeiter der Maklerfirma bei
dem Mieter erschienen sei und ihn gebeten habe, aus der Wohnung
auszuziehen. Zu dem vom Landgericht gewonnenen Eindruck, dass
der Eigennutzungswunsch nur vorgeschoben sei, passte auch der
Inhalt des Schreibens vom 22. Januar 1993, in dem der Vermieter
dem Mieter die Wohnung zum Kauf angeboten und weiter mitgeteilt
hatte, sie würde andernfalls ebenfalls verkauft werden. 

Mitgeteilt von Rechtsanwalt Wilhelm Lodde

Anmerkung:

Das Landgericht Berlin bestätigt hiermit das bereits im MieterEcho
Nr. 273 veröffentlichte Urteil des Amtsgerichts Mitte – 8 C 634/98 –
(Abzeichnen von Stundenzetteln durch den Mieter).

Vorenthalten der Mietsache 
durch nicht erledigte 
Schönheitsreparaturen 

Gibt der Mieter die Mietsache zurück und erhält er später vom Vermieter noch
einmal Zutritt zur Wohnung, um ausstehende Schönheitsreparaturen durchzu-
führen, dann kann der Vermieter keine Ansprüche auf Nutzungsentschädigung
wegen Vorenthaltung der Mietsache gem. § 557 BGB geltend machen. 
Ein auf diesen Sachverhalt gestützter Schadensersatzanspruch des Vermieters
wegen Mietausfalls setzt voraus, dass sich der Mieter mit der Vornahme der
Schönheitsreparaturen im Verzug befand und der Mietausfall auf die nicht
ausgeführten Schönheitsreparaturen zurückzuführen ist. 
Landgericht Berlin, Urteil vom 5. Oktober 2000 – 62 S 490/99 -
Der Mieter hatte den Mietvertrag zum 30. Juni 1998 gekündigt und
dem Vermieter die Wohnung sowie sämtliche Schlüssel am 9. Juli
1998 zurückgegeben. In dem bei Rückgabe der Wohnung gefertig-
ten Übergabeprotokoll wurden vom Vermieter Mängel genannt, die
die Mieter für unzutreffend hielten und deshalb das Protokoll nicht
unterzeichneten. Nachdem der Vermieter die Mieter durch An-
waltsschreiben vom 18. August 1998 unter Fristsetzung von zwei
Wochen und gleichzeitiger Nachfristsetzung von einer Woche zur
Beseitigung dieser Mängel aufgefordert hatte, nahmen die Mieter
verschiedene Arbeiten in der Wohnung vor und gaben die Wohnung
sowie die ihnen vom Vermieter vor Durchführung der Arbeiten aus-
gehändigten Schlüssel im Oktober 1998 zurück. Mit Anwalts-
schreiben vom 23. Oktober 1998 rügte der Vermieter verschiedene
Mängel und forderte die Mieter auf, diese zu beseitigen. Die Mieter
nahmen keine weiteren Arbeiten in der Wohnung vor. 
Der Vermieter verlangte nunmehr von den Mietern die Zahlung des
Mietausfallschadens wegen des Vorenthaltens der Mieträume bis
zum Abschluss der Schönheitsreparaturen. Die Mieter wiesen die
Forderung als unbegründet zurück, worauf der Vermieter Klage auf
Zahlung erhob.
Das Landgericht wies die Klage des Vermieters ab.
Ein Anspruch auf Nutzungsentschädigung gemäß § 557 BGB setzt
voraus, dass die Mietsache (Wohnung) dem Vermieter vorenthal-
ten wird. Dies sei jedoch nur dann der Fall, wenn der Mieter die Woh-
nung gegen den Willen des Vermieters nicht zurückgibt. Das Land-
gericht betonte, dass das Unterlassen von Schönheitsreparaturen
keine Vorenthaltung der Mieträume im Sinne des § 557 BGB dar-
stellt. Lässt der Vermieter den Mieter nach der Rückgabe der Wohn-
räume wieder in die Wohnung, damit dieser Schönheitsreparaturen
ausführen kann, stellt dies ebenfalls keine Vorenthaltung der Miet-
sache dar. 
Das Landgericht führte ferner aus, dass dem Vermieter auch kein
Anspruch auf Schadensersatz nach § 286 BGB wegen Verzuges
der Mieter mit der Durchführung von Schönheitsreparaturen zusteht.
Nach Auffassung des Landgerichts befanden sich die Mieter nicht
im Verzug, dieser trat frühestens zwei Wochen nach Zugang des
Schreibens vom 18. August 1998, wann dieses Schreiben den Mie-
tern zugegangen war, ließ sich nicht aufklären.
Der Anspruch auf Schadensersatz setzt weiter voraus, dass der Ver-
mieter die Ursächlichkeit des behaupteten pflichtwidrigen Verhal-
tens der Mieter (unterlassene bzw. verspätetet durchgeführte
Schönheitsreparaturen) für den Mietausfall darlegt, dies hatte der
Vermieter im vorliegenden Fall nicht getan.

Mitgeteilt von Rechtsanwältin Kerstin Gebhardt
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Unsere
Beratungsstellen

■ Steglitz
Montag 18.30 bis 19.30 Uhr, 

Osdorfer Straße 121, bei der Arbeiter-
wohlfahrt 
� Osdorfer Str., � 186 ab � Rathaus
Steglitz, � 110

Achtung! Neue Beratungsstelle ab 7. März 2001:
Mittwoch 19 bis 20 Uhr, 

Holsteinische Straße 38, im Büro Bündnis 90/
Die Grünen
� Walther-Schreiber-Platz � Feuerbach-
straße, � 148, 185, 186

■ Tempelhof
Montag 18 bis 19 Uhr, 

Kaiserin-Augusta-Straße 23, 
in der Kirchengemeinde Alt-Tempelhof, 
� Kaiserin-Augusta-Straße 

■ Tiergarten
Donnerstag 18 bis 19 Uhr, 

Stephanstraße 26, im Laden der 
Betroffenenvertretung Stephankiez, 
� Birkenstraße

■ Treptow
Mittwoch 18 bis 19 Uhr, 

Dörpfeldstraße 54, Jugendhilfe 
Treptow-Köln e. V., in der Alten Schule, 
� Treptow-Adlershof

■ Wedding
Donnerstag 18 bis 19.30 Uhr, 

Malplaquetstraße 32, im Treffpunkt M 32, 
� Leopoldplatz, Nauener Platz
Eingang Tageszentrum

■ Weißensee
Mittwoch 18 bis 19.30 Uhr, 

jeden 1. und 3. Mittwoch im Monat, 
Streustraße 121, Ecke Börnestraße, 
in der Berliner Stadtmission, 
�� Antonplatz 2, 3, 4, 13, 23, 24

■ Wilmersdorf
Montag 19 bis 20 Uhr, 

jeden 2. und 4. Montag im Monat, 
Blissestraße 14, im Café „blisse 14“,
Seminarraum 1, �, � Blissestraße 

Die Angaben gelten für das laufende Quartal und in der Regel auch darüber hinaus. Dennoch kön-
nen mitunter Änderungen auftreten. Rufen Sie im Zweifelsfall vor dem Aufsuchen einer Bera-
tungsstelle unsere Geschäftsstelle unter 216 80 01 an.

■ Charlottenburg
Montag 18.30 bis 19.30 Uhr, 

Sophie-Charlotten-Straße 51/52, 
Ecke Philippistraße, im Jugendladen, 
� Kaiserdamm

■ Friedrichshain
zusammen mit der „UBI Mieterladen“ 
Montag 18 bis 20 Uhr und
Donnerstag 19 bis 20 Uhr, 

Kreutzigerstraße 23, im Mieterladen, �, 
� Samariterstraße, �� 2

■ Hellersdorf
Mittwoch 18 bis 20 Uhr, 

jeden 2. und 4. Mittwoch im Monat, 
ACHTUNG: Bis auf weiteres
Auerbacher Ring 40, in der Ko.-Zentrale 
der Lokalen Agenda 21, � Hellersdorf

■ Hohenschönhausen
Dienstag 18 bis 20 Uhr, 

Hauptstraße 13, bei der Arbeiterwohlfahrt, �, 
�� 5, 13, 15, 18, � Storchenhof 142, 256 

■ Köpenick
Montag 18 bis 20 Uhr, 

Wilhelminenhofstraße 42, im BIZO, 
� Schöneweide, weiter mit �� 26, 61 
oder 67 

Donnerstag 18.30 bis 20 Uhr,
jeden 1. und 3. Donnerstag im Monat,
Puchanstraße 9, im Rabenhaus, �, 
� Köpenick,� 360, 369, �� 60, 61, 
62, 63, 68

■ Kreuzberg
Montag 18.30 bis 19.30 Uhr, 

Bergmannstraße 14, 
Stadtteilausschuss Kreuzberg e.V. 
� Gneisenaustraße, Mehringdamm

Mittwoch 16 bis 17.30 Uhr, 
Möckernstraße 92, Ecke Yorckstraße, 
� Möckernbrücke, Mehringdamm, 
Yorckstraße, � Yorckstraße
tercüman bulunmaktadır

Donnerstag 18.15 bis 19 Uhr, 
Mehringdamm 114, 
im Elternzentrum, Raum 403a, 2. Stock, 
� Platz der Luftbrücke

Freitag 18 bis 19 Uhr, 
Oranienstraße 43, VH, 1.OG im Mieterladen
des STADTbüro e. V.,
� Moritzplatz, Kottbusser Tor, � 129

■ Lichtenberg
Montag 18.30 bis 20 Uhr, 

jeden 1. und 3. Montag im Monat,
Gundelfinger Straße 25, im Seniorenklub, 
� Karlshorst, � Tierpark

Dienstag 17 bis 19 Uhr, 
Frankfurter Allee 149, 1. Stock, in der
Bibliothek, � und � Frankfurter Allee

Mittwoch 18.30 bis 20 Uhr, 
jeden 2. und 4. Mittwoch im Monat,
Anton-Saefkow-Platz 12, Eingang vom
Parkplatz zum Mieterbeirat Storkower Bogen,
� Storkower Straße

Donnerstag 18.30 bis 20 Uhr, 
jeden 2. und 4. Donnerstag im Monat,
Einbecker Straße 23, Hochparterre, in der
Geschäftsstelle der Volkssolidarität, 
� und � Lichtenberg

■ Marzahn
Montag 18 bis 19.30 Uhr,

Alt-Marzahn 23, im „KulturGut“, 
� Marzahn

■ Mitte
Mittwoch 18 bis 19 Uhr, 

jeden 1. und 3. Mittwoch im Monat,
Leipziger Straße 55, im „Checkpoint“, 
� Spittelmarkt

Mittwoch 19 bis 20.30 Uhr, 
Auguststr. 21, Hof, in der Comic-Bibliothek 
„Bei Renate“, � Oranienburger Str.,
Hackescher Markt, � Oranienburger Tor,
Weinmeisterstr., �� 1, 13

■ Neukölln
Dienstag 18.15 bis 19.15 Uhr, 

Kottbusser Damm 79a, 4. Hof, 
Zugang: Hobrechtstr. 55, im Nach-
barschaftsladen „elele“, � Schönleinstraße,
Hermannplatz, � Hohenstaufenplatz 141  

Mittwoch 18 bis 19.30 Uhr, 
Fuldastraße 48-51, in der Martin-Luther-
Kirche, EG links, � Rathaus Neukölln

■ Pankow
Dienstag 18 bis 20 Uhr, 

jeden 1. und 3. Dienstag im Monat, 
Wolfshagener Straße 72, 
Ecke Eintrachtstraße, im Kiezladen, 
� Pankow, �� 50, 52, 53

■ Prenzlauer Berg
Montag 18.15 bis 19 Uhr, 

jeden 2. und 4. Montag im Monat, 
Grellstraße 14, im „Grelltreff“, �, 
� Prenzlauer Allee, �� 1

Montag 18 bis 19.30 Uhr, 
Templiner Straße 17, im Laden der
Betroffenenvertretung, „BV Teute“, 
� Senefelder Platz, Rosenthaler Platz, 
Rosa-Luxemburg-Platz, �� 6, 8, 
13, 53, � 157

Montag 19 bis 20 Uhr, 
Oderberger Straße 50, im Verein So oder So
(Kiez-Kantine), � Eberswalder Straße, 
�� 13, 20, 50, 53

Dienstag 19.30 bis 20.30 Uhr, 
Käthe-Niederkirchner-Straße 12, Kiezladen
der Betroffenenvertretung Bötzow-Viertel, �
�� 2, 3, 4 

Donnerstag 18.30 bis 20 Uhr, 
Christburger Str. 38, im „Baobab“, 
zus. mit dem Bürgerverein 
„Rund um die Rykestraße“, �, 
�� 1, 2

■ Schöneberg
Dienstag 18.30 bis 19.30 Uhr, 

Cranachstraße 7, in der Sozialstation, �,
� Friedenau

Dienstag 19 bis 20 Uhr und
Donnerstag 19 bis 20 Uhr, 

Nollendorfstraße 38, im Mieterladen
„NOLLZIE“, � Nollendorfplatz

■ Spandau
Mittwoch 19 bis 20 Uhr, 

jeden 1. und 3. Mittwoch im Monat, 
Mauerstraße 6, im Kulturhaus Spandau, 
� und � Spandau
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Die MieterGemeinschaft bietet ihren Mitgliedern
derzeit Mietrechtsberatung in den obenstehen-
den Beratungsstellen, von denen sind die
behindertengerechten durch � gekennzeichnet. 

In allen Beratungsstellen werden Sie als Mitglied
von auf Mietrecht spezialisierten Rechtsanwäl-
tinnen und Rechtsanwälten beraten. 
Bringen Sie Ihre letzte Beitragsquittung (oder
das letzte MieterEcho auf Ihren Namen) mit!
Und vergessen Sie nicht Ihre Mietunterlagen,
einschließlich Mietvertrag!

Achtung! In unserer Geschäftsstelle
und den Vor-Ort-Büros finden nur
während der Beratungszeiten Rechts-
beratungen statt. 

In dieser Ausgabe werden die Beratungsstellen noch nach den alten Bezirksnamen sortiert.


